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Editorial 


Im Namen des (ausländerInnenfreien) Volkes: 

wählen AusländerInnen auf kommunaler Ebene mit, obwohl sie das 
nicht gedurft hätten, dann entsteht Schaden für die Demokratie; 
diese Wahlen müßten annuliert werden. Finden die Wahlen ohne Aus- 
länderInnen statt, obwohl sie eigentlich hätten wählen dürfen, 
so entsteht kein Schaden für die Demokratie, die Wahlen sind gül- 
tig (und entsprechen dem Zeitgeist der REPublik). 

Laut Entscheid des Bundesverfassungsgerichtes dürfen AusländerIn- 
nen nun doch nicht an den anstehenden Kommunalwahlen in Schles- 
wig-Holstein teilnehmen. Formal ist damit zwar noch keine Ent- 
scheidung über die Verfassungsmäßigkeit des kommunalen Wahlrechts 
gefallen. Aber die Rechte hierzulande triumphiert zu recht darü- 
ber, daß es von den Richtern offenbar als nicht unwahrscheinlich 
angesehen wird, daß sie das kommunale AusländerInnenwahlrecht 
für verfassungswidrig erklären. Jeder weitere Vorstoß - so die 
rosa-grüne Gesetzesinitiative in West-Berlin -— soll. nach dem Wil- 
len der Konservativen im Keim erstickt werden. Das Bundesverfas- 
sungsgericht demonstriert, daß das linke Schielen auf die Ent- 
scheidungen dieses Gerichtes, das sich nach dem spektakulären 
S»pp der 83er Volkszählung eingebürgert hatte, eben doch kein 
Ersatz für Politik und öffentlichen Druck ist. Hier ist das ent- 
schiedene Engagement von Menschen gefragt, denen internationale 
Solidarität auch dann noch etwas bedeutet, wenn das "Objekt der 
solidarischen Begierde" nicht tausende Kilometer entfernt im Tri- 
kont, sondern direkt vor der Haustür anzutreffen ist. 

Der Artikel über die kommende "Demokratur" in Chile von Isidoro 
Bustos ist in der Redaktion einigermaßen heftig diskutiert wor- 
den. Er untersucht, inwieweit die Wahlen vom 14. Dezember 1989 
zu tiefgreifendem Wandel führen können und kommt zu dem Ergebnis, 
daß sich an der Herrschaft des Kapitals, des Militärs und des 
Justizapparates nichts ändern wird. Ein Teil der Redaktion ist 
der Meinung, daß die Offenheit der historischen Situation Chiles 
unterschätzt wird und daß Veränderungen nur dann blockiert werden 
können, wenn das Volk die Durchführung der Wahlen allein schon 
für Demokratisierung hält. Werden aber die im Artikel aufgeführ- 
ten Punkte als Warntafeln vor den Fallen, die die Verfassung auch 
in Zukunft noch bereit hält, und als Aufforderung zu ihrer Besei- 
tigung verstanden, sind die Veränderungsmöglichkeiten nach dieser 
Position größer als im Artikel angenommen. j 


* 
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VERSCHULDUNG 


Der IWF - ein Jahr nach Berlin 


Ungestört von demonstrierenden Massen haben IWF und 
Weltbank ihre Jahrestagung in Washington durchführen 
können. Der Brady-Plan einer Schuldenreduzierung ändert 
nichts am Inhalt der Schuldenkrise, sondern nur etwas 
an ihrem Erscheinungsbild. 


Wurden in Berlin vor einem Jahr noch alle, die auf dem 
IWF-Gegenkongress den sofortigen Erlaß der Schulden der 
Länder der Dritten Welt gefordert hatten, von den se- 
riösen Verteidigern der Bankwelt zu verantwortungslosen 
Laien erklärt, so hat sich inzwischen das Bild schein- 
bar sehr gewandelt. Jetzt ist es nicht mehr nur Alfred 
Herrhausen, der Chef der Deutschen Bank, der von 
Schuldenstreichung spricht; der Erlaß von Schulden ist 
vielmehr inzwischen zum Kernpunkt der neuen Strategie 
der USA und des IWF im Kampf gegen die Schuldenkrise 
geworden. Mit dem nach ihm benannten Plan einer Schul- 
denreduzierung hat US-Finanzminister Brady auch bei der 
diesjährigen Tagung der Weltbank und des IWF in 
Washington den Ton angeben können. 


In Wirklichkeit hat sich für die Situation der Länder 
der Dritten Welt absolut gar nichts geändert, wie sich 
leicht am Beispiel Mexikos zeigen läßt, dessen Regie- 
rung sich - als bisher einzige - noch gerade rechtzei- 
tig vor der IWF-Tagung mit 500 Gläubiger-Banken auf 
“Maßnahmen zur Umschuldung von 53 Milliarden ( von ins- 
gesamt etwa 97 Milliarden ) geeinigt hat. Dieser Prozeß 
hat nach Aussagen aller Beteiligten unendliche Mühe 
gekostet, und es ist fraglich, ob andere Länder, die 
für die USA nicht so unmittelbar interessant sind, 
vergleichbare Ergebnisse überhaupt je erreichen können. 


Aber was sind das für Ergebnisse? Zunächst fällt auf, 
daß nur gerade die Hälfte der mexikanischen Auslands- 
schulden überhaupt von dem Plan erfaßt werden. Das 
liegt daran, daß nur die Privatbanken, nicht aber die 
öffentlichen Gläubiger, d.h. die Industriestaaten und 
IWF und Weltbank, am den Kassenschalter gebeten wurden. 
würde also der Brady»Plan wirklich etwas erbringen, so 
nur für die hochverschuldeten Länder, bei denen der 
Anteil der internationalen Privatbanken an den ausge- 
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zahlten Krediten ähnlich hoch ist, und das sind außer 
Mexiko nur Brasilien, Argentinien, Venezuela, Chile und 
Ungarn. Und natürlich die USA selbst, deren Auslands- 
schuld bei japanischen Banken unaufhörlich ins Gigan- 
tische wächst. 


un 


IWF-/Weltbanktagung in Washington: Keine Wute.. 


Es ist kein Wunder, daß sich das versammelte Topmana- 
gement der Geschäftsbanken über diesen Mangel an "Sym- 
metrie" ( Commerzbank-Chef Walter Seipp ) in Washington 
gehörig aufgeregt hat. Es kommt ja gerade darauf an, 
vor aller Welt klarzustellen, zu welchen ungeheuren 
"Verzichten" man bereit ist oder sich "gezwungen" 
sieht. Selbst die westdeutschen Banken, die durch 
Wertberichtigung der Drittweltländer-Schulden ihre 
Steuerzahlungen längst eigenhändig weit über den durch 
das Mexiko-Abkommen gesetzten Rahmen hinaus herabge- 
setzt haben - und nun eigentlich ordentlich nachzahlen 
müßten -, brauchen das werbewirksame Klagen über ihre 
Opfer, weil hierin das eigentliche Ergebnis des Deals 
liegt. 


Um zu verstehen, daß sich durch das Mexiko-Abkommen für 
Mexiko im Kern nichts geändert hat, ist es nötig, die 
Schuldensituation des Landes und die Einzelheiten des 
Plans miteinander zu vergleichen. Beginnen wir mit der 
Schuldensituation Mexikos. Sie ist dadurch gekennzeich- 
net, daß die Schulden in ihrer Gesamtheit so oder so 
unbezahlbar sind. 1978 betrugen die Schulden 34 
Milliarden Dollar; bei Ausbruch der Schuldenkrise durch 
Feststellung der momentanen Zahlungsunfähigkeit Mexikos 
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1982 beliefen sie sich auf etwa 88 Milliarden; und seit 
1984 schwanken die Schulden rund um 100 Milliarden. Bei 
einem - vor allem durch Reagans unverantwortliche Rü- 
stungs- und Haushaltspolitik verschuldeten - seither 
geltenden Hochzinssatz von durchschnittlich 10 Prozent 
muß Mexiko also jedes Jahr etwa 10 Milliarden Dollar 
aufbringen, um - ohne jegliche Tilgung - die Zinsen zu 
bezahlen. Das ist ungefähr die Hälfte der jährlichen 
Exporterlöse, die um die 20 Milliarden Dollar schwan- 
ken. Da sich nun die Einfuhren zwar kleinhalten, aber 
nicht völlig beliebig drosseln lassen und auch die in- 
ternationalen Dienstleistungen noch bezahlt werden 
müssen, ist das Land auch bei völliger Umstellung der 
Wirtschaft auf Schuldendienstkapitalismus einfach nicht 
in der Lage, die vollen Zinsen zu zahlen. Die nichtge- 
zahlten Zinsen werden dann auf die Schulden aufge- 
schlagen, die auf diese Art noch weiterwachsen und noch 
unbezahlbarer werden. Konkret bedeutet das, daß Mexiko 
in den Jahren von 1983 bis 1988 Exportüberschüsse in 
Höhe von 51 Milliarden Dollar produziert hat, nur um 56 
Milliarden Dollar netto ins Ausland zu transferieren, 
und daß am Ende dennoch die Auslandsschulden um 8 Mil- 
liarden höher waren. 


.„..kein Witz, kein Widerstand 
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Die Optionen des Brady-Plans 


Die Frage ist nun, ob das Abkommen Mexikos mit den 
Banken gemäß dem Brady-Plan an dieser Situation über- 
haupt etwas ändert. Sehen wir uns an, welche Optionen 
die Gläubigerbanken nach diesem Plan für die Art ihres 
"Verzichts" haben. 


Die erste Option ist ein Nachlaß von 35 Prozent der 
Schulden. Wenn alle Banken von dieser Option Gebrauch 
machen würden, dann sänken die Schulden Mexikos um we- 
nig mehr als 18 Milliarden Dollar. Da der Zinssatz sich 
nicht ändern würde, käme das einer jährlichen Zins- 
ersparnis von etwa 1,8 Milliarden gleich. Das ist we- 
niger als der Anteil, den das Land jetzt nicht zahlen 
kann, und damit hätte Mexiko auch in Zukunft immer noch 
eine untragbare und physisch unbezahlbare Zinslast. Die 
Banken würden gar nicht weniger ausgezahlt bekommen als 
bisher, aber sie hätten den Gewinn, daß sie so schön 
bescheiden erscheinen. 


In seinen Wirkungen kommt dieser Schuldennachlaß einem 
Zinsnachlaß genau gleich, und darin besteht denn auch 
die zweite Option, wonach die alten Kredite mit einen 
durchschnittlichen Zinssatz von knapp 10 Prozent gegen 
neue mit einem Zinssatz von 6,25 Prozent eingetauscht 
werden sollen. Da von den Banken aus Mexiko im Schnitt 
ohnehin nicht mehr herausgepreßt werden kann, dient 
auch diese Option der puren Optik. 


Die dritte Option allerdings hat einen anderen Charak- 
ter. Wählen die Banken diese Option, dann gewähren sie 
damit dem Land, gemessen an ihren bisherigen Forderun- 
gen, 25 Prozent neue Kredite bis 1992. An dieser Option 
wird deutlich, daß die Banken auch die zukünftig nie- 
drigere Zinsbelastung Mexikos nur für tragbar halten, 
wenn das Land neue Kredite bekommt und also seine 
Schulden wieder steigert. Indem aber diese Option den 
anderen gleichgesetzt wird, lassen die Banken schon von 
vornherein erkennen, daß auch zukünftige Kredite an 
Mexiko nur mit einem starken Risiko-Abschlag gedacht 
werden. So beweist der Brady-Plan sein eigenes Ungenü- 
gen. 


Würden alle Banken die dritte Option wählen, so würden 
bis 1992 die Schulden Mexikos noch einmal um mehr als 
13 Milliarden Dollar steigen, anstatt zu fallen. Wahr- 
scheinlicher ist aber, daß die einzelnen Banken ihren 
relativen Vorteil suchen und die ihnen jeweils gün- 
stigste Option wählen. Nimmt man einmal an, daß für je 


| 
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ein Drittel der Forderungen eine der Optionen gewählt 
wird, so wird am Ergebnis des Brady-Plans seine ganze 
Lächerlichkeit , gemessen an der Schwere der Schulden- 
Krise, deutlich. Bis 1992 würden die Auslandsschulden 
Mexikos um ganze 1,8 Milliarden Dollar sinken, und die 
jährliche Zinsbelastung würde um rund 0,8 Milliarden 
Dollar zurückgehen. Dazu käme nur eine Zahlung von 4,4 
Milliarden. Wenn da die Süddeutsche Zeitung von einem 
"Kriechgang aus der Schuldenkrise" ( 28.9.89 ) spricht, 
ist das noch eine plumpe Übertreibung des Tempos. 


Den westdeutschen Banken tut dieser in der Sache völlig 
bedeutungslose Plan noch nicht einmal weh, weil sie die 
Schulden der lateinamerikanischen Länder ohnehin bis zu 
80 Prozent steuerlich abgeschrieben haben. Gleichwohl 
werden sie sich wie die anderen Banken Japans, der USA 
und Westeuropas zieren, bevor sie anderen Ländern auch 
nur ähnliche Bedingungen einräumen wie Mexiko. Nicht 
wegen möglicher Kosten, sondern wegen des Image. 


Die wirtschaftliche und politische Knebelung der ver- 
schuldeten Drittweltländer durch die unbezahlbare 
Schuldenlast wird mit dem Brady-Plan nicht aufgehoben. 
Insofern bleibt die Forderung nach sofortiger Schul- 
denstreichung, wie sie der IWF-Gegenkongreß vor einem 
Jahr in Berlin erhoben hat, nach wie vor aktuell. So- 
lange aber der IWF praktisch von der Regierung der USA 
kontrolliert wird, kann man von ihm die Unterstützung 
einer solchen Forderung frühestens erwarten, wenn sich 
eines Tages herausgestellt hat, daß auch die Schulden 
der USA gegenüber dem Rest der Welt völlig unbezahlbar 
geworden sind. Obwohl sie sich schon auf über eine 
Billion Dollar belaufen, bleiben die USA auf den in- 
ternationalen Kreditmärkten eine erste Adresse. Das ist 
eben der kleine Unterschied zwischen den armen Nationen 
dieser Welt und einer dem Abgrund erst noch zutaumeln- 
den Supernmacht. 

Urs Müller-Plantenberg 
Anmerkung: 
Die Daten zur Entwicklung der mexikanischen Auslands- 
schuld stammen von der Wirtschaftskommission der Ver- 
einten Nationen für Lateinamerika ( CEPAL ), die Daten 
über die Vereinbarung Mexikos mit den Banken aus DIE 
ZEIT vom 6.10.89. Im jetzt erscheinenden Band 13 des 
Jahrbuchs "Lateinamerika. Analysen und Berichte" findet 
sich ein sehr empfehlenswerter Artikel von Franz Hin- 
kelammert zum Thema unter dem Titel "Die Auslands- 
schulden Lateinamerikas". 
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Kaffeeabkommen 


Auf dem Kaffeemarkt herrscht jetzt der freie Wettbewerb - zur 
Freude der bundesdeutschen Verbraucherinnen. Seit das internatio- 
nale Kaffeeabkomen mit seinen Mengen- und Preisregulierungen Anfang 
Juli geplatzt ist,und das weltweite Überangebot auf den Preis 
drückt, fallen die Rohkaffeepreise bis zu 50% auf den tiefsten Stand 
seit vierzehn Jahren (Oktober 1989). Ein dauerhafter Preisverfall 
beim zweitwichstigsten Welthandelsqut (hinter Erdöl) wird aber die 
Anbauländer hart treffen. Denn die Abhängigkeit einzelner Volks- 
wirtschaften vom Kaffee-Export ist enorm. Nicaragua und Guatemala 
z,B. erzielen ein Drittel,El Salvador über die Hälfte und ostafri- 

kanische Länder wie Uganda sogar 95% seiner Deviseneinnahmen mit 
Rohkaffee, 


Es wird mit einem Einnahmerückgang für die Kaffeeanbieter von 3 Mrd 
US-Dollar gegenüber den bisherigen Erlösen von jährlich 10-12 Mrd. 
US-Dollar gerechnet. Nicaragua spricht von zu erwartenden Ver- 
lusten bis zu 25 Mio. US-Dollar, wenn sich die Situation vor der 
Ernte 89/90 nicht wieder verändert. 


wie kam es zu diesem dramatischen Preissturz des 
Rohkaffees? 

Seit 1962 existiert ein internationales Kaffeeabkommen zwischen 50 
Kaffeeanbauländern (ca.99% des Angebots) und 24 Verbraucherländern 
( ca. 90% der Nachfrage), die gemeinsam die Internationale Kaffee- 
organisation ICO bilden. Dieses Abkommen soll Versorgungssicherheit 
für die Verbraucherländer gewährleisten und die Exporterlöse der 
Erzeugerländer stabilisieren. Es wurden Ausfuhrhöchstmengen fest- 
gelegt (Quotenregelung) und die Preisschwankungen nach oben, sowie 
nach unten hin begrenzt. Die Risiken des Kaffeemarktes sollten 
somit minimiert und kalkulierbarer werden, 

Damit gelang es, ein Abkommen zu etablieren, das - so beschränkt es 
ist — zumindest den Verfall der Preise ins Bodenlose verhinderte, 
obwohl die seither um ein Vielfaches gestiegenen Preise für Indus- 
trieerzeugnisse neben den gleichbleibenden Rohstoffpreisen diesen 
Erfolg wieder stark relativierten. 


Die Exportquoten wurden jährlich der Nachfrage angepasst und kon- 
nten scmit über Jahrzehnte den Rohkaffeepreis weitgehend stabil 
halten. Sank die Nachfrage, wurden die Quoten verringert, stieg die 
Nachfrage so wurden die Quoten erhöht. j 

Die nicht von den ICO-Verbraucherländern abgenommenen Überschußmen- 
gen konnten von den ICO-Erzeugerländern an sog. "Nicht-Mitqlieds- 
Staaten" zu frei vereinbarten Preisen verkauft werden. Die dort er- 
zielten Preise lagen immer erheblich (etwa 50%) unter dem offi- 
ziellen ICO-Preis, Nicht-Mitgliedsstaaten sind im Wesentlichen die 
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osteuropäischen und nahöstlichen Länder. Zu Unmut in ICO-Verbrauch- 
erländern kam es in letzter Zeit, da sich einzelne Importeure unter 
Umgehung des Kaffeeabkommens mit Billigkaffee aus Nicht-Mitglieds- 
ländern versorgt hatten und es damit zu Wettbewerbsverzerrungen auf 
den Kaffeemärkten der Industrieländer kam. 


Verschiedene Sorten - verschiedene Interessen 

So ist denn auch der EG und den USA an der Beendigung dieses 
"gespaltenen Marktes" gelegen. Dies war eine der Forderungen in den 
diesjährigen Verhandlungen, die zum Scheitern der wirtschaftlichen 
Regelungen des Kaffeeabkommens führten. 
Der zweite, noch wesentlichere Grund ist die Unzufriedenheit mit 
der Ausgestaltung des Quotensystems, denn Kaffee ist nicht gleich 
Kaffee. Es gibt unterschiedliche Sorten: 


ARABICA ROBUSTA 


Columbian Milds Other Milds Other Arabica 


Brazilians 


Die weniger gefragten, deftigen Robustabohnen und Other Arabicas 
wachsen hauptsächlich in den afrikanischen Ländern und Brasilien - 
die keliebten Arabica-Milds-Sorten in den mittelamerikanischen 
Ländern, Kolumbien und Kenia. Das weltweite Überangebot von Kaffee 
bringt die Produzentenländer in eine ungünstige Verhandl ungsposi- 
ion - befinden sie sich doch in dem alljährlichen Ringen unterein- 
ander um Erhöhung ihrer jeweiligen Quoten. 

Die USA stellten nun unterstützt durch die EG als zweite Bedingung 
die Erhöhung der Ausfuhrquoten der Arabica-Milds-Sorten. Eine 
Bedingung, bei der sich die Mittelamerikaner die Hände reiben 
konnten - sie forderten die Herabsetzung um 4% der Quoten von 
Brasilien und der afrikanischen Länder und die Weitergabe dieser 
Anteile an sie selber, weil nach dieser (ihrer) Anbausorte die 


arößte Nachfrage bestehe. 


Anteile an der Kaflee-Erzeugung 


Arabica [33%] 


EEE 29,5 % 26h 


Robusta 19,5% 


Andere (0,4%) (0,5 %) (0,3 %} (0,3 %) 
1960/61 1970/71 1980/81 1988/89 
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Für Brasilien - den größten Kaffeeproduzenten der Erde (30%)- 
eine unannehmbare Forderung. Brasilien leistete dieser Forderung 
dann auch heftigsten Widerstand. 

Verhandlungsrunden wurden daraufhin vertagt, diverse Lösungsvor- 
schläge erarbeitet und von den jeweiligen "Gegnern" wieder ver- 
worfen. Vor allem Kolumbien bemühte sich verschiedene [Lösungsvor- 
schläge zu machen. Die EG und die USA fanden sich letztlich kei 
der entscheidenden Abstimmung auf verschiedenen Seiten wieder, ob- 
wohl beide ursprünglich gemeinsame Ziele hatten: Die Abschaffung 
des gespaltenen Marktes und die ausreichende Bereitstellung hoch- 
wertiger Kaffeesorten. Die USA, gemeinsam mit den mittelamerika- 
nischen Ländern, auf der Seite der Forderer nach Erhöhung der 
"Milds"-Exportquote stoßen auf heftigen Widerstand Brasiliens, das 
mit Kolumbien und der EG dafür plädiert, zunächst eine Verlänge- 
rung des Abkommens zu beschließen und die Frage der Quotenregelung 
später zu klären, 


Auf verschiedenen Seiten wird allerdings davon ausgegangen, die 
USA haben schon zu Beginn der Verhandlungen kein Interesse an 
einem neuen Abkommen gehabt und seien daher jeglichen Lösungsvor- 
schlägen gegenüber nicht zugänglich gewesen. Bei der Betrachtung 
der Weltmarktsituation muß dann auch nicht lange nachgedacht 
werden, um zu erkennen, daß das Platzen des Abkommens verheerende 
Auswirkungen für die produzierenden Länder haben wird, die Geld- 
säckel der westlichen Importeure vermehrt füllen wird. 


Was tun? 


JorgeCardenas, Präsident des kolumbianischen Kaffeepflanzerverban- 
des, warnt davor, die jetzt zu erwartenden Verluste durch Ver- 
kaufssteigerungen wettmachen zu wollen. Sein Land allein müßte 
4 Mio Sack Rohkaffee mehr auf den Markt werfen, um. den Preisrück- 
gang auszugleichen. Reagierten alle Erzeugerstaaten so, würden die 
alten Abhängigkeiten aufs Neue verfestigt werden und auch die 
Arabica-Preise würden im Überangebot vollends ersticken. Brasilien 
jedoch steigt kräftigt. ein und hebt alle bestehenden Ausfuhrbe- 
schränkungen für Rohkaffee auf und senkt die Exportsteuern dras- 
tisch. Auch Indien und Indonesien kündigen ähnliches an. Mexika- 
nische Kaffee-Exporteure streben eine Steigerung über Ausfuhren 
auf das Fünffache der bisherigen Menge an. Denn neben höheren 
Einnahmen erhoffen sich die Produzenten auf diese Weise bessere 
Ausgangsbedingungen für eventuelle neue Quotenverhandlungen. 

Die Erkenntnis. , daß es so nicht weitergehen kann, setzt sich 
allerdings zunehmend auch in den Industrieländern durch. So 
schreibt beispielsweise die BHF-Bank in einer Studie über Kaffee: 
"Das Umsteigen der Bauern im Zuge der weltweiten Rauschgift-Be- 
kämpfung wird durch den jetzigen Preisverfall sicher nicht geför- 
dert. Ferner sind gerade die ärmsten Entwicklungsländer auf die 
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Erlöse angewiesen. An einem Verschiebebahnhof, bei dem die Indus- 
trieländer diese Staaten nun statt über die Exportpreise über 
verstärkte Entwicklungshilfe und Schuldendiensterleichterungen 
subventionieren müssen, kann niemand gelegen sein." 


Eine Alternative 


Seit 1980 gibt es in der BRD und in Westberlin direktimportierten 
Kaffee aus Nicaragua. Importiert wird er gemeinsam von der MITKA 
(ein Zusammenschluß von neun Gruppen der BRD und W-Berlins) und 
der GEPA (Gesellschaft zur Förderung der Partnerschaft mit der 
Dritten Welt). Nicaraqua erhält von diesen Gruppen einen garan- 
tierten Mindestpreis - der derzeit ca. 40% über dem Weltmarkt- 
preis liegt, zuzüglich einer Mehrzahlung von 1 DM/kq Röstkaffee 
für ein Projekt.("La Paz de la TÜMA -Infrastrukturförderung in der 


Kaffeeanbauregion) 


Zu kaufen gibt es diese hochwertigen Hochland Arabica (Milds) in 
Naturkostläden , 3.Welt-Läden, Buchläden, Kneipen ect. Es gibt ihn 
jetzt auch magenschonend oder als "Organico" (organisch-biologisch 
angebaut). 


Hinsichtlich der katastrophalen Kaffee-Weltmarktsituation erhält 
die Bedeutung dieses "gerechteren" Handels nochmal besonderes 


Gewicht. 


ICO-Rohkaffeepreis 
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PANAMA 


Der General will noch nicht gehen 


Am vergangenen 3. Oktober fand irmerhalb von 18 Monaten der 
zweite Futschversuch gegen Panamas starken Mann, General Manuel 
Antonio Noriega statt, und wieder ging er als Sieger hervor 
Diesmal putschte die "urraca"-Einheit, die gleiche, die von 
18 Monaten den Putsch von Polizeichef Leonides Macias zurück- 
schlug. Ihr Kormandeur, Major Mois&s Giroldi, steht auf der 
Liste der 10 Todesopfer. Seine Verwandten klagen Noriega an, 
ihn nach der Niederschlagung des Aufstands persönlich hingerichtet 
zu haben.Als die Nachricht vom coup bekannt wurde, blickten 
alle fragend nach Washington, schließlich hat der General Lybiens 
Ghadafi dort als Haßobjekt Nr.1 abgelöst, Zunächst bestritt 
die Bush-Administration Jegliche Verbindung mit dem Putschversuch, 


doch bald wurde bekannt, daß die USA »7 
tnformiert ‚waren, sondern daß der Präsidene ER Buben. 
auch die in der Kanalzone stationterten US-Kräfte j Ermdeneıs. 
hatten, boriega festzunehmen. Die Erlaubnis kam zu spät Er 
Noriega hatte sich nach vier Stunden mit seinen De ch 
aus deraus dem Hauptquartier der Panamesischen Streitkräfte 
absetzen, wo er sich in seinem Bürü versehangt hatte Diese 
Schlacht hat der General gewonnen, doch den Kriag, in Zn Er 
rate mehr Fronten auftun, kann er nicht gewinnen. Verloren 
hat das Panamesische Volk, dem Noriega Anti-Amerikanismıis als 
Ersatz für Demokratie anbietet, und die bürgerliche Opposition 


selbst wenn si ’e g 
Be Te an die Macht kommen sollte, keine Altemative 
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Etikettenwechsel ... 


Noriega rief nach liberstandenem Putschversuch zur 'Neuen Repu- 
blik" auf, und ließ sich, eine Frage der Etikette für den einfa- 
chen comandante, zum "Generaikoordinator für Pläne und Programme" 
und "Führer des Prozesses der Nationalen Befreiung" küren. Diese 
bombastischen Titel, die ihm die am 1.9.1989 einberufene Volks- 
versammlung verlieh, sollen die Fortführung des "Revolutionären 
Prozesses" des 1981 umgekonmenen Torrijos vorspiegeln, der in 
Panama für bessere Zeiten stent. 

Die Operettentitel für "cara de pina",(Ananasgesicht), wie er 
nur genannt wird, wenn er nicht mithört, sind nicht komisch ange- 
sichts der weiteren Eischränkungen, die die demokratischen Spiel- 
regeln im Rahmen des Ausnahmezustands nacheinander erfahren. 
Neben der weiteren Einschränkung der Pressefreiheit werden zu- 
sätzliche Bestimmungen in das Strafrecht aufgenommen. Am härtes- 
ten trifft es die 130 000 öffentlichen Angestellten, unter denen 
nach "etwa" 20 000 Dissidenten gefahndet werden soll. Diese müs- 
sen mindestens mit ihrer Entlassung rechnen. 


Es klappt, es klappt nicht, es klappt „., 


widersprüchliche Meldungen aus Panama sorgten in der ersten Ta- 
geshälfte des 3.0ktober für Aufregung . 

Es hieß, Noriega sei bei einem neuerlichen Putschversuch (der 
erste liegt nur 18 Monate zurück) verhaftet/außer Landes/tot. 
Seit dem Wochenende waren die US-Streitkräfte in der Kanalzone 
in höchster Alarmbereitschaft; zwei Hauptstraßen waren durch An- 
gehörige des South Command (das in 11 Basen am Kanal 110C0O Mili- 
tärs hat) gesperrt, sowie Fort Amador, wo Noriega ein zweites 
Büro hat. 

Das andere Büro hat er im Hauptquartier der Panamesischen Streit- 
kräfte, und in dem war seit sieben Uhr ein heftiger Schußwechsel 
im Gang. Über dem Viertel kreisten US-Hubschrauber. 

Der Radiosender Exitosa verlas ein Kommunique von Major Moises 
Giroldi. Der Putsch sei von jungen Offizieren, die Noriega und 
andere ältere Offiziere in Pension schicken und Neuwahlen anset- 
zen würden. 

Um 13.20 war es vorbei. Ein Noriegatreuer Militärsprecher verkün- 
dete im Fernsehen die Niederschlagung des Aufstands. General No- 
riega habe die Situation unter Kontrolle. 
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“Christi Blut hat mich gerettet” 


Wie knapp neben dem Erfolg der Fehlschlag der Offiziere lag, ver- 
deutlicht die Tatsache, daß Noriega, nur von seiner Leibwache 
umgeben, vier Stunden in seinem Büro festsaß, bis ihnen kurz vor 
zwölf in einem gepanzerten Militärfahrzeug die Flucht gelang. 

"Mich hat Christus Blut gerettet" gab Noriega einige Tage später 
zu. Und versprach Hiebe für die Unentschlossenen, Blei für seine 
Feinde und Geld für seine Freunde, 

Zwar hatten die Rebellen die US-Streitkräfte gebeten, Noriega 
aus dem Hauptquartier abzuholen, da sie nicht über genügend Feu- 
erkraft verfügten, doch bis Washington "Grünes Licht" für eine 
"verdeckte Operation" gab, und sich der Oberkommandierende des 
South Command zum Handeln entschloß, war es zu spät. Noriega war 
dem gringo wieder von der Schippe gesprungen. 

Als über eine seltsamerweise ungesperrt gebliebene Straße die 
loyale "batallön 2000"-Einheit anrückte, mußte die "urraca"-Ein- 
heit von Major Giroldi aufgeben. 

Major Giroldi und neun weitere Aufständische kamen ums Leben, 
einige wohl, nachdem sie schon festgenommen waren. Es gab 26 Ver- 
letzte und 37 Verhaftungen. Besonders hart dürfte es den ehe- 
maligen Geheimdienstchef Noriega getroffen habe, daß unter den 
Verhafteten auch der Chef und der zweite Mann des Geheimdienstes 
G-2 waren. 


Nationalistische Propaganda ersetzt die Diskussion über die politischen Ziele 
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Drei Jahre Druck 


Als nach den Wahlfälschungen vom 7.Mai Unruhen mit fünf Toren 
zur Wahlannulierung führten, sah Präsident Bush den Augenblick 
gekommen, die panamesische Armee zur Absetzung Noriegas aufzuru- 


fen, 
Drei Jahre wachsenden Drucks durch die USA hatten den General 


der der Para-Psychologie und dem Zen-Buddhimus zugeneigt sein 
soll, nicht weich machen können. 

1986 hatten die USA Noriega, der in seiner Zeit als Geheimdienst- 
chef zeitweilig auch als Doppelagent für Cuba und die CIA arbei- 
tete, beschuldigt, in den Drogenhandel verwickelt zu sein, Zwei 
Urteile in Florida vom Februar 1988 könnten, wenn er den US-Be- 
hörden in die Finger kommt, 40 Jahre Haft für ihn bedeuten. 
Noriega spielte als Antwort auf die Anschuldigungen die nationa- 
listjische Karte aus. Die USA bezweckten mit ihrer Schmutzkampagne 
gegen ihn nur die Aufhebung des 1977 zwischen Torrijos und Carter 
geschlossenen Vertrags, der für das Jahr 2000 die Souveranität 
Panamas über den 1914 eröffneten Kanal vorsieht. 

Weder die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Finanzsanktio- 
nen der USA, noch ein Generalstreik oder der "zivile Kreuzzug 
der bürgerlichen Opposition führten zu Noriegas Sturz. 

Am 16.3.1988 schlug ein Putschversuch unter Polizeichef Leonides 
Macias fehl. Doch die Schlinge wird enger: damals war es die 
"urraca'"-Einheit, die den Aufstand niederschlug, die gleiche, 
die jetzt den Aufstand probte.., 


Abbruch der Beziehungen 


Nach den annulierten Wahlen vom Mai zog Bush den Botschafter aus 
Panama ab und schickte 2000 zusätzliche Militärs in die Kanalzo- 
ne, um Druck gegen Noriega auszuüben. 


Schickt Bush jetzt einen Sheriff? 


Als Folge des neuen Fehlschlass, den Kritiker des Präsidenten 
in der mangelnden Koordination der verschiedenen US-Dienste und 
in Entscheidungsverzögerungen begründet sehen, erwägt Washington, 
das Verbot von 1978 zu lockern, wonach den in Diensten der USA 
Stehenden jede Verwicklung in die Ermordung ausländischer Regie- 
rungsmitglieder ausdrücklich untersagt ist, 


Gemäßigte Stimmen verweisen auf den Sympathieverlust, den eine 
solche Entscheidung mit sich brächte, 

Eine sauberere Lösung bietet für etwas Naive die Aussicht, daß 
der FBI aufgrund einer Erlaubnis des Justizministeriums von Juni 
1989 Noriega in Panama selbst verhaften dürfte. 

Diese Erlaubnis zum "kidnapping" regelt die Verhaftung von US- 
Justiz-Flüchtlingen auf fremden Territorium und soll eigens für 
den General erarbeitet worden sein. 


November 1989 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 17 


Te ae ee EEE 


Die Zeit drängt. Am 31.12.1989 muß die panamesische Regierung, 
und die darf, so Bush, nicht von Noriega abhängig sein, einen 
Panamesen als neuen Vorsitzenden für die Kanalkommission vor- 
schlagen, dem der US-Präsident zustimmen muß, 

Denn - wird dieses Amt am 1.1.1990 nicht an einen Panamesen über- 


geben, bedeutet dies den Beginn der Vertragsaushöhlung, die die 
Panamesen befürchten. 


Batallones de la dignidad -Batallionen der Würde-: die zweite Linie im anti-in- 
perialistischen Kampf! 
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Torrijismo 


Nach dem Scheitern des neuen Putsches gegen Noriega will Panamas 
provisorischer Präsident, Rodriguez, die Abkehr vom richtigen 
Pfad, dem '"proceso torrijista", korrigieren. 

Der torrijismo steht in Panama für die erfolgreiche Politik des 
comandante Omar Torrijos Herrera zu Anfang der siebziger Jahre. 
Durch einen Putsch gegen die schwache Regierung des christdemo- 
kratischen Präsidenten Arnulfo Arias Madrid am 10.10.68 kamen 
Offiziere der Guardia Nacional an die Macht. Ende '69 warnte Ma- 
jor Noriega coronel Torrijos, der in Mexico war, daß er aus der 
Regierung ausgeschlossen werden sollte, und verhalf ihm dadurch 
indirekt zur Macht...Er blieb ihm auch weiterhin, als Geheim- 
dienstchef, verbunden. 

Torrijos wurde durch seine Politik des sozialen Ausgleiches, die 
eine Agrar- und eine Erziehungsreform sowie die Modernisierung 
des Gesundheitssystems auf der einen Seite, die Bankenreform, 
die Panama zum Kapitalfluchtparadies machte die Errichtung eines 
internationalen Finanzzentruns, die Erweiterung der Freihandels- 
zone von Colon auf der anderen Seite zum Nationalhelden. 
Außenpolitisch verbündete der "proceso revolucionario'" Panama 
mit.der Bewegung Blockfreier Staaten. Nachdem Panama diplomati- 
sche beziehungen zu zahlreichen afrikanischen und asiatischen 
Staaten aufgenommen hatte, tat es dasselbe mit Cuba, das von den 
USA boykottiert wurde. Der außenpolitische Druck auf die USA 
führte 1977 zur Unterzeichnung des Kanalvertrags zwischen To- 
rrijos und Carter. 

Die Politik der sozialen Reformen endete nach der einsetzenden 
Wirtschaftskrise 1975. 

Am 31.7,1981 kam Torrijos bei einem Flugzeugabsturz ums Leben. 
Den Kampf um seine Nachfolge entschied 1983 coronel Noriega mit 
einer eleganten Intrige für sich. 

Warum die USA 1986 begannen, Noriega mit Schmutz zu bewerfen, 
ist nicht klar. Weder seine Verwicklung in Drogengeschäfte, noch 
sein undemokratisches Gebaren, noch seine Korruptheit sind bei- 
spiellos... 

Auch die Situation am Kanal erklärt es nicht, da der Vertrag die 
Existenz der US-Basen legalisiert, das Eingreifen der USA im Fall 
einer Gefährdung seiner Neutralität sichert und von Wall-Street 
bei seiner Unterzeichnung begrüßt wurde. 

1986 wurden mit den Japanern trilaterale Verhandlungen über den 
Bau eines modernen Kanals aufgenommen. Der alte geht im Jahr 2000 
an die Panamesen. 


Andrea Ceschi,H&lene Roux 
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ARGENTINIEN 
Lebenslänglich für La Tablada 


Prozeß unter der Regie der Militärs 


Am 07. Oktober 1989, nur 2 1/2 Monate nach Beginn des Prozesses 
gegen die Überlebenden Angreifer auf die Kaserne von La Tablada 
im Januar dieses Jahres (LN 179, 180, 181), wurde das Urteil ge- 
fällt: 13 mal lebenslänglich und sieben Haftstrafen zwischen 10 
und 20 Jahren. Von einer ominösen, rechtsextremen Gruppe herbei- 
geschaftes Anklagematerial, durch die Militärs manipulierte Zeu- 
genaussagen, nicht untersuchtes Verschwindenlassen und Exekutie- 
ren von Gefangenen und andere gravierende Ungereimtheiten bilden 
die Grundlage dieses Urteils. Nicht nur das Ergebnis, sondern 
gerade auch der Verlauf des Prozesses erschrecken, da deutlich 
wird, daß die argentinische Gerichtsbarkeit fast nach dem selben 
Muster funktioniert, wie zu den Zeiten der direkten Militär- 
diktatur. 


Bewegte Monate hatten die ArgentinierInnen seit dem Januar dieses 
Jahres durchlebt. Die Wirtschaftskrise, die Hungerrevolten, der 
Wahlkampf und schließlich die vorzeitige Amtsübernahme des neuen 
Präsidenten Carlos Menem (LN 185) ließen ab April die Geschehnis- 
se um den Angriff einer linken Gruppierung auf die Militärkaserne 
von La Tablada aus den Schlagzeilen der Presse verschwinden. Am 
20. Julibegann dann, von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, 
der Prozeß gegen die 20 Gefangenen. 13 von ihnen waren direkt 
nach dem Ende der Gefechte in der Kaserne gefangen genommen wor- 
den. Fünf weitere Angeklagte wurden in der Umgebung der Kaserne 
festgenommen und der Kapuzinerpriester Fray Antonio Puigjan® und 
Cynthia Castro stellten sich freiwillig der Polizei,um sich im 
Zusammenhang mit dem Überfall zu äußern, obwohl sie nicht an ihm 
beteiligt waren, wurden dann allerdings sofort inhaftiert und 
ebenfalls angeklagt. 


Mehrfacher schwerer Totschlag, versuchter Totschlag, schwere il- 
legitime Freiheitsberaubung, schwerer Autodiebstahl mit Waffenge-- 
walt, schwerer Raub, Usurpation, schwerer Sachschaden, Gründung 
einer illegalen Vereinigung gegen die Verfassungsordnung, Grün- 
dung einer militärischen Organisation, militärischer Kriegswaf- 
fenbesitz und deren Gebrauch, schwere Rebellion und Mittäter- 
schaft in allen Delikten, so lauten die Hauptanklagepunkte der 
Staatsanwaltschaft. Die drei Staatsanwälte unter der Führung von 
Raul Plee forderten ohne Unterscheidung lebenslänglicheHaft für 
alle Angeklagten. Nicht nur die 450 Seiten starke Anklageschrift, 
auch die über 380 vorgeschenen Zeugenaussagen, das umfangreiche 
"Beweismaterial" in Form von Dokumenten, Film- und Tonbandnmateri- 
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al, Waffen und anderes mehr, ließen auf einen langwierigen 
Mammutprozeß schließen. Doch die RichterInnen trieben den Prozeß 
schneller voran als erwartet. 


Das Vorgehen der Staatsanwaltschaft in dem Prozeß fußte auf der 
grundlegenden Anklage gegen die Führung des "Movimiento Todos 
por la Patria" (MTP), von denen sich einige Mitglieder unter den 
AngreiferInnen befanden, sie habe diese politische Gruppierung 
in eine illegale Organisation umgewandelt. Hierbei zogen die 
Staatsanwälte Artikel. aus der Zeitschrift des MTP "Entre Todos" 
über die internen Auseinandersetzungen in der Bewegung als Beweis 
für diesen Transformationsprozeß heran. Den Angriff auf La Tabla- 
da stellten sie hierbei in den angeblich existierenden Zusammen- 
hang einer ganzen Reihe von Anschlägen. 


Die Verteidiger der Angeklagten, namhafte Anwälte der argentini- 
schen Menschenrechtsorganisationen, wollten hingegen aufzeigen, 
daß am 23. Januar (Tag des Überfalls) ein Militärputsch, ausge- 
hend von der Kaserne in La Tablada, bevorstand. Die Absicht der 
Angreifer sei gewesen, diesen Putsch zu verhindern, um die Ver- 
fassung zu verteidigen, und nicht um sie zu verletzen. Diese 
Grundlage der Verteidigungsstrategie entspricht den Aussagen der 
AngreiferInnen. "Das Movimiento Todos por la Patria war und ist 
keine illegale Organisation, Was am 23. Januar passierte,war eine 
uneinheitliche Entscheidung eines Teils seiner Mitglieder und 
anderer Leute, die nicht dem MTP angehörten, wm die Verfassung 
zu verteidigen", kommentiert der Verteidiger Hector Noli das 
Konzept. 


November 1989 
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Das "!Hohe Bericht" über die "Subversion" 
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Militärs und Rechtsextremisten als Ermittler 


Das grundlegende Beweismaterial auf das sich der Prozeß stützte, 
bildeten zwei Dokumente mit. dem Titel "Hypothesen des Konflikts" 
und "Operation Tapir", in denen der angebliche Plan für den An- 
sriff auf die Kaserne enthalten ist. 'Diese Dokumente haben einen 
dubiosen Hintergrund. Sie soilen angeblich bei einer Hausdurch- 
suchung in einem Landhaus, in dem sich ein Teil der AngreiferIn- 
nen am Ahend vor dem Überfall getroffen hatte, von dem Seelsorger 
Moises Jardin gefunden worden sein. Jardin ist Führer einer un- 
durchsichtigen Vereinigung namens Prolatin, die sich nach seinen 
Worten um die Drogenproblematik in Argentinien kümmert. In Wirk- 
lichkeit handelt es sich bei Prolatin jedoch um eine rechtsextre- 
mistische Gruppierung mit besten Beziehungen zu der Putsch-freu- 
digen Carapintada-Fraktion des Heeres, jene Gruppe um Oberst Sei- 
neldin und Oberstleutnant Aldo Rico, die beiden Führer der drei 
Militärrebellionen während der Regierung Alfonsin (LN160,167,178) 
Zwei Wochen bevor Jardin die Dokumente fand, war bei einer Haus- 
durchsuchung in derselben Finca von der Polizei nichts entdeckt 
worden. 


Darüberhinaus nahm Prolatin bereits bei der Niederschlagung des 
Ansriffs innerhalb der Kaserne teil, wo sie in Zusammenarbeit 
mit den militärischen Geheimdiensten Beweismaterial sammelte. 
Weitere Dokwmente, die dem Gericht als Beweismaterial dienten, 
stammten direkt aus den Händen der militärischen Geheimdienste, 
die selbige aus anonymen Quellen erhalten hätten. 


In den Besitz des Gerichts gelangte dieses "Beweismaterial" 
allerdings immer erst nach einigen Tagen oder Wochen. Die Doku- 
mente wurden vorher verschiedenen Zeitungen zugespielt, während 
die Waffen und Ausrüstung der Angreifer auf einer großen Presse- 
konferenz von den Militärs zur Schau gestellt wurden. Interessant 
ist auch, daß auf der anderen Seite noch während der Ermittlungs- 
phase die Militärs Zugang zu geheimen Ermittlungsakten bekamen, 
lange bevor der Verteidigung diese Ermittlungsergebnisse vorge- 
legt wurden. 


Ein Zeuge verplappert sich 


Doch die Militärs nahmen innerhalb des Prozesses noch eine viel 
entscheidendere Rolle ein. Am 13.09. sagte der Deserteur Oscar 
Miranda, der sich in La Tablada in Haft befand, als Zeuge aus. 
Hierbei gestand er, daß er vor dieser Aussage bereits vier Mal 
vernommen worden sei, davon einma) im Liseo Militar, der Militär- 
schule ganz in der Nähe des Gerichts. Ein Oberstleutnant Legui- 
zamon habe ihn dorthin bestellt, "um die Kreignisse noch einmal 
durchzusprechen", (!) 


Und Miranda war nicht der Einzige. Nach ihm gestanden alle ande- 
ren Militärs, daß auch sie vor ihrer Zeugenaussage vor Gericht 
in die Militärschule zitiert worden waren. Offensichtlich be- 
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fürchteten die Militärs Widersprüchlichkeiten bei den einzelnen 
Zeugenaussagen und behielten es sich so vor, die Aussagen in 
ihrem Sinre abzugleichen und zu manipulieren. Als dies im Prozeß 
bekannt wurde, forderte die Verteidigung sofort das Gericht auf, 
diese Ereignisse genauer zu untersuchen — vergeblich. Das Gericht 
wies diesen Antrag zurück und auch ein daraufhin gestellter Be- 
fangenheitsantrag wurde abgeschmettert. 


Der Zeuge Miranda durchkreuzte allerdings noch in erheblich 
größerem Umfang die Planung der Militärs. Im Zusammenhang mit 
dem Tod des Soldaten Roberto Tadeo Taddia sagte Miranda zunächst 
aus, der Soldat- sei von einem Oberstleutnant erschossen worden, 


Das Schicksal der ÄngreiferInnen: Gefangen in Caceros 
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als er sich den Angreifern ergeben wollte. In dem vorhergehenden 
Prozeßverlauf hatten die Militärs immer wieder behauptet, Taddia 
sei von einem Angreifer getötet worden. Mirandas Aussage löste 
einen Tumult im Gerichtssaal aus. Nach einer Unterbrechung sagte 
Miranda dann allerdings, ein anderer Soldat habe ihm später bestä- 
tigt, Taddia sei von einem Angreifer erschossen worden... 


Allgemein war die Position des Militärs innerhalb des Prozesses 
von großer Selbstsicherheit gekennzeichnet. "Die Präsenz des Mi- 
litärpersonals als Zeugen ist ein Beweis der aktiven Teilnahme 
der Streitkräfte an der Verteidigung der Demokratie", kommentier- 
te der Heereschef Isidoro Caceres - eine Aussage, die angesichts 
der Tatsachen einen blanken Zynismus darstellt. Selbst der 
Sprachgebrauch der Milicos orientierte sich an der Zeit der Dik- 
tatur, sprachen sie doch durchgängig von den "Subversiven", 


Makabres Wiedersehen 


Einen makaberen Höhepunkt erreichte der Prozeß mit der Aussage 
des Generals Alfredo Arrillaga, der die Befehlsgewalt bei der 
Niederschlagung des Angriffs hatte. Auf die obligatorische Frage, 
ob er die Angeklagten oder Verteidiger kenne, antwortete er, daß 
er aufgrund seiner Teilnahme am "anti-subversiven Kampf" (gemeint 
ist der der 70er Jahre) einige kenne. Es stellte sich heraus, daß 
Arrillaga 1975 und 1976 den Verteidiger Eduardo Salerno und den 
Angeklagten Roberto Felicetti im Gefängnis von Mar del Plata per- 
sönlich gefoltert hatte. Beide waren damals politische Gefangene 
der Diktatur. Als Salerno gesen die Vernehmung Arrillagas protes- 
tierte, wurde er vun der Verhaudlung ausgeschlossen. 


Arrillaga verdeutlichte dann seine Auffassung von dem Angriff. 
Er stellte - ganz im Sinne der Doktrin der Nationalen Sicherheit 
- einen Zusammenhang zur "Internationalen Subversion" her und 
sprach von einer äüßeren Aggression. Sein Befehl lautete beim 
Fingreifen der Militärs: "Vernichtung des Feindes!". 


Die Verteidigung machte deutlich, daß der Einsatz von Phosphor- 
bomben bei der Niederschlagung gegen die internationale Konven- 
tion von Genf verstoße, auf der diese Kampfmittel geächtet worden 
sind. Doch das Gericht befand, daß die nähere Untersuchung der 
Waffen nicht in den Bereich dieses Prozesses falle. 


Ebenso behauptete das Gericht, die Anklage der Gefangenen über 
Exekutierte und Verschwundene auf Seiten der Angreifer sei nicht 
Gegenstand des Prozesses. Untersuchungsgegenstand waren lediglich 
die Opfer auf Seiten der Militärs. Insgesammt sprechen die Gefan- 
genen von drei Verschwundenen, Carlos Samojedny, Ivan Ruiz und 
Jose Diaz und mehreren Exekutionen von Gefangenen, unter anderem 
von Francisco Provenzano, Berta Calvo, Ricardo Veiga und Pablo 
Martin Ramos. Die meisten Fälle sind durch umfangreiches Bildma- 
terial belegt und viele Presseberichte bestätigen, daß dicse An- 
sreifer lebendig gefangen genommen wurden, später allerdings in 
der Liste der Toten auftauchten. 
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Pablo Martin Ramos im Moment seiner Festnahne - wenig später wurde er exekutiert 


Ebenso blockte das Gericht alle Fragen und Beweise bezüglich Fol- 
terungen der Gefangenen ab, die durch die Angehörigen und die 
Verteidiger bestätigt werden. 


Die Verteidigung sieht den Prozeß in einem größeren Zusammenhang. 
!tyYon hier aus wollen sie über den gesamten, revolutionären Prozeß 
richten, über alle Kämpfe für die Befreiung auf diesem Kontinent, 
vergangene, gegenwärtige und zukünftige." 


Der La Tablada-Prozeß ist ohne Zweifel ein politisches Exempel, 
an dem unter anderem die reale Macht der Militärs in der argenti- 
nischen Gesellschaft erneut deutlich wird. Gerade auch das Urteil 
gegen den Kapuzinerpriester Puigjane, der nachweislich nicht an 
dem Angriff und dessen Vorbereitung beteiligt war, stellt mit 
einer Haftstrafe von 20 Jahren ein Gesinnungsurteil dar, hat doch 
der Priester versucht die Position der Angreifer aus politischen 
und christlichen Motiven zu verdeutlichen. Unabhängig von aller 
Kritik am Vorgehen der Gruppe und ihrer politischen Analyse ist 
dieser Prozeß ein erschreckender Skandal. Berücksichtigt mensch 
die fast gleichzeitig mit dem Urteil verkündete Amnestie für die 
wegen Menschenrechtsverletzungen während der letzten Militär- 
diktatur verurteilten Militärs und den Versuch des Präsidenten 
Menen, durch die Erhöhung der Zahl der Richter des Obersten Ge- 
richtshofs von 5 auf 9, direkt in die Rechtssprechung einzugrei- 
fen, wird die ganze Perversion dieser Entwicklung deutlich. Der 
Prozeß von La Tablada ist ein weiterer deutlicher Rückschlag für 
den Demokratisierungsprozeß in Argentinien und zerstört die Illu- 


sionen über demokratische Entwicklungen in Lateinamerika. 
Roman Herzog 
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Kommentar zur Amnestie 


Nun ist sie erklärt, die Amnestie - genauer der "indulto", 
der nun auch die letzten. vor Gericht stehenden Militärs in 
Freiheit läßt. Dazu kommen die aufständischen Nationalisten 
der vergangenen zwei Jahre. Die "Befriedungsaktion" des Präsiden- 
ten wird legitimiert durch die Freilassung einiger Guerillaführer 
aus den 70er Jahren. Daß die Amnestie erlassen würde, war abzu- 
sehen und wäre Peronist Menem heute nicht Präsident, hätte 
sie sein UCR-Rivale Angeloz wahrscheinlich ebenso durchgesetzt. 
Zuerst erkannt und denunziert wurden die Amnestiepläne durch 
die Menschenrechtsbewegung. Ihre Organisationen waren die integre, 
politische Opposition unter der Diktatur und auch nach dem 
Wahlsieg Alfonsins. Gegen ihn brachten sie tausende auf die 
Straße, um punto final und obediencia debida zu verhindern. 
Schlußendlich vergeblich. Die Menschenrechtsproblematik wurde 
aus den Medien verdrän-t Die Wirtschaftskrise verschärfie 


‚sich. Ein Teil der Mittelklasse beginnt zu verarmen. Die Arbeiter- 


klasse kämpft. um die nackte Existe.z. Der Gewerkschaftsbund 
FGT ist gespalten. Ein Flügel schluckt alle neoliberalen Kröten 
der peronistischen Administration, der andere hat zwar unter 
dem Druck der Basis etwas Distanz zur Regierung geschaffen, 
wird aber von Bürokraten und Reaktionären geführt. Spätfolgen 
der Repression ind systematischen Verfolgung der gewerkschaft- 
lichen Opposition ünter der Diktatur. 

In der Peronistischen Partei, zwischen 1983 und 1989 in der 
Opposition, schien sich etwas zu bewegen. Aber die renovaciön 
scheiterte an ihrer inneren Widersprüchlichkeit und dem eingängi- 
geren Populismus des charismatischen Provinzcaudillo Menem. 
Die parteiinterne Opposition der UCR schien zum Schweigen ver- 
Jammt, solange Alfonsin die Karte der moralischen und demokra- 
tischen Erneuerung ausspielen konnte. Danach ließen sich ihre 
Führer in die Führung integrieren oder ordneten sich der Partei- 
disziplin unter. 

Blieben die Menschenrechtsorganisationen als politische Hoffnungs- 
träger. Aber ihnen gelang es nicht, eine dauerhaftere Massenbasis 
zu gewinnen. Die Arbeiterklasse erreichen sie nicht, Ihre interne 
Situation ist gepräst von individualistischer Strategie bis 
zur politischen Spaltung. Noch einmal haben sie 200 000 Menschen 
auf die Sraße gebracht gegen die Amnestie. Aber was hleibt, 
ist nicht mehr die Hoffnung, daß es beim nächsten Mal mehr 
sind, wenn sie rufen. Zu den Protestrunden der Madres auf der 
Plaza de Mayo kommen immer weniger. 

Nun muß die Besinnung einsetzen über die Fehler in der Vergangen- 
heit und eine neue Strategie für die Zukunft. Nach den verschwun- 
denen Kindern zu suchen und die Folterer und Mörder zu denunzie- 
ren, ist nach wie vor richtig, aber kann nicht mehr die politische 
Strategie der Menschenrechtsbewegung in Argentinien bestimmen. 


Veit Hannemann 
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TITEL : DER UNTERNEHMER IN UNTFORM 


Mit der Gründung der Direceiön General de Fabricaciones Militares 
(DGFM) am 9.10.1941 begannen die argentinischen Militärs ein ei- 
genes Wirtschaftsimperium aufzubauen. Heute gehören der DGFM 14 
Betriebe und an 13 weiteren ist sie zum Teil mehrheitlich beteil- 
igt. Dominant vor allem in der Eisen- und Stahlindustrie und in 
der Petrochemie, gehört die DGFM zu den größten Unternehmensgrup- 
pen des Landes. Initiator der Gründung war General Manuel Savio. 
Die DGFM war von Beginn an ein Projekt der Streitkräfte und un- 
tersteht deren Generalstab. Sie ermöglichte etwas qualitativ Neu- 
es: Wurden die bisherigen Militärfabriken von staatlicher Seite 
gegründet und verwaltet und durch den Einfluß der Militärs für 
deren Zwecke funktionalistert, so traten die Streitkräfte jetzt 
selbst als Unternehmer auf. 


Es war einmal ... 


Die Geschichte beginnt im Jahre 1927 mit der Gründung der Fäbrica 
Militar de Aviones (Flugzeugbau). Ihr folgten weitere Fabriken 
zur Produktion von Waffen, Militärfahrzeugen und Munition. Ging 
es den Militärs anfangs noch um die Produktion von Rüstungsgüter 
für den 'Endverbrauch', so begannen sie ihren Einfluß Mitte der 
30er auf den Bereich der Primärgüter auszudehnen, Der erste 
Schritt hierzu war der Aufbau der Fäbrica Militar de Aceros (Ei- 
senerzeugung). 

Im gleichen Zeitraum wurde auf Initiative von General Mosconi 
die staatliche Erdölgesellschaft Yacimientos Petroliferos 
Fiscales (YPF) gegründet. Mit ihr sollten endlich die nationalen 
Erdölvorkonmenerschlossen werden, auf deren Ausbeutung der argen- 
tinische Staat seit der Jahrhundertwende das Vorrecht besaß. 

Zwar gingen dieerrichtetenMilitärfabriken auf die Initiative der 
Militärs zurück und wurden von ihnen kontrolliert, dennoch waren 
es Staatsbetriebe. Das sollte sich ändern. Parlamentarisch abge- 
segnet durch das Gesetz Nr.12709 wurde am 9.10.1941 die Direcciön 
General de Fabricaciones Militares ins Leben gerufen. An ihrer 
Spitze ihr eifrigster Geburtshelfer General Manuel Savio. Daneben 
sah das Gesetz die Übertragung der Ausbeutungsrechte für minera- 
lische Rohstoffe auf die Streitkräfte vor. 

Aufgabe der DGFM war die eigentliche Rüstungsproduktion im Besitz 
der Streitkräfte auszubauen, die Unabhängigkeit bei der Erzeugung 
von Eisen und Stahl und die Versorgung mit Treibstoffen zu sich- 
ern. 1942 begann die DGFM mit dem Aufbau der Fäbrica Militar de 
Tolueno Sintetico zur Weiterverarbeitung von Erdöl. 1943 wurde 
mit dem Bau der Altos Hornos Zapla (Hochöfen) begonnen. 
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Ähnlich wie mit der Gründung der staatlichen 'YPF die nationale 
Unabhängigkeit beim Erdöl erreicht werden sollte, sollte es auch 
bei der Eisen- und Stahlerzeugung laufen. Dazu verabschiedete 
das Parlament 1947 einen entsprechenden nationalen Eisen- und 
Stahlplan. Treibende Kraft dieses Planes war wiederum Manuel 
Savio. 1948 folgte die Gründung der Sociedad Mixta Siderurgia 
Argentina (SOMISA), an der die DGFM 99% beteiligt ist. 


Die Drei-Einigkeit 


Die Entwicklung der Militärfabriken war immer eng verknüpft mit 
der wirtschaftlichen Entwicklung Argentiniens. Jede der drei Waf- 
fengattungen verfolgte ihr spezielles industrielles Projekt. 
Während sich die Luftwaffe vor allem um die Aluminiumschmelzwerke 
künmerte, sind es bei der Marine die Schiffswerften und das Atom- 
programm. 1941 wurde ihr die Handelsflotte unterstellt. Die Land- 
streitkräfte kontrollieren mit der IGFM die Eisen- und Stahler- 
zeugung und die Petrochemie. Alle drei waren aktiv beteiligt bei 
der Bildung von Staatsbetrieben unter ziviler Verwaltung. 

Die argentinischen Militärs fühlen sich so nicht nur als natio- 
nale Unternehmer, sondern auch als Pioniere der ökonomischen Ent- 
wicklung. Aus militäreigenen Ingenieurschulen rekrutieren sie 
die Führungskräfte für ihre Betriebe. Nicht wenige dieser Mili- 
täringenieure sitzen bei den Staatsbetrieben in leitenden Posi- 
tionen. 

Legitimiert wird diese Rolle mit der Auffassung, daß die zentra- 
len Bereiche der Volkswirtschaft in den Händen des Staates blei- 
ben müssen. Nationale Souveränität wird gleichgesetzt mit dem 
Staatseigentum an Produktionsmitteln, zu denen die Militärs ihre 
eigenen Betriebe zählen. Doch so widerspruchslos geht es in der 
Realität nicht zu. Nicht allein, daß die Militärs auf dem Markt 
als Konkurrenten staatlicher und privater Unternehmen auftreten, 
auch die drei Waffengattungen untereinander sind sich nicht immer 
freundlich gestimmt und machen sich Konkurrenz. 


Die DGFM in den 70ern 


1973 beschäftigte die DGFM ca. 14500 Personen in ihren eigenen 
Fabriken und rund weitere 21000 in den Anteilunternehmen. Ihr 
Umsatz betrug 944 Mrd Pesos, wovon 95% auf das Inland entfielen. 
Im Bereich der Petrochemie besaß die DGFM bisher nur die FM de 
Tolueno Sintetico. Jetzt beteiligte sie sich am Bau von zwei 
weiteren Betrieben: Petroquimica General Mosconi und Petroquimica 
Bahia Blanca. An beiden ist die DGFM mit 50% beteiligt. Die an- 
deren Anteilseigner sind private und staatliche Unternehmen. 
Während es die Aufgabe der FM de Tolueno Sintetico war, die di- 
rekt der DGFM gehörenden Firmen mit Kraftstoffen zu versorgen, 
ging das Produktionsvolumen der beiden neu konzipierten Betriebe 
weit über den Bedarf der Streitkräfte hinaus. 
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In der gleichen Dekade sollte die Stahlproduktion der SOMISA von 
2,8 auf 4,0 Mill t jährlich gesteigert werden. Zusätzlich wurde 
ein weiteres Stahlwerk (SIDINSA) mit einer geplanten Jahreskapa- 
zität von 3,8 Mill t gebaut. An ihm ist die DGIM zu 98% betei- 
list. 

Im Bereich des Bergbaustat sich kaum etwas. Zwar wurde mit Hilfe 
der UNO und auch japanischer Geologen nach Bodenschätzen gesucht, 
aber die Ergebnisse verschwanden in den Schubladen der Offiziere, 
Den Streitkräften fehlte zur Ausbeutung das nötige Geld, und da 
die Generäle ihre Vormachtstellung nicht preisgaben, zeigte auch 
das ausländische Kapital kein Interesse. Daran änderte auch das 
vom damaligen Wirtschaftsminister Martinez de Hos 1980 konzipier- 
te neue Bergwerksgesetz nichts. Dieses sah noch immer 51% für 
das nationale Kapital vor. 

Während die DGIEM die Entwicklung in der Petrochemie und bei Hi- 
und Stahl vorantrieb, blockierte sie fast den gesamten Berg- 
au. 


Der Komplex ist komplex 


Die argentinische Rüstungsindustrie ist nicht gleichzusetzen mit 
den Yabricaciones Militares der DGEM. Sie ist ein Geflecht von 
staatlichen, privaten und militäreigenen Betrieben, innerhalb 
dessen die Militärs eine dominante Stellung einnehmen. Ein typi- 
sches Beispiel ist die Tanque Argentino Mediano SE (TAMSE). 

In Boulogne, einem Vorort von Buenos Aires, wurde 10972 mit 
dem Aufbau einer Fabrik zur Herstellung. von Panzerfahrzeugen be- 
gonnen. Die TAMSE gehörte dem Staat, unterstand aber den Streit- 
kräften. 1974 schlossen die westdeutschen Firmen Thyssen-Henschel 
und AEG-Telefunken jeweils einen Zuliefervertrag für Bauteile 
ab. Ihr Vertragspartner war die DGFM. Ende der 70er waren bereits 
81 Panzer des Typs TAM vom Band gelaufen. 1980 war eine Serien- 
produktion mit einer Jahreskapazität von 160 Einheiten möglich. 
Bei einem geschätzten Eigenbedarf der Streitkräfte von 400- 
500 Einheiten war das Werk für drei Jahre ausgelastet, Danach 
drohte die Schließung oder die Produktion für den Export. Mit 
der anfänglichen Haltung der Regierung Alfonsin gegen den Export 
von Rüstungsgütern. war es schon Ende 1984 vorbei. Die nach dem 
Malvinas-Krieg eingestellte Produktion des TAM wurde wieder auf- 
genommen und die ersten 100 Einheiten gingen an den Iran. 10985 
wurde die TAMSE dem neu eingerichteten Sekretariat der Produktion 
für die Verteidigung unterstellt, das wiederum dem Verteidigungs- 
ministerium untersteht. 1986 sollten weitere 60 Tanks an 
Jordanien geliefert werden. Der Auftrag hatte ein Volumen von 
90 Mill US-$. Ein Lukratives Geschäft für das im Ausland extrem 
verschuldete Argentinien. Noch einmal 120 Mill US-$ brachte die 
Lieferung des Erdkampfflugzeuges 'Pucarä' an Marokko Damit zog 
der Wert der Rüstungsexporte mit dem Wert des Rindfleischexports 
gleich. Schon 1955 wurde leise die Parole ausgegeben, daß Waffen 
und Erdöl zukünftig 10% der Gesamtexporte ausmachen sollen, 
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So ist das Sekretariat nicht mehr als eine Handelsbehörde, die 
das mögliche Exportvolumen der Betriebe untersuchen sollte, an 
denen das Verteidigungsministerium mehrheitlich beteiligt ist. 
Dem Sekretariat unterstehen 10 Firmen. Sieben davon wurden ur- 
sprünglich von der Marine kontrolliert. 


BUERAS Y MARS NOTCLAS, GENERAL: 
EL wo Es DECIDDO A NO EASIIR 
| (myis DWNERD Eu) 1AG EMPRESAS ESAMLES 


„EXCELENTE .. 
"yIva La PaTRla 


"Gute und schlechte Nachrichten, General... 
Die Regierung hat beschlossen, kein Geld mehr 
für die staatlichen Unternehmen auszugeben." 


"Ausgezeichnet... 'Yiva la patria! 
Und die schlechten Nachrichten?" 


"Die Streitkräfte sind ein 
staatliches Unternehmen ‚tt 


Die DGFM in den 80ern 


Anfang der 80er gehörten der DGTM 14 Betriebe. Die Hälfte von 
ihnen produzieren Sprengstoff, Munition und Waffen. Jeweils 
eine ist im Bereich Petrochemie und Eisen aktiv. 

Bei den Anteilsunternehmen zeigt sich die Dominanz der Streit- 
kräfte in der Petrochemie und in der Eisen- und Stahlproduktion 
deutlicher. An 13 Aktiengesellschaft ist die DGFM zum Teil mehr- 
heitlich beteiligt. Sieben davon sind petrochemische Betriebe und 
zwei Eisen- und Stahlfabriken. 

Genaue Zahlen über Umsatz und Produktionsvolumen sind nicht zu 
bekommen. Die DGTM kann keine laufenden Bilanzen vorlegen und die 
Betriebe produzieren ohne Kostenkalkulation. Nach Schätzungen 
werden pro Jahr Produkte im Wert von 2,2 Mrd US-$ an die zivile 
Wirtschaft geliefert. Zwischen 70 und 80% der Produkte sollen 
'nicht-militärischer' Art sein. Die Marktbeherrschung beträgt in 
einigen Bereichen fast 100%. So verlor die SOMISA erst 1983 
ihr Roheisenmonopol. Heute sollen ingesamt 40000 Personen 
bei den Betrieben angestellt sein. In vielen Hauptstädten verfügt 
die DGFM über Verkaufsvertreter. 

Das Geflecht von DGFM-Betrieben und anderen Militärfabriken ist 
schwer zu überschauen, geschweige denn vom argentinischen Staat 
zu kontrollieren. Privatisierungen oder der Versuch,die DGFM zi- 
viler Kontrolle zu unterstellen, sind bisher am Widerstand 
der Streitkräfte gescheitert. 1986 wurden die Militärfabriken der 
DGFM im Gesetzentwurf zur Privatisierung Öffentlicher Betriebe 
ausdrücklich ausgenommen. Die Unternehmermacht in Uniform ist 


nach wie vor ungebrochen. 
Jürgen Vogt 
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BRASILIEN 


Einer wird gewinnen 


Auch Pal& hat sich entschieden: Er unterstützt Fernando Collor 
de Mello. Der smarte Außenseiter führt nach wie vor die Umfragen 
an. Zwar ist sein Höhenflug etwas ins Strudeln geraten, aber der 
von vielen prophezeite und herbeigewünschte Absturz ist bisher 
ausgeblieben. Bei der letzten einigermaßen zuverlässigen Umfrage 
(datafolha von Ende September) lag Collor bei 33%, sein ärgster 
Widersacher Leonel Brizola bei 15%. Danach folgen drei Kandidaten 
mit jeweils sieben Prozent: der linke Lula sowie die rechten 
Paulo Maluf und Afif Domingos. (Zum Kandidatenkarussell vgl. LN 
183/184) 


Obwohl Lula bei den Letzten Trendmeldungen stark aufholt, er- 
scheint es immer wahrscheinlicher, daß Collor und Brizola die 
meisten Stimmen auf sich vereinigen und damit die Stichwahl im 
im Dezember bestreiten werden. Aber Vorsicht ist angebracht: Die 
letzten Wahlen in Brasilien haben gezeigt, daß auch kurs vor dem 
Wahltermin neue Bündnisse geschlossen werden und Änderungen mög- 
lich sind, und so ist es müßig, allzuviel über den Wahlausgang 
zu spekulieren, Warten wir bis zum 15. November. Interessanter 
ist a8, einen Blick auf den Wahlkampf und seine bisherigen Ergeb- 
nisse zu werfen, 


Wahlkampf als Medienspektakel 


Jeden Tag senden alle brasilianischen Fernsehsender von 13.00 
bis 14.10 und 20.30 bis 21.40 Uhr die (kostenlosen) Wahlsendungen 
der Parteien. Eine Medienschlacht, die mit den hausbackenen BRD- 
Fernsehspots kaum zu vergleichen ist. Die postmoderne Kritik - 
hätte sie irgendein Interesse an außereuropäischen Ländern - 
müßte am brasilianischen Wahlkampf ihre Freude haben: politische 
Konfrontation als totale Medienpräsentation,bei der die Inhalte 
der Programme (soweit überhaupt vorhanden) völlig zurücktreten, 
was zählt ist die "performance", die mediengerechte Präsentation 
der Kandidaten. Es ist schwierig,klar formulierte politische Ent- 
würfe zu entdecken, die unterscheidbar wären. Im Mittelpunkt des 
veröffentlichten Interesses steht der politische Klatsch (Wer 
mit Wem?) und persönliche Anwürfe: Brizola bezeichnet Collor als 
"Kreatur der Diktatur" , Collor kontert mit dem Vorwurf, Brizola 
sei der ewige Unruhestifter, der den Militärputsch von 1964 pro- 
voziert habe. Nur vage läßt sich das alte rechts -links Schema 
überhaupt noch anwenden: Der Chor der rechten Kandidaten - ange- 
führt von Collor - beschwört die zeitgemäße Zauberformel: der 
Staat ist die Wurzel alles Übels, Privatisierung das Allheilmit- 
tel. Immerhin - hier widersprechen die als links geltenden Kandi- 
daten Brizola und Lula. 
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Soll. Brizola charakterisiert werden, wird er immer wieder als 
linker Populist bezeichnet, er selbst sieht sich als krbe des 
populistischen Dikators Getulio Vargas. Vielleicht war die Chara- 
kterisierung "Populist" schon immer bis zur Unbrauchbarkeit un- 
scharf - seit Menem sollte man sie endgültig vergessen. Es macht 
überhaupt keinen Sinn, das Wirtschaftsprogramm Menems als popu- 
listisch zu bezeichnen. Der jeden Morgen seine Verehrerinnen küs- 
sende Menem stellt einen lateinamerikanischenPopulisten dar En 
so perfekt, daß sich sogar der "Stern" für ihn interessiert. Mit 
der "harten" Politik hat das wenig zu tun, genausowenig wie der 
brasilianische Wahlkampf mit der Politik, die nach den Wahlen 
gemacht wird. Will man wissen, was von Brizola zu erwarten ist, 
so lohnt sich eher der Blick nach Argentinien als der in seine 
jetztigen Reden. Der Wahlkampf hat sich von der realen Politik 
weitgehend gelöst, er gehört eher in die Rubrik Showbuisness und 
Sport. 

Aus diesem Bild fällt lediglich die PT (Arbeiterpartei) deutlich 
heraus. Zwar hat auch sie sich viele Gedanken über das Design 
ihres Kandidaten Lula gemacht (weg vom Arbeiterführer-hin zum 
Staatsmannimage), aber die PT hat ein identifizierbares Programm, 
sie hat einen alternativen Wirtschaftsplan vorgelegt und bezieht 
streitbar ideologische Positionen. Und sie hat in ihrem Wahl pro- 
gramm versucht, wilde Versprechungen durch politischen Realismus 
zu ersetzen. 


Lula auf schwankendem Boden in Kontakt mit der Basis 
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Collors Programm 


Nach dem Motto "erst der Kandidat dann das Programm" bemüht 
sich das Team von Collor, nun das passende Programm für ihren 
Kandidaten zu designen. Vorbild für diesesProgramm ist anschei- 
nend Marisa Monte. Sie ist der :Showstar des Jahres mitihrer 
superproduzierten "eklektizistischen" Musik: von Brecht über 
Samba bis Brasil-Punk. Um also für jeden etwas zu bieten, kom- 
biniert Collor durchaus progressive Forderungen mit Wirt- 
schaftsliberalismus. Bisher sind von seinem Wahlprogramm unter 
anderen folgende Punkte bekannt geworden: 


— Collor will den Verfassungsparagraphen, der die Agrarreforn 
begraben hatte, ändern und Enteignungen zugunsten einer 
Agrarreform wieder ermöglichen. Diese Ankündigung ist eine 
kleine politische Sensation. 

- Ein ziviles Verteidigungsministerium soll geschaffen und 
der militärische Geheimdienst aufgelöst. werden. 

- Weitgehende Privatisierung von Staatsbetrieben unter Ausspa- 
rung einiger Schlüsselkonzerne (Petrobräs und Eletrobräs). 

- Freiheit für ausländisches Kapital. 

- Keine Konfrontation mit dem IWF aber Neuverhandlungen mit 
dem Ziel, die Zinsen auf 4% zu senken und zwanzig Jahre lang 
die Tilgungen auszusetzen. 

(Quelle: Brasil Report vom 19.10.89) 


Eine Wahl gegen die "Neue Republik” 


Zeigen die Umfrageergebnisse zwar kein Votum für ein Programm, 
so drücken sie doch eine politische Stimmung aus. Alle führenden 
Kandidaten profilieren sich durch eine antipolitische Rhetorik, 
sie klagen die herrschenden Poitiker an, und versprechen eine 
neue, "saubere" Politik. Ihr Erfolg ist Ausdruck der verbreite- 
ten Wut über die aktuelle Situation und die Politiker. Das medi- 
ale Kunststück dabei ist eben, daß Politiker, die dem traditio- 
nelle System entspringen, diese Wut für sich nützen können. 


Das einschneidendste Ergebnis des bisherigen Wahlkampfes ist si- 
cherlich das katastrophale Abschneiden von Ulysses Guimaräes, 
dem Kandidaten der PMDB, der Regierungspartei. Die PMDB hatte 
bei den Gouverneurswahlen von 1986 noch einen überwältigenden 
Wahlsieg gefeiert und nur in einem Kleinstaat nicht gewonnen. 
Nun liegt ihr Kandidat bei 3%, nur einen mickrigen Prozentpunkt 
vor Roberto Freire, dem brillianten Kandidaten der unbedeutenden 
kommunistischen Partei. Diese Entwicklung verdeutlicht die unge- 
heure Labilität des brasilianischen Parteiensystems: Keine der 
jJetztigen Parteien (mit Ausnahme der KP) ist älter als zwanzig 
Jahre, und die PMDB - das große Sammelbecken der Opposition 
während der Dikatur - wird ihre erste Regierungsperiode kaum 
überleben. 


November 1989 
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Der Favorit Nr.l; Collor « und die Nr.2: Brizola 


Collor ist durchaus ein genialer Kandidat. Er hat sich frühzeitig 

von der PMDB gelöst, eine neue Partei gegründet (PRN = Partei 

der nationalen Erneuerung), hat ein Saubermannimage aufgebaut, 

er ist jung, gilt als attraktiv (über Geschmack läßt sich be- 

kanntlich streiten) und medienwirksam. Einen solchen Kandidaten 

gab es eigentlich gar nicht, er mußte erfunden werden. Das brasi- 

lianische Magazin "Isto &" (10.8.89) berichtet, daß vor circa 
einem Jahr der einflußreiche Anwalt Jorge Serpa mit dem Chef des 

allmächtigen brasilianischen Fernsehsenders TV-Globo Roberto Ma- 
rinho zusammentraf, Aus der Befürchtung heraus, daß die traditio- 
nellen Kandidaten der Rechten nicht mehrheitsfähig seien, wurde 

auf diesem Treffen die Kandidatur des noch unverbrauchten Collors 

beschlossen. Und binnen eines halben Jahres avancierte der Pro- 
vinzpolitiker zum Favoriten der Präsidentschaftswahlen. 


Zum Schluß noch eine Anmerkung. Es ist so beschämend selbstver- 
ständlich, daß es kaum noch bemerkt wird: Alle Kandidaten sind 


weiß und männlich. 
Thomas W. Fatheuer 


November 1989 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 35 


URUGUAY 


Wahlk(r)ampf ohne Hoffnungen 


Am 26. November werden rund 2,3 Mio wahlberechtigte UruguayerInnen 
zum zweitenmal nach der Diktatur ihren Präsidenten küren. Gleieh- 
zeitig werden das Parlament und die Bürgermeisterposten im 
ganzen Land neu zu besetzen sein. Nach fünf Jahren "bewachter 
Demokratie" wäre eine Generalabrechnung mit der konservativen 
Regierung von Präsident Julio M. Sanguinetti und seiner Colorado- 
Partei angesagt. Doch es wird alles ganz anders kommen, 


Die Frente Amplio: Vielfalt in der Einheit? 

Die quälende Frage, wer denn nun für welche Partei zum Präsident- 
schaftskandidaten avancieren darf, stellt sich in Uruguay so 
nicht, Vielmehr lautet die Frage: Welche Fraktion innerhalb wel- 
cher Partei guckt sich "ihren stärksten Mann" aus ! Insgesamt 
acht Kandidaten aus vier verschiedenen Parteien(bündnissen) wer- 
den sich um die Macht rangeln. Treten die beiden "traditionellen 
Parteien" - die Colorados und die Blancos - mit je drei Kandida- 
ten an, so hat die Linke des Landes diese Frage "mit links" be- 
antwortet: Sie hat sich gespalten und zieht nun getrennt und so- 
nit gegeneinander ins Felde. 


Galt es vor einem Jahr noch als möglich, wenn schon nicht den 
Präsidenten, so doch den wichtigen Bürgermeister in Montevideo 
zu stellen, zweitstärkste politische Kraft im Lande zu werden 
und dringend notwendige Verfassungsreformen auf den Weg zu bring- 
en, so sieht die Realität heute anders aus. Das Ausscheren der 
sozialdemokratischen Partei Hugo Batallas (PGP) zusammen mit dem 
Christdemokraten (PDC) im März diesen Jahresaus dem Linksbündniss 
der Frente Amplio (siehe LN Nummern 181 und 182 /1989),  mündete 


nun in das "Movimiento de Integracion". Laut den neuesten Mei- 
nungsumfragen (auf die man auch in Uruguay nicht allzuviel wert 
legen sollte), wird es dem "Nuevo Espacio", wie sich diese Koa- 
lition optimistisch nennt, gelingen, rund 15% der WählerInnen 
auf sich zu binden. Angesichts der rund 20% der WählerInnen, die 
in Uruguay tatsächlich nicht den beiden paternalistischen tradi- 
tionellen Parteien ihre Stimme geben würden, hätte sich die 
uruguayische Linke somit in zwei gleich große (kleine) - alleine 
nicht Handlungsfähige - Teile gespalten, 

Die "Trente Amplio" wird wie erwartet mit dem ehem. General Liber 
Seregni als Präsidentschaftskandidat antreten. Seregni, schon 
1971 Kandidat des Volksfrontbündnisses, während der Militärdikta- 
tur in Haft und 1984 von den Militärs als Kandidat nicht zugelas- 
sen, ist zwar noch immer Integrationsfigur für die Linke des Lan- 
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des, hat aber schon lange nicht mehr die politische Anziehungs- 

kraft wie zu den "historischen Zeiten" der Frente Amplio.Darüber- 

hinaus würde man es sich zu leicht machen, den auch in Uruguay 

existierenden Konflikt zwischen "Realpolitikern" und "Fundamenta- 

listen" nur zwischen der Frente Amplio und des reformistischen 

Kräften des Movimiento de Integraciön zu suchen. Innerhalb der 

Frente Amplio bilden die verbliebenen 12 Parteien und Gruppen 

noch immer eine ideologisch und politisch-taktisch heterogene 

Organisation. Obwohl die Aufnahme der Tupamaros und anderer so- 

zialrevolutionärer Gruppen der Rolle der Basisorganisationen und 

somit der inneren Demokratisierung der Frente Amplio zu neuen 

Impulsen verholfen hat, so ist die Politik des von der MLN (Tupa- 

maros) initiierten "Movimiento de Participaciön Popular " (MPP), 
doch innerhalb der Frente Amplio auf Widersprüche gestoßen. Die 

MLN als ehemalige Stadtguerilla, hat für sich in bezug auf die 

Wahlen eine Taktik festgelegt, die zweifellos Anlaß zu Diskus- 

sionen gibt: Als integrativer Bestandteil der Frente Amplio 
erklären die Tupamaros den Willen zur Stärkung der Koalition, 
arbeiten auf allen Ebenen mit, lehnen aber die Nominierung 
eigener KandidatInnen ab. 


MOVIMIENTO DE PARTICIPACION POPULAR 


POR LA LIBERACION Y EL SOCIALISMO 


FRENTE AMPLIO 


Insgesamt wir die Linke in Uruguay mehr Stimmen gewinnen werden 

(1984 landesweit 21%), doch sind die Enttäuschungen über die Spa- 
ltung und das Fehlen eines nationalen Projekts sehr groß. Obwohl 
sicherlich die Folgen der i2jährigen grausamen Diktatur, die Fol- 
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ter und das Exil, die größten Schwierigkeiten für eine Weiterent- 
wicklung fortschrittlicher Politik in Uruguay darstellten, so 
sind doch in den Augen vieler (gerade junger) Menschen die fünf 
Jahre der Legalität der Linken fruchtlos geblieben. In der Frage 
der Ablehnung der Amnestie für die Menschenrechtsverletzer (LN 
182) haben 800.000 UruguayerInnen bewiesen, daß die Forderung 
nach sozialer und politischer Gerechtigkeit in Uruguay nicht die 
Forderung Einzelner ist... Für die Umwandlung dieser Stimmen in 
eine gemeinsame politische Kraft aber, ist den fortschrittlichen 
Kräften Uruguays auch in dem wichtigen Wahljahr 1989 keine Eini- 
gung gelungen. 

Das Dilemma der Linken ist in Uruguay nicht automatisch der Plus- 
punkt für die Rechte. Die Golorados als auch die Blancos, die 
sich zu Zeiten der "Schweiz Lateinamerikas" die politischen und 
wirtschaftlichen Pfründe teilten, stecken ebenfalls in einer 
tiefen Krise. Konnten sie über Jahrzehnte ihre Hegemonie ohne 
Probleme reproduzieren und innere Geschlossenheit - trotz diver- 
gierender Fraktionierungen - demonstrieren, so hat dies heute 
seine Grenzen. Die katastrophale ökonomische Situation und die 
breite Enttäuschung über den Zustand der "Redemokratisierung" 
lassen die Konflikte aufbrechen. 


Die Colorados: ”Modernisierer” und die Reaktionärsten 
in einem Boot 


areco Pacheco, Präsident Uruguays von 1967 bis 1971, der Wegbe- 
reiter der Diktatur, ist zurückgekehrt. Von allen Politikern 
der l.Reihe hat er die blutigsten Hände. Noch während der Diktatur 
mit dem Botschafterposten in Paraguay bedacht, kehrte er Anfang 
des Jahres nach Montevideo zurück. Schon Monate vorher pinselten 
seine fanatischen Anhänger das bedrohliche "PV" (Pacheco Vuelve) 
an die Häuserwände Montevideos. Pacheco ist als "Führer" seiner 
ultrarechten und erzreaktionären Klientel einer der drei Präsi- 
dentschaftskandidaten der Colorados. 


Insbesonders in den Armenvierteln und im Landesinneren - wo 
die Angehörigen der Streitkräfte und ihre Familien leben - 
wird seine Politik der "eisernen Faust" AnhängerInnen finden. 
Pacheco ist der politische Garant für eine Verschärfung der 
inneren Repression, einer Aufstockung des Militärhaushaltes 
und ideologische Deckung für die Militärs. Unabhängig davon, 
wieviele Stimmen Pacheco bekommt, sein Comeback in der Politik, 
die Abhängigkeiten der Colorado-Partei von dessen Stimmen, 
stellen schon heute die ernsteste: Bedrohung für die Zukunft 
des Landes dar. 


Das Wahlgesetz Uruguays (s.u.) zwang die Colorados, in parteiinter- 
nen Wahlen eine Entscheidung über den "Gegenkandidaten" zu 
Pacheco zu suchen. Präsident Sanguinetti - der selber nicht 
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wieder kandidieren darf -, setzte auf Jorge Battle als seinen 
Nachfolger. Battle, sicher auch der Wunschkandidat des US-amerika- 
nischen Botschafters, steht für eine Politik der "Kontinuität". 
Also der Fortsetzung der von den Militärs begonnen und von 
Sanguinetti vorangetriebenen "Modernisierung". Also einer Politik 
der Durchsetzung neoliberaler Programme, einer restriktiven 
Lohnpolitik, einer überpünktlichen Bedienung der Auslandschulden 
und eines Kuschen vor den Militärs. 

Der Verlierer der parteıinternen Wahlen - Arbeitsminister Hugd 
Fernandez Faingold - gab sich kurzerhand mit dieser Niederlage 
und einer zukünftigen Politik im Schatten Battles nicht ab; 
Entgegen den Abmachungen nominierte ihn seine Fraktion zum 
nunmehr 3.Kandidaten. für die Colorados. Dieser Schritt wird 
insbesondere Pacheco Areco erfreut haben. Durch die dritte 
Kandidatur werden die Stimmen der Colorados (1984: 40.2%), 
innerhalb der Partei so verteilt werden, daß Pachecos Einfluß 
umso bedeutender wird. 


Jorge Battle wird zwar vermutlich der neue Präsident Uruguays 
heißen, doch mehr als 20% der WählerInnen werden ihn nicht 


gewählt haben! 


Pacheco Areco: 
Der ehemalige Boxer 
wurde durch den 
Tod des Präsidenten 
Gestido 1967 Präsi- 
dent Uruguays, In 
den vier Jahren 
seiner Amtszeit 
verwandelte er das 
Land grundk&gend.£r 
errichtete die"Dic- 
tadura Constitucio- 
nal", die schon 
Jahre bevor die 
Militärs die Macht 
übernahmen, das 
Land mit einer Ter- 
rorherrschaft über- 
209. 
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Die Blancos: Totgeglaubte leben länger 


Erst der Tod des "letzten Caudillos" Uruguays (Wilson F. Aldunate) 
in Frühjahr 1987 und dann die Zerreißprobe in der Frage der 
Amnestie für die Menschenrechtsverletzer. Die Gesensätzlichkeiten 
schienen nicht stärker zu sein: Unterstützte und initiierte 
der Blanco-Politiker Zumarän den Kniefall vor den Militärs 
so entpuppte sich Carlos Julio Pereyra vom "Movimiento Naciönal 
de Rocha" als Verteidiser der Menschenrechtskampagne. Wurde 
noch vor kurzen spekuliert, ob sich dieser fortschrittliche 
Teil der Blancos mit dem "Nuevo Espacio" Hugo Batallas zusammen- 
rauft, so hat der "Mythos der Blancos" doch wieder gesiegt. 
Drei Kandidaten, deren politische Programmatik in wesentlichen 
Fragen (Auslandsschuld, Menschenrechte, Agrarreform) überaus 
widersprüchlich sind, treten zur Wahl an. Wahrhaft bittere 
Aussichten. 


Das ”ley de lemas”: Ein Wahlgesetz spaltet das Land 


Das uruguayische Wahlsystem ermöglicht die Ernennung mehrererPrä- 
sidentschaftskandidaten für eine Partei. Getrennt ziehen diese 
in den Wahlkampf - wobei natürlich jeder seinen "Parteikollegen" 
die Stimmen abjagen muß: Nach den Wahlen nämlich wird derjenige 
Präsident-der innerhalb seiner eigenen Partei die meisten Stimmen 
hat, vorrausgesetzt die Summe aller Stimmen für alle Kandidaten 


ist größer als die Summe aller Kandidaten aus einer anderen Par- 
tei. Dieses weltberühmte (einzigartige) Wahlgesetz (Ley de Lemas) 
— entworfen für ein Zweiparteieusystem in einem Wohlfahrtstaat, 
sprich Uruguay in den 20er Jahren, - ist heute in seinen antide- 
mokratischen Konsequenzen nicht zu übertreffen: Angesichts der 
o.e. ideologischen Differenzen der 6 Kandidaten aus den beiden 
traditionellen Parteien kann z.B. eine Stimme, die dem "Moderni- 
sierer" Jorge Battle gegeben wurde, am Ende dem faschistischen 
Pacheco zur Präsidentschaft verhelfen. Anders kann zum Beispiel 
eine Stimme, die dem linksliberalen Carlos Julio Perevra gegeben 
wurde, um so seine Politik in der Menschenrechtsfrage "zu 
belohnen", nach der Wahl "quer 'wandern" und den evtl. stärkeren 
Zumarän und seiner populistisch-reaktionären Politik zur Präsi- 
dentschaft und somit zur Macht verhelfen. 

Un den Leser endgültig zu verwirren, es gibt im Ley de Lemas noch 
eine weitere, wesentliche Falle: da gleichzeitig mit der Wahl 
des Präsidenten auch die Bürgermeisterposten gewählt werden, er- 
gibt sich eine weitere antidemokratische Konsequenz, Gebe ich 
meine Stinme z.B. einem Blanco-Kandidaten, so bin ich verdammt, 
auch die Bürgermeister dieser Partei zu wählen. Unmöglich wird 
so z.B. das "splitting" der Stimmen. In der Geschichte Uruguays 
war die Politik bis weit in die 50er Jahre hinein dominiert von 
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den Blancos und den Colorados. Das ganze Land war geteilt, entwe- 
der ''man ist Blanco" (und so auch die ganze Familie). oder "man 
ist Colorado", Das "Ley de Lemas" ist mit dem Aufbrechen der He- 
gemonie der traditionellen Parteien und dem Entstehen der Frente 
Amplio als dritte politische Kraft, schon in den 70er Jahren an 
seine Grenzen gestoßen. Damals beschleunigte die durch dieses 
Gesetz geschaffene Situation, die Machtübernahme durch die Mili- 
tärs... 


Damals wie heute steht schon vor der Wahl. fest, daß der zukünftig 
regierende Präsident mit max. 25% der Stimmen gewählt wird. Ohne 
eine notwendige Verfassungsreform wird nach 5 Jahren Demokratie 
der Präsident weiterhin eher auf "autoritäre Lösungen" zurück- 
greifen und von seinem Vetorecht Gebrauch machen, als sich auf 
den Weg der gesellschaftlichen und parlamentarischen Mehrheits- 
findung machen. Angesichts eines "Gewehr bei Fuß" stehenden Mili- 
tärs und eines zurückgekehrten Pachecos, könnten die Zeichen in 
Uruguay bald wieder auf Sturm stehen, : 


Keın Auto, Keın FaHnrrap Uno Keın 
UrrLaus MeHr Onne Diesen STICKER! 


medico international will die Kampagne 
»Shell betankt die Apartheid« wirkungs- 
voll fortsetzen: in allen deutschen 
Landen und europaweit. Zusammen 
mit allen, die schon beteiligt sind, 

und den Jugendverbänden, Ge- 
werkschaften, Vereinen & Grup- 

pen, die wir hiermit zum großen 
Mitmachen auffordern. 

Die Sticker gibts für schlichte 1 DM 

pro Stück, bei Orders ab 50 Expl. 

für 0.50 DM pro Stück. (® 10 cm) 

{Bei medico zusätzlich kostenloses Ma- 
terial über die Apartheid in Südafrika) 


Bestellungen: 

medico international aej BDKJ 
Obermainanlage 7 Porschestraße 3 Postfach 320520 
6000 Frankfurt 1 7000 Stuttgart 40 4000 Düsseldorf 30 


Tel. 069/4990041/2 (Zur Weiterverbreitung dieses Aufrufes bitten wir um Spenden unter dem 
Stichwort »Shellanzeigex« auf das medico-Konto 1800 Frankf. Sparkasse ader Postgiro 6999-508 Köln) 
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CHILE 


»Demokratur« statt Diktatur? 


was ändert sich an der Herrschaft des Kapitals, des 
Militärs und des Justizapparats? 

Nach der Niederlage Pinochets beim Plebiszit haben sich die 
Diktatur und die "Demokratische Übereinkunft" (Concertaciön por 
La Democeraeia - CD) über die Verfassungsreform geeinigt, Inhalt 
dieser Reform - die auf dem ersten Blick tatsächlich eine demokra- 
tische Reform zu sein scheint - waren u.a.: die Abschaffung des 
Artikels & der Verfassung, nach dem die Linken Parteien verboten 
waren; die Abschaffung der Mehrheit der Militärs im Nationalen 
Sicherheitsrat und die Reduzierung der Befugnisse dieses Rats; 
sowie die Vergrößerung der Zahl gewählten Mitglieder das Senats, 
einer der zwei Kammern des Parlaments, was eine Verringerung des 
Einflusses der ernannten - nicht gewählten - Senatoren badeutet. 


Darüberhinaus werden am 14, Dezember Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen stattfinden, bei denen die Opposition allen Um- 
fragen zufolge eine klare Mehrheit bekonmen wird, 


Beobachtet man das Programm der Opposition, so stellt man 
fest, daß die CD die Absicht hat, den Demokratisierungsprozeß 
voranzutreiben, die Rechtsstaatlichkeit wiederherzustellen und 
tiefe Reformen in der Sozialpolitik durchzuführen, um die 
schwerwiegenden Probleme der Mehrheit der Chilenen schrittweise 
zu lösen: niedrige Einkommen, Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot, 
Mängel im Gesundheits- und Erziehungswesen und in der sozialen 
Absicherung. 


Die heutige chilenische Gesellschaft 


Nach 16 Jahren Militärdiktatur ist die Anzahl der Armen 
Chiles, d.h. derjenigen, die ihre Grundbedürfnisse nicht be- 
friedigen können, von 25% im Jahre 1969 auf zur Zeit fast die 
Häfte der Bevölkerung angewachsen. Die Zahl der Unterernährten, 
die 1969 10% der Bevölkerung betrug, erreicht mittlerweile ein 
Viertel der Bevölkerung. Parallel dazu stieg der Anteil der 
reichsten Chilenen (ca. ein Fünftel der Bevölkerung) am Voiks- 
einkommen von 40% 1969 auf 60% an, während der Anteil der Ärm- 
sten (ca. zwei Fünftel) am Volkseinkommen von 20% auf 10% sank. 


Der Prozeß der Konzentration des Reichtums zeigt sich deut- 
lich in der Tatsache, daß schon 1980 acht Finanzgruppen drei 
Viertel der 300 größten Unternehmen des Landes kontrollierten. 
10 Gruppen kontrollierten zwei Drittel des Exports Chiles. 


In diesem Kontext von Armut und Konzentration des Reichtums 
treibt die Regierung ihre Pläne zur weiteren Privatisierung der 
Wirtschaft voran: In der letzten Zeit wurden zu verschiedenen 
Anteilen des entsprechenden Kapitals die staatliche Fluggesell- 
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schaft, die U-Bahn Santiagos, die Telefongesellschaft, Chile- 
Films und die nationale Chemie-, Stahl-, Zucker und Stromindu- 
strie privatisiert. 


Dieser Privatisierungsprozeß ist gleichzeitig ein Entna- 
tionalisierungsprozeßB geworden: die Telefongesellschaft, die 
Strom-, die Stahl- und die Kohleindustrie sowie die Zucker-, 
Reifen- und Chemieunternehmen sind mehr oder weniger in die 
Hände von multinationalen Konzernen gefallen. Auch sind es aus- 
ländische Konzerne, die die entscheidende Rolle in der Produk- 
tion und im Export von Obst und Holz sowie in der Fi- 
schereiindustrie spielen. Konzerne aus den USA, der Schweiz, 
Australien, Neuseeland, Japan und Saudi-Arabien nehmen mit 
großem Interesse an dieser Versteigerung des chilenischen 
Reichtuns teil. 


Auch die staatliche Bergbaugesellschaft, die Hafenge- 
sellchaft, die Versicherüngsgesellschaft, die Erdölgesellschaft 
und das staatliche Fernsehen sollen veräußert werden. 


In diesem Kontext wird es für eine mögliche neue Regierung 
schwer bzw. unmöglich sein, eine Politik der Wiederherstellung 
der nationalen Volkswirtschaft und des Sozialstaates, durch- 
zuführen. 


Demokratische 
Besitzenden? 


Um die realen Möglichkeiten einer neuen Regierung, eine an- 
dere Politik durchzuführen, einschätzen zu können, müssen wir 
die Rahmenbedingungen untersuchen, in denen diese Regierung 
ihre Funktionen ausüben wird. 


Wenn wir bedenken, daß eine der wichstigsten Entscheidungen 
der neuen Regierung die Förderung der nationalen Produktion 
sein wird, müssen wir natürlich daran denken, welche Nornen es 
sind, die das Privateigentum und die Produktion regeln, und was 
für konkrete Befugnisse die staatlichen Organe in dieser Hin- 
sicht haben. 


Das Eigentum in Chile, so weit privatisiert und entnationa- 
lisiert wie wir es gesehen haben, ist - nach der Verfassung der 
Diktatur - so geschützt, daß jeder Versuch seitens des Staates, 
das verschleuderte nationale Eigentum wiederzuerlangen oder 
eine aktive Rolle in der Entwicklung der Wirtschaft zu überneh- 
men, unmöglich sein wird. 


In dieser Hinsicht müssen wir uns daran erinnern, daß nach 
der früheren Verfassung Chiles die Enteignung von jeder Art von 
Gütern vom Gesetz, "als für das wirtschaftliche, soziale oder 
kulturelle Leben des Landes von herausragender Bedeutung defi- 
niert", möglich war. Es war sogar möglich, die Entschädigung in 
Raten zu bezahlen, Raten, für deren Bezahlung es keine festge- 
legte Frist gab, außer für den Fall von landwirtschaftlichen 
Grundstücken, bei denen die Bezahlung innerhalb von 30 Jahren 
stattfinden sollte. 


Ganz anders ist die Situation heutzutage. Nach der Verfas- 
sung der Diktatur "kann niemandem, in keinem Fall, sein Eigen- 
tum an einem Gut oder irgendeine der grundlegenden Eigenheiten 
oder Befugnisse des Eigentums entzogen werden" außer im Fall 


Regierung unter der Diktatur der 
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einer Enteignung seitens des Staates. In diesem Fall kann "der 
Enteignete die Rechtmäßigkeit des Enteignungsaktes vor den or- 
dentlichen Gerichten anfechten". Wir werden danach noch Gele- 
genheit haben, etwas über die rechtsprechende Gewalt Chiles zu 
sagen. 


Was die tatsächliche Inbesitznahme des enteigneten Vermö- 
gensgegenstandes betrifft, so darf sie nur unter der Vorausset- 
zung Stattfinden, daß der gesamte Entschädigungsbetrag vorher 
bezahlt wird. 


Wenn wir mit den finanziellen Grenzen, unter denen die neue 
Regierung leiden wird, rechnen, können wir wohl sagen, daß al- 
lein diese Regelungen der Verfassung der Diktatur ein entschei- 
dender Faktor für die Kontinuität des diktatorischen Sytens 
ausmacht. 


Aber man könnte eventuell daran denken, daß es durch die 
klassischen Instrumente des modernen Staates möglich wäre, eine 
Art von Steuerung der Wirtschaft durchzuführen, mit dem Ziel, 
eine andere Wirtschaftspolitik zu betreiben. :Denken wir, zum 
Beispiel, an bestimmte Steuern oder an staatliche Unterstützung 
für bestimmte produktive Aktivitäten. 


Kinderarbeit im Kohlegebiet von Lota 


Die Verfassung der Diktatur hat auch dafür die entspre- 
chender Normen vorausgesehen. Zuerst bestimmen die Normen über 
die Gewerbefreiheit, daß jedes Individuum das Recht hat, "Jjeg- 
liche wirtschaftliche Tätigkeit zu entfalten", sowie "die Frei- 
heit, das Eigentum an jeder Art von Vermögen zu erlangen", Um 
diese Freiheit zu garantieren, wurde - wörtlich - auch festge- 
legt: "Steuern dürfen nicht offensichtlich unverhältnismäßig 


44 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 November 1989 


oder ungerecht festgesetzt werden". Aber, über mögliche Steuern 
hinaus ist auch festgelegt, daß die Verfassung allen Menschen 
"das Recht auf gleiche Behandlung auf wirtschaftlichem Gebiet 
durch den Staat und seine Organe" sichert. 


Auch an die Möglichkeit, daß eine neue Regierung versuchen 
könnte, die Wirtschaftsentwicklung mit staatlichen Betrieben zu 
fördern, haben die Verfassungsrechtler der Diktatur schon ge- 
dacht, und deshalb legt die heutige Verfassung Chiles fest: 
"Der Staat kann nur unternehmerische Aktivitäten entfalten oder 
sich daran beteiligen, wenn ein Gesetz mit qualifizierter Mehr- 
heit dieses zuläßt. In diesem Fall sind diese Tätigkeiten den 
allgemeinen Gesetzen, die auf einzelne Personen anwendbar sind, 
unterworfen...". 

Um die Geltung dieses Konzeptes von Privateigentum, Gewer- 
befreiheit und ökonomische Gleichheit sowie die Abstinenz des 
Staates zu garantieren, hat die Verfassung der Diktatur eine 
Art "Habeas Corpus'-Recht für alle diese Rechte festgelegt, - 
auf spanisch "Recurso de Protecciön"- Rechtsmittel der Schutz- 
gewährung genannt, eine Sicherung gegen jeden Versuch des Staa- 
tes, eine Politik durchzuführen, die diese Rechte in Frage 
stellen könnte. 


Gegenüber dieser Situation könnte man sich noch eine andere 
Frage stellen: Wie wäre es, wenn die neue Regierung den Versuch 
unternimmt, die Instrumente der Finanzpolitik zu benutzen, um 
eine andere Entwicklung zu erreichen? 


Diese Möglichkeit hat die Diktatur auch. nicht vergessen. 
Nach der Verfassung Pinochets gibt es in Chile eine Zentral- 
bank, als unabhängiges Organ konzipiert, die keine vom Staat, 
seinen Organen oder Unternehmen ausgegebenen Wertpapiere erwer- 
ben kann und in keinem Fall Bürgschaftszusagen zugunsten priva- 
ter oder Öffentlicher Finanzinstitutionen machen kann. 

Am 18. August wurde von der Militärdiktatur das Verfas- 
sungsgesetz über die Zentralbank verabschiedet, in dem fesge- 
legt wurde, daß die Zentralbank die einzige zuständige Institu- 
tion für die Regulierung des gesamte Finanz-, Kredit- und Wäh- 
rungssystems des Landes ist, 


Die Leitung der Zentralbank liegt, nach diesem Gesetz, bei 
einem Aufsichtsrat von 5 Mitgliedern, die von der Militärregie- 
rung ernannt worden sind oder noch ernannt werden. Die Mitglie- 
der des Aufsichtsrates werden... 10 Jahre lang im Amt bleiben! 


Was die Regierung betrifft, so wird sie nur das Recht ha- 
ben, den Finanzminister zu den Sitzungen des Aufsichstrates zu 
schicken. Der Regierungsvertreter wird dort kein Stimmrecht ha- 
ben! 

In wenigen Worten können wir ohne jeden Zweifel sagen, daß 
die nächste Regierung kaum etwas über Finanz-, Kredit- wäh- 
rungs- und Bankenpolitik zu sagen haben wird! 


Vielleicht bleibt aber noch eine letzte Chance, im Rahmen 
des Systems eine andere Politik durchzuführen! 


Wenn tatsächlich keine Möglickeit einer anderen 
Wirtschaftspolitik im Rahmen der juristischen Ordnung der Dik- 
tatur gegeben ist, so könnte zumindest durch die Instrumente 
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der Sozialpolitik die soziale Lage der Mehrheit der Chilenen 
verbessert werden. 


Unabhängig von der finanziellen Lage des Staates müssen wir 
feststellen, daß dies schwierig sein wird. Nach der Verfassung 
Pinochets ist das Recht, Gesundheits-, Erziehungs- und soziale 
Absicherungsunternehnen als Privatgeschäfte zu gründen, als 
Grundrecht garantiert. Wenn man sich an die Garantien erinnert, 
auf die sich Privatunternehner dem Staat gegenüber berufen 
können, ist es berechtigt anzunehmen, daß sie jegliche staatli- 
che Initiative - unter dem Vorwand der Verteidigung des Privat- 
me und der Unternehmensfreiheit - vor Gericht anzuklagen 
werden. 


. „Zusammenfassend kann man sagen, daß die neue Regierung 
nicht in der Lage sein wird, den verschenkten nationalen Reich- 
tum zurückzubekommen oder eine führende Rolle in der Wirtschaft 
zu übernehmen, weder durch die traditionellen Len- 
kungsmechanismen des modernes Staates noch durch eine eigene 
produktive Tätigkeit oder mittels der Finanz-, Kredit-, Wäh- 
rungs- oder Bankenpolitik. 


Jeder Versuch, durch das Verwaltungsinstrumentarium an die 
Grenzen des Systems zu gehen, um eine andere Politik zu betrei- 
ben, wird vor dem Obersten Gerichtshof scheitern: Nach Art. 80 
der Verfassung hat dieses Gericht das Recht, jede gesetzliche 
Vorschrift - dieses Konzept schließt nach chilenischem Recht 
auch die Dekrete und die anderen Regierungsentscheidungen ein - 
die der Verfassung widerspricht, für unanwendbar zu erklären! 


Die Justiz - einer der Garanten des Systens 


Es kann angesichts der früheren demokratischen Tradition 
Chiles der irrtümliche Eindruck entstehen, daß die Justiz des 
Landes ebenfalls in dieser Tradition verwurzelt ist. Das genaue 
Gegenteil ist der Fall. Die überwältigende Mehrheit der Richter 
sind immer ein Hinderniss für die progressive Anwendung des 
Rechts gewesen. Jedes Gesetz wurde stets dahingehend interpre- 
tiert, daß es die Interessen der herrschenden Schichten garan- 
tierte, 


Deshalb war die Öffentliche Ablehnung der Regierung Allende 
seitens des Obersten Gerichtshofes sowie die Begrüßung des Mi- 
litärputsches in einer öffentlichen Erklärung keine Überra- 
schung. Auch nicht die Komplizenschaft der Richter, außer in 
drei bemerkswerten Ausnahmen, mit den Menschenrechtsverletzun- 
gen jeder Art unter der Militärdiktatur. Nur ein Bespiel in 
dieser Hinsicht: Nach sechzehn Jahren Diktatur - mit Tausenden 
von Ermordeten und Verschwundenen - sind nur in einem Fall An- 
gehörige des Repressionsapparates wegen ihrer Delikte von der 
Justiz bestraft worden. Bisher haben jedoch auch sie keinen Tag 
im Gefängnis gesessen. 


Da die Ernennung von Richtern durch ein System erfolgt, das 
als nichts anderes als ein Kooptationssystem bezeichnet werden 
kann, wird die Kontinuität der reaktionären Politik des Ober- 
sten Gerichtshofes - solange dieses System besteht - garan- 
tiert. 
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Was für Möglichkeiten wird es geben, das System zu refor- 
mieren, unter der Voraussetzung, daß der Präsident der Republik 
und die Mehrheit des Parlaments Vertreter der .heutigen Opposi- 
tion sein werden? 

Rein formell gesehen, wird die CD sicher in der Lage sein, 
neue Gesetze zu verabschieden und damit unter Umständen eine 
neue Politik durchzuführen. 

In diesem Fall kann jede Person mit dem schon erwähnten 
Rechtsmittel der Unanwendbarkeit die Unzulässigkeit eines sol- 
chen Gesetzes vor dem Obersten Gerichtshof geltend machen. 


Außer diesen Rechtsmitteln, die jedem Bürger offenstehen, 
besteht auch die Möglichkeit, solche Reformbestrebungen durch 
das Verfassungsgericht zu blockieren. 


Nach der Verfassung der Diktatur hat das Verfassungsgericht 
sieben Mitglieder, von denen drei vom Obersten Gerichthof und 
zwei vom Nationalen Sicherheitsrat gewählt werden. 


Die anderen zwei Mitglieder dieses Gerichts werden - je- 
weils einer - vom Senat und vom Präsidenten der Republik er- 
nannt. D.h. nur zwei von sieben Mitgliedern werden von vom Volk 
legitimierten Instanzen gewählt. Aber diese zwei Mitglieder 
müssen Juristen sein, die mindestens drei Jahre als außeror- 
dentliche Richter beim Obersten Gerichtshof tätig gewesen sind. 
Da diese in den letzten 16 Jahren von Pinochet selbst ernannt 
wurden, werden der zukünftige Präsident und die oppositionelle 
Mehrheit im Senat keine andere Wahl haben als... einen Pino- 
chet-Anhänger für jede dieser Stellen zu ernennen! 


Alle Mitglieder des Verfassungsgerichts werden acht Jahren 
im Amt bleiben. 
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Reform oder Abschaffung der Verfassung der Diktatur 


Um über die Möglichkeit sprechen zu können, die eine Reform 
tatsächlich hat, müssen wir eine Einschätzung der 
Kräfteverhältnisse zwischen der Diktatur und der Opposition an- 
stellen. 


Hierbei müssen wir uns daran erinneren, daß am 5. Oktober 
die Diktatur 43% der Stimmen bekommen hat und die Opposition 
54%. Nach der Niederlage Pinochets beim Plebiszit hat sich das 
Kräfteverhältnis zugunsten der Opposition verändert. Wenn wir 
die Meinungsumfragen in Chile berücksichtigen, können wir 
schätzen, daß die derzeitigen Regierungsparteien etwa 30% der 
Stimmen auf sich vereinigen würden. 


Nach der Verfassungsreform wird der Senat 38 gewählte Mit- 
glieder haben. Unserer Schätzung zufolge wären etwa 11 davon 
Vertreter der Diktatur. 


Aber diese Kammer des Parlaments wird nicht nur von gewähl- 
ten Mitgliedern sondern auch von 10 anderen Senatoren besetzt. 
Diese Mitglieder sind zwei ehemalige Richter des Obersten 
Gerichtshofes; ein ehemaliger Präsident des Rechnungshofes der 
Republik; je ein ehem. Oberbefehlshaber von Heer, Marine, Luft- 
waffe und der Militärpolizei; ein ehem. Rektor einer Universi- 
tät und ein ehem.Staatsminister. Das zehnte Mitglied dieses 
Teils des Senats wird Pinochet selbst sein, als ehemaliger Prä- 
sident der Republik. 


Selbsverständlich werden die ernannten Senatoren aus den 
Reihen der heutigen Diktatur kommen und zusammen mit den schät- 
zungsweise 11 diktaturfreundlichen gewählten Senatoren die Zahl 
von 21 erreichen. 


Die Normen über Verfassungsreformen legen fest, daß eine 
Dreifünftelmehrheit erforderlich ist, d. h. ein Minimum von 29 
Senatoren. Das Resultat ist klar: Wenn 21 Senatoren zu den Rei- 
hen der heutigen Diktatur gehören werden, wird die Opposition 
nur 27 Senatoren haben, d.h. zwei weniger als die für eine 
"normale" Verfassungsreform benötigten. 


Die Situation wird noch schlimmer im Falle von Reformen der 
Kapitel 1 und 3: "Grundlagen der institutionellen Ordnung" und 
"Verfassungsmäßige Rechte und Pflichten" (hier sind die bereits 
erwähnten Garantien für das Privateigentum und die Gewerbefrei- 
heit, sowie die Normen über die Abstinenz des Staates in der 
Wirtschaft eingeschlossen). Das gleiche gilt für die Kapitel 7 
("Verfassungsgericht"), 10 ("Streitkräfte"), 11, ("Nationaler 
Sicherheitsrat") und 14 ("Verfassungsreformen"), 


Die Reformen dieser Kapitel verlangen eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder beider Kammern des Parlaments: die 
heutige Diktatur braucht nur 17 Senatoren, um jede Ver- 
fassungsänderung zu verhindern! Für die Kräfte, die die Mili- 
tärdiktatur unterstützen, reicht es also aus, nur 7 Senatoren 
zu wählen, um dieses Ziel zu erreichen. 


48 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 November 1989 


Die Militärmacht - Hüter der Verfassungsordnung 


Mit dem oben beschriebenen Rahmen endet nicht die Zwangs- 
jacke, mit der die Diktatur die chilenische Gesellschaft be- 
kleidet hat. h 


Außer der Macht, die der Oberste Gerichtshof, das Verfas- 
sungsgericht, die Zentralbank und eine Minderheit des Senats 
bekommen haben, um jede effektive Änderung zu verhindern, hat 
die Verfassung der Diktatur die Macht des Nationalen Sicher- 
heitsrates und des Militärs als Hüter der institutionellen Ord- 
nung festgelegt. 


Dem Nationalen Sicherheitsrat gehören die Oberbefehlshaber 
der Armee, der Marine, der Luftwaffe und der Militärpolizei zu- 
sammen mit dem Präsidenten des Senats, des Obersten Gerichts- 
hofes und des Rechnungshofes - unter dem Vorsitz der Präsiden- 
ten der Republik - an. Er hat das Recht, gegenüber dem Präsi- 
dent der Republik, dem Parlament oder dem Verfassungsgericht zu 
jedem Vorgang, Akt oder Gegenstand, der seiner Meinung nach 
schwerwiegend gegen die Grundlagen der institutionellen Ordnung 
verstößt oder die nationale Sicherheit gefährden könnte, 
Stellung zu nehmen. 


PAncHo 
Ich verlasse die Präsidentschaft, behalte aber den Dienstwagen 


Die Tatsache, daß nach der Verfassungsreförm dieses Jahres 
ein vierter Zivilist - der Vorsitzende des Rechnungshofes - 
neues Mitglied dieses Organs geworden ist, ändert nicht grund- 
sätzlich die Situation: Das Militär braucht nur eine formale 
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Instanz, um seine Meinung zu äußern, und nicht ein Gremium, in 
dem durch das demokratische Prinzip Mehrheit-Minderheit ent- 
schieden wird. 


Vor und nach der Verfassungsreform haben die Entscheidungen 
des Nationalen Sicherheitsrats keine konkreten Folgen. Sie kön- 
nen keine Entscheidung anderer Staatsorgane außer Kraft setzen. 
Das ist selbstverständlich! Jede andere Folge einer Entschei- 
dung des Nationalen Sicherheitsrats wäre die offene Einsetzung 
der Diktatur! 


Unabhängig von dem mehrmals erwähnten Nationalen Sicher- 
heitrat ist es nach der Verfassung das Militär, das "die insti- 
tutionelle Ordnung der Republik garantiert" 


In diesem Szenarium wird. Chile ein neues Kapitel seiner 
Existenz anfangen. Wie kann unter diesen Voraussetzungen noch 
behaupten, daß es auf dem Weg zur Demokratie ist? 


Die wichtigsten Akteure und die Konjunktur 


Am 11.März nächsten Jahres wird - voraussichtlich - der 
Amtsantritt von Herrn Patricio Aylwin als Präsident stattfin- 
den. Der heutige Kandidat der CD ist keine neue Figur. In der 
letzten Zeit ist er sehr oft als Kandidat und als Verhandlungs- 
partner der Verfassungsreform zusammen mit Onofre Jarpa, dem 
Vorsitzenden der wichtigsten diktaturnahen Partei, an die 
Öffentlichkeit getreten. Patricio Aylwin und Onofre Jarpa! Für 
niemanden ist es ein Geheimnis, daß Aylwin der Vorsitzende der 
Christdemokraten war und Jarpa der Vorzitsende der Nationalen, 
als beide für die Vernichtung der Demokratie und die Machtüber- 
nahme des Militärs in Chile votierten. 


Natürlich haben die beiden ohne große Schwierigkeiten eine 
Vereinbarung über eine Verfassungsreform mit der Diktatur ge- 
troffen! Durch einige Reformen wurde eine Reihe grober Exzesse 
des ursprünglichen diktatorischen Modells beseitigt. Gleichzei- 
tig sind andere Normen, die die Kontinuität des Modells si- 
chern, beibehalten worden. 


Eine der wichtigsten Forderungen der Linken bei der Reform 
war die Abschaffung des Artikels 8 der Verfassung, der die lin- 
ken Parteien verbietet. In der Tat wurde dieser Artikel abge- 
schafft. Aber in Art. 19 ist eine Norm aufgetaucht, die Par- 
teien als verfassungswidrig bezeichnet "(die) Ziele, Taten oder 
Verhaltensformen (haben) die die Grundprinzipien des demokra- 
tischen Systems und der Verfassungsordnung nicht respektieren". 


Wir kennen die alte Diskussion über dieses Thema, wenn wir 
aber die Normen der Verfassung Pinochets vor Augen haben, 
können wir ohne Zweifel behaupten, daß solch ‚eine Norm die 
Verneinung der Grundelemente jeder demokratischen Konzeption 
bedeutet. % 

Eine zweite Forderung der linken Opposition war die Ab- 
schaffung der Artikel der Verfassung, die die Unabsetzbarkeit 
der Oberbefehlshaber der Streitkräfte garantieren. 

Die entsprechenden Artikel der Verfassung wurden nicht 


abgeschafft. Und sogar noch mehr: Die Partner der Verhandlungen 
mit der Diktatur sind einverstanden gewesen mit einer neuen 
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Norm, die den Militärs garantiert, daß die Gesetze über Militär 
und Polizei Verfassungsrang haben werden: D.h., sie werden in 
der Zukunft nur mit größeren Schwierigkeiten reformierbar sein. 


b Die Verhandlungspartner sind.so weit gegangen, daß sie eine 
Anderung der Normen der Verfassungsreform akzeptiert haben, 
aurch die - in der Zukunft - eine Änderung in dieser Hinsicht 
nur mit der Stimme von zwei Dritteln der Parlamentarier zu er- 
reichen sein wird. Wie wir schon wissen, bedeutet das, die Un- 
reformierbarkeit der Verfassung für die Zukunft zu garantieren. 


Aber vergessen wir nicht andere entscheidende Akteure des 
zukünftigen politischen Prozesses: Pinochet und die Streit- 
kräfte. 


Jemand hat vor einiger Zeit in Chile geschrieben, daß an 
11. März nächsten Jahres Pinochet von dem Regierungspalast zu 
dem gegenüberstehenden Gebäude, wo der Sitz der Kommandatur der 
Armee ist, gehen wird, um dort - vormittags - als Oberbefehls- 
haber des Heeres zu fungieren; nachmittags zum Parlament, un 
jede effektive Änderung des Systems zu blockieren; abends wird 
er sicher zum Nationalen Sicherheitsrat gehen, un "jeden Vor- 
gang, Akt oder Gegenstand, der seiner Meinung nach schwerwie- 
gend gegen die Grundlage der institutionellen Ordnung verstößt 
oder die nationale Sicherheit gefährden (könnte)", zu 
kontrollieren. 


Der zweite Mann der Armee, der Vize-Kommandant Zincke, hat 
gesagt, daß das Militär keine Öffentlichen Prozesse wegen der 
Menschenrechtsverletzungen akzeptieren wird. Er hat die Gele- 
genheit benutzt, um die zukünftige Regierung zu warnen: "Wenn 


sie nicht im Rahmen der Verfassung bleibt, haben wir schon das 
Beispiel von 1973 (Putsch gegen Allende)". 


In dieselbe Richtung äußerten sich die Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe und der Militärpolizei. Der erste sagte, daß das Mi- 
litär keine Änderung des Amnestiegesetzes (für die 
Menschenrechtsverletzungen) akzeptieren wird. Von Journalisten 
gefragt, ob das nicht eine direkte Drohung mit einem neuen 
Putsch bedeutet, antwortete er mit Unverschämheit "Darüber ha- 
ben wir noch keine Entscheidung getroffen!". 


Was die Zukunft des Diktators selbst betrifft, hat die Kon- 
mandantur der Armee auch erklärt, daß die Forderung einiger Po- 
litiker, daß Pinochet abdanken muß, eine "Beleidigung gegen je- 
den Armeeangehörigen und einen Verstoß gegen die institutio- 
nelle Ordnung" dargestellt. Die Generäle ihrerseits haben in 
einer Öffentlichen Erklärung die Absicht Pinochets, bis 1997 
als Oberbefehlshaber der Armee zu bleiben, als in völligem Ein- 
klang mit der Verfassung bezeichnet. Parallel dazu bekräftigen 
sie ihre Entschlossenheit, diese Norm und die . gesante 
Verfassung, wenn nötig unter Anwendung von Gewalt, zu 
verteidigen. 


Pinochet seinerseits hat seine Entschlossenheit bekräftigt, 
kis 1997 Oberbefehlshaber der Armee zu bleiben und mit der 
nächsten Regierung zusammenzuarbeiten, "wenn diese außer jedem 
Zweifel den Beweis dafür gibt, daß sie bereit ist,... die Poli- 
tik seiner Regierung weiter zu führen"! Mit ein paar Ausnahmen: 
Die neue Regierung soll sich auf keinen Fall mit der Verteidi- 
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gungspolitik und jeder Art von Militärangelegenheiten beschäf- 
tigen, sowie die Rolle, die für das Militär in der Verfassung 
vorgesehen ist, nicht in Frage stellen. 


In diesem geschlossenen nationalen Rahmen wird Anfang März 
1990 eine neue Regierung in Chile "an die Macht! kommen. Als ob 
diese internen Grenzen nicht genug wären, endet Ende dieses 
Jahres die Verfügbarkeit der kurzfristigen Kredite von etwa 1,3 
Milliarden US.$, die die Militärregierung gehabt hat. Außerdem 
soll die neue Regierung neun Monate nach der "Machtübernahme" 
mit der Pflicht konfrontiert sein, Schulden in Höhe von ca. 
12,5 Milliarden US.$ zu bezahlen, deren Zahlung von der Dikta- 
tur verschoben wurde. Sicher wird die Regierung die Hoffnung 
haben, daß neüe Abkommen mit den Gläubigern, dem IWF und der 
Weltbank bessere Bedingungen schaffen werden, um die Schulden 
zu bezahlen. 

Aber wir kennen die Bedingungen des IWF und der Weltbank: 
Chile muß versprechen, kein Haushaltsdefizit zu haben, keine 
Grenzen für die Beweglichkeit des Kapitals zu errichten, keine 
Lohnerhöhung zu bewilligen, um die Konkurrenzfähigkeit der 
chilenischen Wirtschaft auf internationaler Ebene zu fördern 
und die Inflation zu bekämpfen. 


Daß ein solches Modell für die Entwicklung unseres Landes 
die Verneinung jeder Demokratie bedeutet, scheint keine große 
Rolle zu spielen. Es reicht, um als demokratisches Land einge- 
stuft zu werden, alle vier oder sechs Jahre ein Parlament und 
einen Präsident zu wählen, das Militär mehr oder weniger in 
Ruhe in den Kasernen zu haben, wenige oder wenn möglich keine 
politischen Konflikte mit Gewaltanwendung zu registrieren 
und....ah! natürlich, regelmäßig die Rohstoffe an die Indu- 
striezentren zu spottbilligen Preisen zu liefern und ...nicht 
vergessen! die Schulden rechtzeitig zu bezahlen. Auf diese Art 
wird Chile sogar würdig sein, jährlich ein paar Millionen als 
Entwicklungshilfe zu bekommen, die ja in der Regel wieder zu 
dem Geldgeber zurückkehren werden. j 

Sicher werden die Arbeiter Chiles nicht bereit sein, diese 
Forderungen und diese Perspektiven zu akzeptieren. Im Gegen- 
teil: sie werden die Wiederherstellung aller Rechte, die von 
der Diktatur aberkannt wurden, verlangen, und auf keinen Fall 
werden sie bereit sein, die "demokratische Stabilität" mit 
ihrer Ausbeutung zu erkaufen. 

Der Kampf um die Demokratie in Chile wird trotz des durch 
die Verfassung der Diktatur vorgegebenen eisernen Rahmens ohne 
Zweifel weitergehen. Die Arbeiterbewegung, der Hauptträger der 
Demokratie in der Vergangenheit und deswegen der einzige Garant 
der demokratischen Stabilität auch in der Zukunft, wird früher 
oder später die Führung in diesem Kampf übernehmen. 

Isidoro Bustos V. 


Die Fotos in diesen Artikel sind dem Band "Chile - Zwischen Überlebenskanpf 
und Rebellion" entnommen. Vgl. die Anzeige in diesem Heft. 
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»Wir bleiben die Angeschissenen« 


Das folgende Gespräch steht stellvertretend für viele informelle 
Gespräche mit BewohnerInnen der Armenviertel von Santiago de Chi- 
le, die in der Zeit vom Sept. "88 bis Anfang '89 geführt wurden. 


Zur Situation der Armenviertel (poblaciones) in Santiago 


In Chile leben zur Zeit etwa 12 Millionen Menschen, von denen etwa 
fünf bis sechs Millionen allein im Großraum Santiago, in der 'reg- 
iön metropolitana', wohnen, Hier sind es mindestens 2 bis 3 Milli- 
onen Menschen, ‚live an oder unterhalb der Armutsgrenze leben, Ar- 
mutsgrenze meint, daß ihr Einkommen nicht ausreicht, um sich zu 
ernähren. Daß sie es dennoch schaffen zu überleben, begründet sich 
in ihrem Improvisationsgeist, v.a. im Bereich Kleinstgewerbe und 
Handel, aber auch in der Kinderarbeit, den kleineren und größeren 
"Eigentumsdelikten‘ und der zunehmenden Prostitution. Sie leben 
in Vierteln, die zwar mitten in Santiago oder dicht außen herum 
liegen,. sich aber vom modernen Santiago unterscheiden wie zwei 
völlig verschiedene Welten. Oft wonnen sie in Holzhütten ohne Was- 
serversorgung und Kanalisation, meist ohne Strom, manchmal in Hüt- 
ten aus Pappe und Plastik. Hier liegt die Arbeitslosigkeit bei 
über 79 %, die Unterernährung der Kinder beläuft sich auf etwa 
35 %. Diesen Sommer kommen zu den *gewöhnlichen' Armutskrankheiten 
noch eine Ratten- und Zeckenplage hinzu, 


In einer der 'poblaciones’' lebt seit 21 Jahren Eugenia mit ihrer 
Familie. Damals hatte sie gemeinsam mit ihrem Lebensgefährten und 
etwa 80 weiteren Familien das Land, auf dem die "poblaciön' sich 
heute befindet, besetzt, In der Zweizimmerhütte, in der sie vorher 
mit. inren Eltern und vier weiteren Geschwistern gelebt hatten, 
wollten sie nicht mehr bleiben, zudem sie zu diesem Zeitpunkt ge- 
rade ein zweites Kind erwarteten. Sie entschieden sich deshalb, 
gemeinsam mit den Anderen, eine neueSiedlung zu gründen. Unter der 
damaligen christdemokratischen Regierung Freis konnten sie auch 
relativ sicher sein, daß die staatliche Repression als Antwort auf 
inre Aktion sich in Grenzen halten würde, Schon nach sechs Wochen 
wurden sie legalisiert und zahlreiche neue Familien zogen hinzu. 
Während der Zeit der Unidad Popular (Volksfrontregierung mit dem 
sozialistischen Präsidenten Salvador Allende, 1970 bis 1973) be- 
kamen sie massive staatliche Unterstützung: Stromversorgung, Was- 
ser, ein Gesundheitszentrum und eine Schule. Vor allem gab es den 
moralischen Auftrieb, zu wissen, eine Regierung zu haben, die den 
einfachen Leuten verpflichtet war, die eine konkrete und sicht- 
bare Umverteilungspolitik zugunsten der Armen in Angriff genommen 


hatte. 
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Dann kam der 11, September 1973, als die Faschisten mit Pinochet 
an der Spitze putschten, nach intensiver Kleinarbeit der westli- 
chen Geheimdienste und unter sichtlicher Genugtuung der chileni- 
schen Christdemokratie. Eugenias Lebensgefährte starb bei dem Ver- 
such der Arbeiterkommitees, ihre Fabriken gegen das Militär zu 
verteidigen. Sie blieb mit den beiden Kindern. Der Sohn wurde 1983 
während des Streiks und 'protestas' von einer Polizeipatrouille 
erschossen, als er mit Freunden Plakataufrufe für die Streiks 
klebte. Die Tochter, 18 Jahre alt, besucht zwar offiziell die 
letzte Klasse der Mittelschule, lebt aber tatsächlich seit einigen 
Monaten im Untergrund, Eugenia berichtet, der bewaffnete Kampf sei 
für Ihre Tochter die Konsequenz ihrer Familiengeschichte, nach dem 
Tod ihres Bruders die einzige Möglichkeit, nicht völlig zu resig- 
nieren und durchzudrehen,. Eugenia respektiert diese Entscheidung. 


Gespräch mit Eugenia Morales*, 46, Gesundheitsarbeiterin 
Man hat uns mehrfach enthauptet 


"Schau, '73 waren wir sehr viele, das 'movimiento popular' (Volks- 
bewegung) war eine der aktivsten Stützen der Volksregierung. Das 
war natürlich auch den Faschisten klar, als sie putschten. Zuerst 
sah es so aus, als wollten sie uns alle umbringen. Wer arm war, 
war auch subversiv. Die 'Victoria’, die älteste, bis heute am bes- 
ten organisierte 'poblacion’ wollten sie aus der Luft angreifen, 
Das mußt Du Dir mal vorstellen: einen ganzen Stadtteil aus der 
Luft bombardieren; das war Krieg. Nun, sie taten es nicht, sondern 
holten sich gezielt die führenden Köpfe aus unseren Organisatio- 
nen. Das 'movimiento popular’ umfaßte damals wahnsinnig viele Leu- 
te. Kaum jemand, der auch nur ein Fünkchen Bewußtsein hatte, der 
sich nicht in einer der Basisorganisationen beteiligte. In fast 
allen Sektoren des Lebens gab es solche Gruppen. Die Basisgruppen 
waren es auch meiner Ansicht nach, die gemeinsam mit dem MIR (Mo- 
vimiento de Izquierda Revolucionario = Bewegung der Revolutionären 
Linken) und verschiedenen kleineren Gruppen die Revolution voran- 
treiben wollten. Wir besetzten die Ländereien und die Fabriken. 
Wir wollten uns bewaffnen, weil wir wußten, daß unsere Aktionen 
dem internationalen Kapital, dem Militär und dem größten Teil der 
chilenischen Bourgeoisie wie ein Dorn im Fleisch saßen und daß ih- 
re Gegenaktionen nicht sehr friedlich sein würden, 

Die Faschisten wußten also schon genau, wer wir waren, als sie un- 
sere aktivsten Leute ermordeten, in Lager sperrten oder ins Exil 
trieben. Das meine ich mit Enthaupten, die militantesten Sektoren 
der Volksfront wurden geköpft." 


Frage: Und daran zerbrach dann Euer Widerstand ? 


"Nun, es war natürlich schwer, v.a. weil alle Welt die Devise aus- 
gab: Rette sich wer kann, der Spuk der Militärregierung ist in we- 


* Name geändert 
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nigen Monaten vorbei. Wir waren anderer Ansicht und versuchten ge- 
meinsam mit den Genossen vom MIR, den Widerstand direkt nach dem 
11. September weiter zu organisieren, und man kann sicher nicht 
behaupten, daß es auch nur einen einzigen Tag gegeben hätte, an 
dem wir dem Regime überhaupt nichts entgegengesetzt hätten, Nur, 
in den Siebzigern waren wir wenige, die weiterkämpften, im Land 
selbst. Und sobald wir unsere Strukturen etwas gestärkt hatten, 
kam die nächste Welle von Repression und sie gingen wieder auf die 
gewohnte Weise gegen uns vor. 

Aber wie Du an diesen Kindern und Jugendlichen hier siehst, die 
nie in einer freien Gesellschaft gelebt haben, konnten wir unsere 
Ideale, unsere Werte, unsere Kultur, die Kultur des Volkes, er- 
halten, Victor Jara haben sie die Hände abgehackt, ihn umgebracht 
und seine Musik verboten, trotzdem kennt hier jedes Kind seine 
Lieder auswendig. Diese Jugendlichen haben Klassenbewußtsein, ob- 
wohl das Wort Klasse jahrelang verboten war .„" 


; 
s 


Poblacion-Kinder: 
"Kultur erhalten!" 


nungen Hurensohn nicht den Angriff von ’86 überlebt 


Frage: Wie ist Euer Verhältnis zu den Parteien und anderen 
Organisationen, die im politischen Bereich arbeiten ? 


"Schau, auf der einen Seite halte ich die Parteien für sehr wich- 
tig und gerade in Chile haben wir eine sehr lange Tradition, uns 
auf diese Weise zu organisieren. Die Parteien des Volkes, wie ich 
sie nenne, also der PC (Partido Comunista), der MIR, Teile des PS 
(Partido Socialista) und der IC (Izquierda Cristiana = Christliche 
Linke), sowie kleinere Parteien, die sich als Klassenparteien ver- 
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stehen, haben gemeinsam mit uns gekämpft und mit uns geblutet. Ich 
habe nichts gegen sie, Ich habe auch nichts gegen die Teile der 
Kirche, die an unserer Seite stehen, ebensowenig wie gegen die Ge- 
werkschaften, solange sie die richtige Politik machen, Die Gewerk- 
schaften haben meistens versucht, mit ihren Mitteln das Machbare 
herauszuholen, und die Kirche war nach '73 der Ort, wo viele Ge- 
nossen in den ersten Monaten Zuflucht gefunden haben; auch solche, 
die mit der Kirche nichts am Hut hatten. Das finde ich sehr gut. 
Ohne die Arbeit der Vicarfa de Solidaridad wäre einiges noch 
schlimmer verlaufen, 

Was mich an den Parteien, den Gewerkschaften und der Kirche öfters 
stört, ist, wie sie mit uns manchmal umspringen. Hast Du keinen 
besonderen Schulabschluß, meinen viele dieser Genossen, könntest 
Du unmöglich verstehen, was der dialektiscne Materialismus ist, 
und ohne das bist Du gerade gut, um auf der Barrikade zu stehen 
und Dich mit den Bullen zu prügeln. Daß aber erstens die Barrikade 
und der Molli ihre eigene Dialektik haben und zweitens viele von 
uns Ungebildeten den Marx gelesen und verstanden haben, das können 
sich die Genossen Studierten nicht vorstellen. Und wenn ich ihnen 
dann noch sage, daß mir eigene Gedanken wichtiger sind als die von 
Marx, schießlich hat er zu den Bedingungen des Kampfes in Chile am 
Ende des 20. Janrhunderts nicht so viel geschrieben, nennen sie 
mich die "Ignorante Alte’. 

Und noch eine Sache, die mich rasend macht; Kaum tauchen in un- 
seren Gruppen, ich meine die Basisorganisationen, fähige Kader 
auf, die wir in mühevoller Kleinarbeit geformt haben, denn es ist 
noch keiner vom Himmel gefallen, werden sie von der 'cüpula' 
(Spitze) der Parteien oder Gewerkschaften umworben, bekommen Un- 
terstützung, werden vielleicht zum Studium ins Ausland geschickt 
und weg sind sie und Du kannst sie getrost vergessen. Wer einmal 
aus -einer 'poblaciön' entwurzelt wird, kommt selten wieder. Im 
besten Falle wird er einer von unseren Genossen Parteistrategen, 
die im Trockenen sitzen und schün reden. 

Und wenn ich so etwas sage, wie jetzt zu Dir - und ich sage das 
überall, wo ich dazu Gelegenheit bekomme -, wird mir vorgehalten, 
ich würde Sektierertum betreiben. Und das ist nicht war! Ich sage 
nicht: Leute geht nicht in den PC. Nein, ich sage nur: Leute laßt 
Euch von der 'cüpula' nichts gefallen, die wissen nicht mehr als 
wir, seid kritisch! Und die Partei sollte, anstatt mich schlecht 
zu machen, sich lieber der Kritik und Diskussion stellen. Meinem 
eigenen Sohn habe ich, als es an der Zeit war, gesagt, er solle 
sich mal überlegen, ob er sich nicht in der J (JJ.CC = Juventud 
Comunista = Jugendverband der kommunistischen Partei) organisieren 
wolle. Also kompletter Blödsinn, daß ich gegen die Partei agitie- 
ren würde, Ich sage Dir, die J zum Beispiel ist Teil des 'movi- 
miento popular' und als solcher war sie maßgeblich beteiligt an 
der Organisierung der 'protestas' und Kämpfe Anfang der Achtziger. 
Und da war es dann besonders kraß. Die Parteiführungen haben sich 
in dem Moment drangehängt, als sie sahen, daß die Sache qut ins 
Laufen kam. Aber nicht nur: unsere Parteien, auch die Hurensöhne 
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von Christdemokraten waren plötzlich in der nationalen Leitung der 
"protestas'. Die, die vor 15 Jahren dem Pinochet zugejubelt hat- 
ten, wollten jetzt plötzlich den Widerstand organisieren. Aber wir 
hätten ihnen gründlich in die Suppe geschissen, wenn der Hurensohn 
nicht den Angriff von '86 überlebt hätte. Wir hätten für eine 
Volksregierung gesorgt, das kannst Du mir glauben. Dann hätten wir 
die Kraft gehabt. So aber fing die nationale Leitung an zu verhan- 
deln und die Christdemokraten verkündeten bald den "Fahrplan in 
gie Demokratie', Unsere Parteien schlossen sich an, nicht sofort, 
aber am Ende doch alle, Merkst Du, wovon ich rede? Wir kämpfen, 
bauen eine Kraft auf, die den Pinochet an die Wand drückt und sie 
verhandeln in unserem Namen, unsere Bewegung hinter sich. Arsch- 
löcher! Erst das Plebiszit und dann in einem Jahr diese Wahl, die 
sie jetzt schon vorbereiten. Bald gibt's wieder Abgeordnete und 
saftige Diäten, schicke Parteibüros, haben wir jetzt schon. Poli- 
tik wird wieder eine saubere Angelegenheit. Und wir bleiben die 
Angeschissenen in der gleichen Scheiße! An der Wirtschaftspolitik 
wird sich nichts ändern und auch nicht an der Bildungs- und Ge- 
sundheitssituation. 

Meine Tochter sagte, sie würde gerne Architektur studieren, 
Scheiße! 1208 im Monat für die Uni. Wir haben gerade 45 zum Leben. 
Wie soll sie da studieren? Einen Job bekommt sie auch nicht. Wie 
soll sie da ruhig bleiben? Was bleibt ihr übrig? Alkohol? Krimina- 
lität? Drogen? Der Strich? Oder, das was sie jetzt macht, kämpfen! 
Und ich sage Dir: Ich bin stolz auf sie! Natürlich habe ich Angst. 
Sie geht den Weg ihres Vaters und ihres Bruders. Und ich sage es 
noch einmal: Diese 'Demokratie' wird uns sicher nicht geben, wofür 
wir kämpfen: für unser Recht auf Arbeit, Bildung, Gesundheit, ein 
Haus, Freiheit und Leben in Würde, Und für die Verbrechen der 
letzten 15 Jahre wird keiner von diesen Hunden zur Rechenschaft 
gezogen, Das können wir nicht hinnehmen, das sind wir unseren To- 
ten schuldig und denen, die nach uns kommen. So wie in Argentinien 
und Uruguay soll es bei uns nicht werden. Und ich sage dir, noch 
habe ich Hoffnung, Im Moment sind viele ruhig, aber rede mal mit 
den jungen Leuten. Die machen den Betrug nicht mehr lange mit, 
hoffe ich." 


Alle ONGS gehören der Opposition an, aber wer tut das 
heute in Chile nicht? 


Frage: Welche Rolle spielen die Hilfsorganisationen, die sog, 
ONG's (ONG = Organizacion - No-Gubernamental; NRO”= Nicht- 
regierungsorganisationen) ? Und was hältst Duvon ihnen ? 

"Nicht so einfach Deine Frage. Erst einmal denke ich: Gut, daß es 

sie gibt. Nur, es gibt solche und solche. Vor 15 Jahren fing die 

Vicaria (eine Einrichtung der katholischen Kirche) damit an, sich 

um die politischen Gefangenen und die Angehörigen der Verschwun- 

denen und Ermordeten zu kümmern. Das war die erste ONG, wenn Du so 
willst. Dann halfen sie dabei, in den 'poblaciones' Volksküchen 
einzurichten, es entstanden auch einzelene Polikliniken von der 

Vicarfa, Später kam die MISSIO dazu, von dieser deutschen Nonne. 
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Ich glaube, das war Anfang der Achtziger. Sie waren schon sehr 
wichtig. Zufluchtsorte, wo unsere Verwundeten aus den 'protestas' 
behandelt werden konnten. Später entstanden dann immer mehr. Vie- 
le, die sonst nirgends arbeiten konnten, fanden dort eine Arbeit. 
Aber für uns 'pobladores' kam das nicht in Frage, wir sind ja kei- 
ne Psychologen, Sozialarbeiter oder Ärzte, Heute sind es sehr vie- 
le solcher Organisationen, bestimmt mehr als 40 in Santiago. Eini- 
ge kenne ich sehr gut, weil wir vom Gesundheitskommitee aus meiner 
"poblacion’ natürlich mit ihnen zusammenarbeiten. Es gibt Leute 
dort, mit einem großen Engagement ('compromiso') und viel Klar- 
heit. Aber es gibt auch solche, für die es nur ein Job ist. Im üb- 
rigen hängen im Prinzip alle ONG's an irgendeiner Partei dran, ha- 
ben also eine eindeutige politische Ausrichtung, was sie offiziell 
natürlich nicht so vertreten. Und so, wie ich nicht mit allem ein- 
verstanden bin, was die Parteien machen, kritisiere ich natürlich 
vieles, was die ONG's machen. Besondere Schwierigkeiten habe ich 
dabei mit den Genossen Sozialdemokraten, denn wir sind kein mit- 


"...gerade gut, Dich mit 
den Bullen zu prügeln" 


teleuropäisches Land, das im Überfluß schwimmt und mit Konsum sei- 
ne gesellschaftlichen Widersprüche zukleistern kann. Nun also, al- 
le ONG’s gehören der Opposiiton an, aber wer tut das heute in Chi- 
le nicht? Es ist nicht sehr schwer. Für die Pädagogen, Sozialar- 
beiter, Ärzte usw. sind es attraktive Arbeitsplätze. Man ist ak- 
tiv, alternativ und verdient nicht schlecht. Sie werden von Hilfs- 
organisationen aus dem Ausland finanziert, Es arbeiten fast nur 
Chilenen dort, darunter viele ehemalige Exilierte, die so versu- 
chen, sich europäischen Standard zu sichern, den sie sich bei Euch 
angewöhnt haben." 
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Frage: Das klingt nach harten Worten und kunkreten Vorwürfen. 
Meinst Du, die ONG's sollten ihre Arbeit einstellen ? 


"Nein! Ich glaube nicht, daß das Bewußtsein der Leute wächst, wenn 
es ihnen materiell schlechter geht, und das wäre der Fall, wenn 
die ONG's ihre Arbeit einstellen würden. Und nochmal, zum Teil ist 
die Arbeit wirklich ordentlich. Zum anderen Teil ist sie zu assis- 
tenzialistisch angelegt, d.h. anstatt den Leuten bei der Selbstor- 
ganisation und Mobilisierung zu helfen, werden hübsche Paliklini- 
ken und Kindergärten eingerichtet. Ich denke, es wäre zum Beispiel 
sinnvoller, vom Staat die benötigten Sozialleistungen einzufordern 
und kämp fend durchzusetzen, als sie sich jammernd von ausländi- 
schen Organisationen finanzieren zu lassen. So wird das Volk be- 
ruhigt, vertröstet und eingewickelt. Ich finde schon, daß die 
ONG's in ihrer Mehrzahl eine demobilisierende Rolle spielen. Aber 
es gibt eben auch einige, die ihr Verhältnis zu den 'organizacio- 
nes populares' als Bündnis im gemeinsamen politischen Kampf sehen, 
Dies drückt sich in ihrer täglichen Arbeit aus und Du spürst es 
sofort, wenn Du mit ihnen Kontakt hast. 

Spannend wird die Rolle der ONG's in einem Chile ohne Pinochet, in 
der sogenannten Demokratie." 


Da, wo ihr lebt, ist jeder von euch unentbehrlich 


Frage: Wie würdest Du Dir die’ zukünftige Arbeit der Solidaritäts- 
bewegung in der BRD und in anderen Ländern vorstellen ? 


"Nun, erst einmal denke ich, solltet Inr Euch um Eure Dinge küm- 
mern. Für hier nehmt Ihr Euch manchmal etwas zu wichtig, Ihr seid 
für uns aber erst glaubwürdig, wenn Ihr Euer eigenes politisches 
Projekt habt und nicht nur nach Chile kommt und uns erzählt, was 
wir tun könnten, Klar, Euer Geld wird immer willkommen sein. Egal, 
wem Ihr es anbietet. Solidarisiert Ihr Euch aber mit den Teilen 
des chilenischen Volkes, die auch nach der offiziellen Einsetzung 
der Demokratie für einen grundsätzlichen Wandel kämpfen müssen, um 
eine Chance zu haben, ihr Recht auf ein selbstbestimmtes Leben zu 
verwirklichen, dann hört auf, die Gruppierungen und Parteien zu 
unterstützen, die das Projekt der Scheindemokratie propagieren, 
Informiert über die Situation im Land, über die Armut, die Folter, 
das Morden, die Ungerechtigkeit und die Lügen der Demokratisie- 
rung. Und unterstützt Gruppen von Menschen, die angefangen haben, 
ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen. Es gibt viele Basisgrup- 
pen, die ein radikales politisches Projekt verfolgen, oder unter- 
stützt DNG's, die mit solchen Gruppen zusammenarbeiten, Aber vor 
allem: INFORMIERT IN EUREN LÄNDERN ÜBER DIE SITUATION HIER und 
BEKÄMPFT DEN IMPERIALISMUS DORT, WO ER HERKOMMT, Da ist jeder von 
Euch unentbehrlich," 


v v z 
Die Fragen stellte Zeljko Cunovic 
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Konzepte zeitgenössischer Kunst, 1980 - 1989 


Ausstellung der Neuen Gesellschaft für Bildende Kunst in der 
Staatlichen Kunsthalle Berlin, 14.9. - 18.10.89 


Wem fallen beim Stichwort "chilenische Kunst" nicht automatisch 
die großen Wandbilder an Häusern und Zäunen ein, die Stoffbilder 
aus den Poblaciones und der Canto Popular? Daß Chiles Gegenwarts- 
kunst weitaus vielseitiger ist, will diese Ausstellung zeigen. 
Es sind 38 Künstler (davon 7 Frauen) der chilenischen Avantgar- 
debewegung vertreten, der Großteil von ihnen um die dreißig Jahre 
jung und hat in Santiago Kunst studiert. 


Chilesolidaritätsgewohnte Augen staunen ob der Vielfalt der ver- 
wendeten Materialien und Techniken: aus Acryl, Pigmentfarbe, 
Mischtechniken, Stempeldruck, Latex, Holz, Gips u.a. mehr ent- 
standen Bilder, Objekte und Environments - also ganz, wie hierzu- 
lande und in Nordamerika en vogue. 

Ein wichtiges Anliegen der Künstler/innen ist denn auch die Frei- 
heit der Kunst - das Entbundensein von den politischen und forma- 
len Vorgaben der linken Ideologen. Doch der Vorwurf, unpolitisch 
zu sein, kann ihnen deshalb nicht gemacht werden. 

Die Themen sind vielfältig: die Krise der traditionellen Linken, 
die Vereinzelung des Individuums, der Moloch Großstadt, das Ge- 
sundheitswesen, die Verschwundenen,das Plebiszit, die Verbindung 
zwischen Chile und dem Nationalsozialismus in Deutschland. Einige 
Arbeiten scheinen speziell für Berlin angefertigt worden zu sein. 


Gleich am Eingang zur Ausstellung ist ein erweitertes Tripty- 
chen von Gonzalo Diaz angebracht. Die riesigen Neonlettern "Contra 
signo contra simbolo" untertiteln vier Großphotographien: der 
Künstler hat sich zu einem Regiestuhl zwischen den Resten einer 
alten Steinbank geschleppt. An der Wand des dahinterstehenden, 
auseinanderbröckelnden Hauses im Kolonialstil hängt eine neue, 
frischgebügelte rote Fahne, Der Künstler hält Hammer und Sichel 
(goldfarben) in den Händen. Vor ihm Amboß, Senkblei und eine in 
den Nationalfarben gestrichene Wasserwaage - und ein Wörterbuch 
der spanischen Sprache. Trotz dieser Ausrüstung gelingt es ihm 
nicht, Hammer und Sichel auf die Fahne zu bringen oder sonst ei- 
ner Bestimmung zuzuführen - mal kommt ihm das eine, mal das ande- 
re abhanden, und er ist sichtlich hilflos -— so hilf- und ratlos 
wie vielleicht nicht Wenige in Chile gegenüber all dem Ballast 
vergangener und gegenwärtiger Epöchen? 


Ein anderes Beispiel für die "plastische Chirurgie", durch die 
das Land in den letzten Jahren sein Gesicht verändert hat: "Tres 
juegos de la agricultura a la dicetadura": Spiegel und Holzpyrami- 
den auf Sand, Kacheln, Weinreben symbolisierende Stöcke und bren- 
nende Glühbirnen - alles geometrisch in Reih und Glied, mit mili- 
tärischer Ordnung. Chile als Agrarexportland, Konzepte des neoli- 
beralen Traum(a)s. 
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Die Individualisierung der Menschen und das Leiden der Frau haben 
die großen, in dunklem Lila und Grün gemalten Bilder von Bruna 
Truffa zum Thema: "Acumulan sus jugos tras una cascara espinoza" 
(sie sammeln ihre Säfte hinter einer stachligen Schale). 

Auch die Gewalt zwischen Männern und Frauen wird thematisiert, 
ebenso die Umweltzerstörung durch Industrieprojckte und bedrohli- 
che Großstadtarchitektur. i 


Man/frau mag moderrer Kunst generell gegenüberstehen, wie man/frau 
will - die Ausstellung ist nicht der Ort, um alle Probleme inner- 
halb und außerhalb der Kunst zu diskutieren oder gar zu lösen. 
"Die Hauptbedeutung dieser Ausstellung ist eine Kunst-Konstella- 
tion, die sie in einem einmaligen Ausschnitt und Ausmaßen präsen- 
tiert, als zweifelsohne historischer Augenblick der aktuellen 
chilenischen Kunst, für die es bis jetzt kein vergleichbares Bei- 
spielinnerhab und außerhalb Chiles gegeben hat". (Ricardo Zamora 
und Dario Quinones im Vorwort zum Katalog). 
Falls eine solche Bewertung dem einen oder anderen Betrachter 
übertrieben scheint, soll in diesem Zusammenhang hinzugefügt wer- 
den, daß die Bildende Kunst im Chile der letzten ca. 40 Jahre 
stark vernachlässigt wurde; es gab und gibt auch keine nennens- 
werte Kunstkritik. Daher kommt die Ausstellung für das deutsche 
wie für das chilenische Publikum sehr überraschend, weil völlig 
unvorbereitet. 


Konflikt in der Fundaciön Missio 


Die Fundaciön MissL0 ist eine Stiftung den katholischen Kinche in 
Santiago, die sich seit Jahren enfofgneich und anerkannt den 
solidarischen Arbeit mit BewohnerInnen den Anmen- und ELendsvien- 
tel gewidmet hal, Andererseits schwelen seit Jahren Konflikte, 
die Anfang Oktoben in der Besetzung des Verwaltungsgeläudes durch 
den Großteil der Mitanleiterlnnen öffentlich wurden, 

Da es Lei diesem Konflikt im Gaunde um einen Schwenk in den Onien- 
Lienung den katholischen Kirche geht, wollen win auf seine Hinter- 
gründe nüher eingehen, 


Das Ende einer demokratischen Einrichtung ? 


Seit ihrer Gründung vor 12 Jahren hat es sich die Fundacion 
Missio zur Aufgabe gemacht, nicht nur Kindergärten und Gesund- 
heitszentren zu tragen, sondern auch die Bewohner der poblacio- 
nes in ihrer Selbstorganisation zu unterstützen bzw. anzuleiten. 
Sie untersteht dem Erzbistum Santiago und war lange Zeit ein 
Vorbild für die Organisation des Überlebens, des Bewußtwerdens 
und des Widerstehens unter der Diktatur. Auf konfessioneller 
Ebene zeigte sie ökumenischen Geist, und daß ein Teil ihrer 
Mitarbeiter politisch links stand, blieb keinem, der sich dafür 
interessierte, verborgen. Finanziert wurde und wird die Funda- 
ci6ön Missio zum überwiegenden Teil durch Spenden aus dem Aus- 
land, u.a. aus der Bundesrepublik, seien sie privat oder von 
kirchlichen Hilfswerken. 
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Die ersten Konflikte, die etwa 1983 begannen, hatten schon 
das gleiche Muster wie alle folgenden; dabei sind zwei Haupt- 

linien der Arbeit zu erkennen und miteinander im Streit: 

- Die Konzeption derer, die Hilfe zur Selbsthilfe bieten, deren 
Ziel es ist, die pobladores darin zu unterstützen, ihre Probleme 
selbst anzugehen, sich zu organisieren, sich bewußt zu werden, 
ihre Rechte einzufordern. Ein Konzept, im weitesten Sinne poli- 
tisch zu arbeiten. 

- Die Konzeption derer, die das Wirken von Missio mehr christ- 
lich, pastoral verstehen, als christlichen Dienst am Nächsten, 
die helfen und Gutes tun wollen. 

Parallel zu den gegensätzlichen Positionen über die Zielsetzung 
gab es Kontroversen über die interne Organisation der solidari- 
schen Arbeit - das Verlangen nach einer Demokratisierung der 
inneren Strukturen stand dem Konzept einer hierarchischen Struk- 
turierung gegenüber im Hinblick auf Entscheidung und Löhne. 
Für die Konzeption des Dienens und der internen Hierarchie stand 
die langjährige Leiterin der Fundaciön Missio, die Deutsche 
Karoline Mayer, an deren Person sich die Probleme zuspitzten. 
Im letzten Jahr trat sie als Generalsekretärin zurück. Daß sie 
jetzt seitens der Erzdiözese Santiago in ihrem Amt bestätigt 
und neue Richtlinien für die Arbeit der" Fundacion"” erlas- 
sen wurden - und zwar ohne irgendeine Form der Mitwirkung seitens 
der Mitarbeiter, das führte zur Eskalation des Konflikts in 
der Besetzung. Denn die Mitarbeiter betrachten die "Fundacidn" 
auch als ihr Werk, und sie finden dabei breite Unterstützung 
seitens der pobladores,für die und mit denen sie jahrelang gear- 
beitet haben; von ihnen werden die Streik-Besetzer materiell 
mit Lebensmitteln und ideell durch Delegationen unterstützt. 


Die neue Orientierung für Missio liest sich in der Begründung 
für die Kündigung eines langjährigen Mitarbeiters so: Missio 
habe ein Kapitel ihrer Geschichte abgeschlossen,"...um sich 
stärker im Inneren der Katholischen Kirche zu verankern, im 
Rahmen eines Projekts von Dienst und Begleitung, das ganz eng 
mit der pastoralen Orientierung der Bischöfe verknüpft ist." 
Zu dieser Neuorientierung gehört auch, daß der ökumenische Cha- 
rakter der Arbeit zurückgenommen wird - neben dem politischen 
Pluralismus ein Merkmal, das die Arbeit von Missio auszeichnete. 
Der katholische Bischof Jorge Hourton, Mitbegründer der Fundaciön 
Missio und bis zu seiner Kaltstellung durch seine Bischofskolle- 
gen ihr Präsident, schreibt an den Vertreter der evangelisch- 
lutherischen Kirche, Pastor Lammer, bis zu seiner Suspendierung 
Mitglied des Direktoriums: "Von seiten der katholischen Kirche 
gibt es keine Bereitschaft, den ursprünglich eingeschlagenen 
Weg weiterzugehen, Dieser Stil einer sozialen, ökumenischen 
und pluralistischen Arbeit, des selbstlosen Finsatzes gegen 
die Ursachen der Armut und nicht nur für reinen Assistentialis- 
mus, also ein "'politisches' Engagement im besten und weitesten 
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Sinn, hatte uns den Armen, den Arbeitern und der Welt der Nicht- 
Christen nahegebracht; ich behaupte, daß diese Option nicht 
mehr Bestandteil der Sozialdoktrin der katholischen Kirche ist, 
- ganz im Gegenteil, sie mißtraut dieser Option und ersetzt 
sie durch "reine Religiosität'." 


Beginn eines demokratischen Basis-Projekts ? 


Als rund eine Woche nach Ausbruch des Konflikts und der Streik- 
Besetzung sich auf Seiten der katholischen Hierarchie keinerlei 
Verhandlungsbereitschaft erkennen ließ, änderten die Besetzer, 
115 von ca. 280 Mitarbeitern insgesamt, ihre Zielsetzung. "Was 
als Selbstverteidigungsaktion angesichts massiver Entlassungen, 
Projektschließungen und innerkirchlicher Repressionsmaßnahmen 
begann, hat sich in eine Bewegung für eine demokratisch-plurali- 
stische Elendsviertel-Solidaritätsarbeit verwandelt"(Briefaus- 
zug). Um den Aufbau eines solchen Projekts bemühen sich die 
Besetzer inzwischen, und sie bitten um Spenden für diese Arbeit 
(s. Spendenkonto unten). Sie fühlen sich in ihrer Haltung vor 
allem durch die Unterstützung seitens der pobladores bestärkt, 
denn sie finden dort nach ihrer Überzeugung genau jenes Selbst- 
Bewußtsein, das zu stärken sie so lange Jahre gearbeitet haben. 
Besonders deutlich ist das bei einer Gruppe von Eltern, die 
vor der Gründung von Missio einen Kindergarten aufgebaut 
haben, der später Missio angegliedert wurde. Dieser und ein 
weiterer Kindergarten sind besetzt, und die Eitern verlangen 
von den Vertretern der katholischen Kirche, in deren Entschei- 
dungen miteinbezogen zu werden. Da darauf inzwischen kaum noch 
Hoffnung besteht, betrachten sie den Kindergarten jetzt als 
erste Einheit der neuzugründenden Institution. 

Die Wende zurück in der katholischen Kirche Chiles, die wir 
an diesem konkreten Fall darstellen, ist kein Einzelfall, son- 
dern symptomatisch (s. LN 182). So ist auch in anderen Bereichen 
der Kirche zu beobachten, daß fortschrittliche Geistliche und 
Laien in ihrer Arbeit behindert bzw. eingeschränkt werden, 
just in der Phase der erhofften Demokratisierung des Landes. 
Angesichts dieses Trends innerhalb Chiles und des generellen 
Trends in Rom sind die Aussichten düster, wer Erzbischof Fresno 
nachfolgen wird, der die Altersgrenze erreicht hat und dessen 
Ablösung damit ansteht. 


Solidaritätsfonds MISSIO, Kto.Nr. 311308600 
Raiffeisenbank Osnabrück e.G. Bankleitzahl 26562999 
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MEXIKO 
Ein Haus für Frauen der CONAMUP 


Die junge Plexikanerin, die heute, einem sonnigen Septembentag auf 
dem Zöcalo (Hauptplatz) von Plexiko-Studt auf einem Podest steht 
und zu einen Gruppe von ungefähr 400 Personen, zumeist Frauen, 
spricht, Ast gerade 25 Jahre alt, Sellstsichen hält sie das Mikno- 
phon An den Hand, und viele Sätze, die sie mit Lauter Stimme 
verklindel, unterstreicht sie mit einem Lielenswürdigen Lächeln, 
Cana Brigada ist die Wortfühnerin der "regional de mujeres” den 
Nationalen Koordination den Stüdtischen Volkskewegungen (CONAMUR ), 
und es ist ihn die Freude üben den Erfolg der "regional", den 
regionalen Frauenorganisation, anzumerken, nach Langwierigen 
Verhandlungen mit Bürokratie und Verwaltung endlich ein Haus im 
a der Stadt. für ihre Treffen und Versammlungen dunchgesetzt 
zu haßen. 


Seit 1984 besteht die "regional de mujeres'' der CONAMUP. Damals 
ist auf dem VI. Treffen dieser national organisierten Stadtteil- 
bewegung herausgestellt worden, daß gerade die Frauen in den 
colonias populares (Elendsviertel) am meisten von der üökonom- 
ischen Krise betroffen sind. Es wurde eine "nacional. de muj- 
eres" gegründet, die später in einzelne "regionales de mujeres" 
unterteilt wurde. Die "regional de mujeres" von Mexiko-Stadt ist 
heute eine große Unterorganisation. Mit dieser Maßnahme vollzog 
die CONAMUP einen längst überfälligen Schritt: Ebenso wie in an- 
deren Bereichen brauchen auch die Frauen in der Stadtteilbewegung 
ihr eigenes Gremium, um ihre spezifischen Probleme zu diskutieren 
und sich Handlungsspielräume zu erweitern. 


Seit ihrem Bestehen ist das Hauptinteresse der CONAMUP darauf ge- 
richtet, die konkreten Lebensbedingungen der Menschen in den 
"colonias populares" zu verbessern. Hierzu zählen in erster Linie 


der Ausbau von Infrastrukturmaßnahmen, Trinkwasser- und Elektri- 
zitätsversorgung sowie Verhandlungen mit der Stadt um Lebensraum 
für den ärmsten Teil der Stadtbevölkerung. 

Über die Verbesserung der Lebensverhältnisse hinaus leistet die 
CONAMUP auch politische Basisarbeit. Durch Kurse, Versammlungen 
und Demonstrationen wird versucht, Bewußtseinsbildung zu leisten, 
damit die Betroffenen ihre individuelle Situation in einen allge- 
meinen Zusammenhang stellen und zum kollektiven Handeln gegen- 
über dem Staat angeregt werden. 


Auch die "regional de mujeres'" hat vordergründig zum Ziel, die 
konkreten Lebensbedingungen der Frauen in den Flendsvierteln zu 
verbessern, So richten sie Lebensmittellager ein, wo die Frauen 
verbilligte Grundnahrungsmittel beziehen können. Mit "lecherias' 
(Milchläden) versuchen sie, den Grundbedarf an Milch für viele 
Familien Zu Sichern. 
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In den letzten Jahren hat die "regional de mujeres" jedoch auch 
mit Basisarbeit im Sinne politischer Bewußtseinsbildung für die 
Frauen begonnen, Mittlerweile treffen sich die Frauen einmal die 
Woche, um Themen und Probleme zu diskutieren, die oft frauenspez- 
ifischer Art sind. 


Spätestens seit der Gründung der unabhängigen Näherinnengewerk- 
schaft "19. September" ist deutlich geworden, daß die Frauenbe- 
wegung in Mexiko nicht mehr nur noch die Sache der intellektu- 
ellen Frauen der Mittelschicht ist. Immer mehr organisieren sich 
Frauen auch in Arbeiter- und Volkssektoren, um gegen frauendis- 
kriminierende Arbeits- und Lebensverhältnisse anzukämpfen. 

Für viele Frauen ist solch eine Politisierung des Alltagslebens 
oft der Anfang, um ihre spezifische Situation als Frau innerhalb 
der Gesellschaft zu reflektieren. Dabei wird vielen bewußt, daß 
die frauendiskriminierenden Strukturen nicht erst am Arbeitsplatz 
anfangen. Vielmehr sind solche Strukturen schon in Familie und 
Partnerschaft verhaftet. Themen wie Gewalt in der Ehe oder Prob- 
leme mit der eigenen Sexualität werden in mexikanischen Frauen- 
gruppen immer mehr diskutiert. Hierbei ist es interessant, daß 
diese Fragestellungen zunehmend auch von Frauen der unteren Schi- 
chten aufgegriffen werden. 


Die "regional de mujeres'" der CONAMUP ist ein Beispiel dafür und 
es ist gerade für diese Frauen wichtig einen Raum zu haben, um 
Diskussionsveranstaltungen oder Kurse durchzuführen, Denn diese 
Frauen haben oft keine Schulbildung, kommen aus ärmlichsten Ver- 
hältnissen und hatten nie Zugang zu gemeinschaftlich nutzbaren 
Räumen. 

So war das Staunen in vielen Gesichtern dieser Frauen unverkenn- 
bar, als der von lauten Wortchören getragene Demonstrationszug 
vom Zöcalo an dem "eroberten" Haus ankam, das sich im Zentrum 
der Stadt befindet und früher ein Bürgerhaus war. Schnell befan- 
den sich über 100 Frauen in dem riesigen Gebäude mit großem In- 
nenhof und es wurde deutlich, daß viele Augen stuckbedeckte De- 
cken zum ersten Mal sahen. 

Die anfängliche Unsicherheit, sich in solchen Räumlichkeiten zu 
bewegen wich schnell angesichts des heruntergekommenen Zustandes 
des Hauses. Die Frauen liefen die Treppen auf und ab, gingen in 
den Innenhof und winkten ihren Freundinnen zu, die sich auf den 
Balkonen befanden. Einige schmiedeten schon Pläne, welche Räume 
nach der Renovierung am besten für welchen Zweck verwendet werden 
sollten. 


Adele Schmidt 


November 1989 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 . 65 


NICARAGUA 


Abtreibung 


Die Entscheidungsfreiheit der Frau steht bei der Wahl 
nicht zur Disposition. - viele Frauen sterben an den 
Folgen verpfuschter Eingriffe 


Präsident Daniel Ortega erklärte unlängst vor der sandinistischen 
Jugend, er wäre nicht zwingend gegen die Abtreibung, würde diesem 
Thema jedoch keine Priorität im Kampf um die Rechte der Frau ge- 
währen. Sexuelle Aufklärung und Familienplanung sollten, so Orte- 
ga, als Alternativen zur Abtreibung hervorgehoben werden. 

Anders die sandinistische Frauenorganisation AMNLAER: 

Diese fordert erstmals die Straffreiheit für Abtreibung. Sie sei 
"eine Notwendigkeit und das Recht der Frau". 

Abtreibung ist nach einem Gesetz aus der Somozadiktatur illegal. 
Erlaubt ist nur der "therapeutische" Schwangerschaftsabbruch ana- 
log der hiesigen "medizinischen Indikation". Eine vierköpfige 
Kommission muß die Lebensgefahr für die werdende Mutter oder das 
Kind nachweisen. Die betroffene Frau wird vond der Kommission 
- die sich aus der Leiterin des Frauenspitals, einem Arzt oder 
einer Ärztin,einer Krankenschwester und einer Delegierten von 
AMNLAE zusammensetzt - nach ihren Motiven befragt. Entscheident 
ist der physische und psychische Zustand der Frau. Soziale und 
wirtschaftliche Gründe bleiben unberücksichtist. Letztendlich 
muß auch noch der Gatte sein JA-Wort zum Abbruch geben. Sollte 
er sich nicht nach nicaraguai.scher Macho-Manie aus dem Staub 
gemacht haben. 

Eine Krankenschwester - Mitglied der Kommission - fordert die 
Erweiterung der Kriterien für den legalen Abbruch. Denn "die 
meisten Frauen, die wir ablehnen, landen nach einer heimlichen 
Abtreibung doch im OP, Und das, ist es doch, was wir zu verhin- 
dern versuchen." 

Das Hauptmotiv für eine Abtreibung ist nach wie vor die Ökononi- 
sche Situation. "Obwohl wir beide, mein Mann und ich, arbeiten, 
schaffen wir es nicht, unsere Bedürfnisse zu decken",erklärte die 
26 jährige Anna gegenüber der "Barricada", Mutter von zwei Klein- 
kindern. Stark blutend, hatte sie nach einem illegalen Abbruch 
das Frauenspital in Managua erreicht. 

Zehn Jahre nach der Revolution können nur Irauen aus der Mittel- 
und Oberschicht sich einen Schwangerschaftsabbruch durch eine/n 
lachmann/frau leisten. Die anderen geraten in die Hände von In- 
geimacherInnen, deren Methoden häufix zu Sterilität oder Tod füh- 
ren. 
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Eine vor vier Jahren im Parteiorgan "Barricada" ‘veröffentlichte 
Studie hatte erschreckende Zahlen ans Licht gebracht: Zehn Pro- 
zent der nach einer heimlichen Abtreibung ins Frauenspital. einge- 
lieferten Frauen sterben, über 26 Prozent bleiben steril. Ligia 
Altamiranos Studie sagt auch über den Personenkreis etwas 
aus: Die Frauen sind zwischen 20 und 30 Jahre alt, verheiratet, 
haben Kinder und sind katholisch. Zynisch bemerkt sie "die Frauen 
die eine Abtreibung durchmachen sind keine Marsmenschen." 

Und was hat sich seither getan? 

Nicht viel, liest man die Septemberausgabe der "Barricada Inter- 
nacional": Die Frauen würden jetzt ehe es "zu spät" ist ins Kran- 
kenhaus kommen und zu ihrer Abtreibung stehen. Es sei mittlerwei- 
le unüblich, daß eine Frau aus Managua an den Folgen einer heim- 
lichen Abtreibung sterbe. Nicht rechtzeitig sollen die Frauen 
vom Land das Spital erreichen. 

Trotz der starken katholischen Tradition, scheint der Glaube kein 
wesentlicher Hinderungsgrund für eine Abtreibung zu sein. "Was 
sie real fürchtet, ist die Strafe von vier Jahren , die sie er- 
wartet, wenn sie erwischt wird.' Konstatiert Altamirano. In der 
Praxis jedoch findet dieses Gesetz keine Anwendung mehr. Auch 
gegen ÄrztInnen und EngelmacherInnen wird nur selten wegen dieses 
Deliktes vorgegangen. 

Maria Lourdes Bolanos - ehemalige Leiterin des Frauenrechtshilfe- 
büros in Managua - kritisiert vehement die Gesetze als "äußerst 
schrecklich und machistisch". Die Frau werde als Eigentum des 
Mannes erachtet, als wenn sie nichts anderes als eine Gebärma- 
schine sei. Bolanos und Altamirano räumen ein, daß der Kampf um 
das Recht auf Abtreibung nicht einen feministischen Ursprung ha- 
be. "Nur einige wenige intellektuelle Feministinnen argumentie- 
ren, mit dem Recht über ihr Körper selbst zu entscheiden." Die 
Frau auf der Straße, erklärt Bolanos, sei viel pragmatischer in 
ihren Argumenten. "Sie wird über ihre finanzielle Situation spre- 
chen." 60 Prozent der Familien haben eine Frau als Familienvor- 
stand. Heißt: Die Männer verdrücken sich und drücken sich vor 
den Unterhaltszahlungen. Tja, wer ein "echter Mann" sein will, 
investiert seine ganze Potenz darin,gleich mehrere Frauen in Dau- 
schwangerschaft zu halten. Zwecks Sicherung der Treue ‚verbietet 
er ihr dann auch noch die Anwendung von Verhütungsmitteln. 

Es gehe, so Altamirano, nicht darum die Abtreibung an Stelle der 
Sexualerziehung und der Verhütungsmittel zu setzen. "Doch was 
nutzt es, eine Frau über Verhütungsmethoden aufzuklären, wenn 
diese nicht im Land zu erhalten sind." 

Unter diesen Bedingungen ist es klar, daß für viele Frauen die 
Abtreibung der letzte Ausweg bleiben wird. Und sie werden ab- 
treiben - legal oder illegal. 

Tatsache ist, daß kein/e KandidatIn dieses heikle Thema in sein/ 
ihr Wahlprogramm aufnehmen wird. 

Die Frauenbewegung Luisa Amanda Romero ist im April mit einer 
Petition an die Asamblea Nacional herangetreten. Sie weisen da- 
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rauf hin, "daß immer noch Gesetze existieren, die durchtränkt 


sind von sozialer Ungerechtigkeit, von machistischen, sexistisch- 


en Auffassungen, die die Frauen diskriminieren und unterschät- 
zen." 

Carlos Nunez, Präsident der Asamblea Nacional, erklärte sich zwar 
einverstanden, mit der Forderung nach Wiederaufnahme des Themas 
in der kommenden Legislaturperiode; schob aber im gleichen Atem- 
zug die Verantwortung von sich: Es sei Sache der AMNLAE die Dis- 
kussion über Abtreibung voran zu treiben. 

Während die Verantwortung hin und her geschoben wird, sterben 
täglich Frauen an den Folgen verpfuschter Abtreibungen. Bleibt 
zu höffen, daß die Rechtsanwältin Bolanos Gehör findet für ihre 
Forderung "Etwas muß sich in Kürze ändern". 


Mercedes Pascual Iglesias 
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EL SALVADOR 


Zweite Dialogrunde ohne Ergebnis 


Oscar Anias, Staatschef von Costa Rica und Initiator des Friedens- 
Prozesses An LZentnalamerika halte es sich 30 schön gedacht; in 
seinem Land und unten seinem Einfluß sollte es zum Durchbruch 
kommen kei den Verhandlungen zwischen der ARENA-Regierung und 
der FUN, die vom 16. Bis 18. Oktoler in San Jos stattfanden, 
In die erste Dialogrunde im September in Mexiko hatte Craistiant 
eine driitklassige Delegalion ohne Entscheidungsbefugnis 
geschickt, während auf der Gegenseile alle entscheidenden Personen 
den FIMLN vertreten waren. Die Befreiungslewegung präsentiente 
einen konkreten und weitreichenden Vorschlag zur Beendigung des 
Krieges, Parallel deknetierte sie eine einseitige Feuenpause 
für zehn Tage und gal. Bekannt, daß sie Lis auf weiteres auf Salo- 
tageaktionen verzichten wünde, um ihren guten Willen Lei den 
Verhand£ungen unter Beweis zu stellen. Dies wurde von dern Regie- 
rungsanmee jedoch fün militürnische ÖOffensinen genutzt, so daß 
die HUN in der Costa Rica-Runde nun auf ähnliche Ventruuens- 
vorschilsse verzichlete, 


Die ARENA-Delegation, die von einigen Militünchefs als Benaler 
Legleitet wurde, schlug in bekannten Manier von, daß die FUN 
ab sofort alle Kampfhandlungen einstellt und Lis spätestens lite 
Januar 1990 die Waffen niedergelegt halen muß. Danach könne sie 
- wenn sie wolle - eine Partei gründen, Im Gegenzug Bol sie an, 
auf "offensive militänische Operationen” zu verzichten, Die Ver- 
treterInnen den Befrneiungsbewegung lehnten dies al, da es einen 
bLedingungslosen Aufgale gleichkommt, Der zweite Tag den Gespräche 
war Ülerschatlel von der Ermordung der Tochter eines hohen Mili- 
täns, Die FALN Lehnte jede Verantwortung für diese Tat ab. Die 
nächste Runde wird in einigen Wochen in Caracas, Venezuela, slatl- 
£inden. Im fofgenden wind der Vorschlag dern FUN zusammengefaßt, 
weif er auch etwas danilden uussagt, was derzeit von einer den 
slänksten Befreiungslewegungen für möglich gehalten wird, 


Zur Selbstreinigung und Professionalisierung der Streitkräfte 


fordert die FMLN, daß die herrschende Gruppe innerhalb der Armee, 
die vom Krieg profitiert und jeden Verhandlungsversuch bisher 
blockiert hat, aufgelöst und ihrer Ämter enthoben wird. Um neue 
Machtkonzentrationen zu verhindern, sollen die Änter der Minister 
und Vizeminister für Verteidigung und für Öffentliche Sicherheit 
sowie der Direktoren der sogenannten Sicherheitskräfte mit Zivil- 
personen besetzt werden, wobei ihre Nominierung in Übereinstimmung 
mit den politischen Kräften des Landes erfolgen soll. 
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Um eine Reform des Justizwesens einzuleiten, schlägt die FMLN 
vor, daß die Regierung und die Oppositionsparteien einstimmig 
bis zum 24, Oktober einen neuen "Höchsten Gerichtshof” und 
Generalstaatsanwalt wählen. Zur Realisierung eines Waffenstill- 
stands sollen die Vertreibungen von Kooperativenmitgliedern von 
ihrem Land sowie die Repression gegen Angehörige der Volksbewegung 
eingestellt werden. Darüberhinaus wird die Bildung eines Wirt- 
schafts- und Sozialpakts zwischen allen sozialen Kräften angeregt. 


Verfassungsreform 


Die FMLN fordert im wesentlichen in drei Bereichen eine Änderung 
der Verfassung: 1.) In der Konstitution von 1983 wurde die zweite 
Phase der christdemokratischen Agrarreform und damit ihr Kernstück 
für verfassungswidrig erklärt, Dies muß korrigiert werden. 


2.) In der Armee soll eindeutig festgelegt werden, 

- daß die Armee von demokratisch gewählten, zivilen Behörden 
kontrolliert wird, 

- daß sie die Menschenrechte einhält und sich auf die Verteidigung 
der Demokratie beschränkt, 

- daß die derzeitigen Sicherheitskörper durch eine professionelle 
Polizei ersetzt und vom Oberkommando des Militärs abgetrennt 
werden, 

- daß sich El Salvador keinen militärischen Blöcken anschließt 
und 

- daß sich die salvadorianische Gesellschaft allmählich entmili- 
tarisiert. 

3.) Dieser Bereich der Verfassungsreform betrifft die Wahlen; 
das Wahlrechtssystem soll flexibilisiert werden und mehr Pluralis- 
mus ermöglichen. Es sollen die Erfahrungen der modernen und fort- 
geschrittenen Demokratien aufgenommen werden. 


Waffenstillstand und endgültige Einstellung der Kampfhandlungen. 


Der Waffenstillstand ist der erste Schritt für die definitive 
Beendigung des Krieges. Er ist daher notwendig verbunden mit 
der Einstellung der Repression, der Einhaltung der demokratischen 
Freiheiten und der Menschenrechte. Der Waffenstillstand soll 
durch eine Kommission der UNO überprüft werden. Damit der Waffen- 
stillstand effektiv und von Dauer ist, müssen alle militärischen 
Angriffe suspendiert und die Demarkationslinien festgelegt werden, 
die die Gebiete der Armee von denen der FMLN trennen. Werden 
all diese Punkte eingehalten, kann es in einem zweiten Schritt 
zur endgültigen Finstellung der Kampfhandlungen, zum Frieden 
kommen. 
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KOLUMBIEN 


Drogenkrieg oder Aufstandsbekämpfung? 


In der über Rundfunk und Fernsehen übertragenen Kriegserklärung 
an die Drogenmaf va hat Kolumbiens Präsident Barco Belagerungsau- 
standsdekrote erlassen, die die repressive Aktion des Staates 
zegen strafbare Handlungen mit politischem Charakter verstärken 
und dia weit Über den Rahmen des zu bekämpfenden Konfliktes 


hinausgehen. 


Das Dekret 1857 vom 18.August 1989 erhöht die Strafen gegen 
Rebellion und Aufruhr und läßt die Komplexität des Deliktes 
außer acht, wenn es sich um strafbare Handlungen gegen das 
verfassungsmäßige Regime handelt. Diese Regelung wird mit der 
Notwendigkeit begründet, die bereits erwähnten Delikte mit 
noch härteren Maßnahmen zu bestrafen, um die Öffentliche Ordnung 
wiederherzustellen. Das Dekret 1859 weitet die Untersuchungshaft 
auf 7 Werktage aus. Dabei werden auch die Täter einbezogen, 
die nach Dekret 180 von 1980 begangene Straftaten verübten. 
Das genannte Dekret, auch "Statut für die Verteidigung der 
Demokratie" genannt, wurde zuletzt am 18.September diesen Jahres 
in der Praxis angewandt. Das Volksbildungsinstitut in Medellin 
(IPC) wurde an diesem Tag vom Militär besetzt und durchsucht. 
Als Beweismittel für die angeblich terroristische Aktivität 
des national und international anerkannten Volkserziehungszentrums 
wurden 50 komerzielle Videos, 80 didaktische Videocassetten, 
3 Diaserien und ein seit 1080 bestehendes Pressearchiv beschlag- 
nahmt. Außerdem wurden Pablo Angarita - Berater des IPC und 
Mitglied der Internationalen Liga für die Rechte der Völker, 
der Alphabetisator Rodrigo 0.Ospina, die Jurastudentin Luz 
Aurelia Puyo und der Ingenieur und Direktor der Zeitschrift 
des IPC William de Jesüs Balbin Alvares verhaftet. Für die 
IV. Brigade mit Sitz in Medellin gehören die Verhafteten der 
Guerillaorganisation UC-ELN an. An diesem Beispiel wird deutlich, 
daß der gegenwärtige Krieg nicht gegen die Drogenmafia, sondern 
gegen die Volksorganisationen geführt wird. Das Dekret 1863 
ermöglicht den Militärstrafrichtern, Untersuchungen an allen 
Orten vorzunehmen, wenn angenommen wird, daß sich dort Straftäter 
oder deren Tatwerkzeuge befinden. 

Diese Norm verstößt gegen die Verfassung, indem sie Das Prinzip 
"im Zweifel für den Angeklagten", der Unverletzlichkeit der 
Wohnung und der richterlichen Zuständigkeit verletzt. 
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Das Gesetz Nr. 30 von 1987 verlieh dem Präsidenten der Republik 
bereits außerordentliche Vollmachten, die er nutzte, um das 
(das Strafgesetzbuch modifizierende) Dekret 1861 zu erlassen. 
In diesem Gesetz werden die wenigen Prozeßgarantien, die in 
der juristischen Ordnung noch existieren, total eingeschränkt. 
So werden z.B. Gerichtsverfahren mit der Beteiligung von Geschwo- 
renen abgeschafft. 


Im Rahmen des Drogenkrieges- 
Repression gegen die Volksbewegung 


Damit stirbt in Kolumbien eine der bedeutendsten Errungenschaften 
des modernen Strafrechtes. 

Die Veränderung der‘ Prozeßordnung und der Strafverfolgung im 
kolumbianischen Starfrecht entfernt sich in der Praxis vollkommen 
von der Argumentation der Regierung., sei es durch das krlassen 
von Dekreten unter dem Belagerungszustand oder mittels außeror- 
dentlicher Vollmachten für den Präsidenten. 

Es werden zwar tatsächlich Regelungen verankert, die die Drogen- 
mafia betreffen z.B. Auslieferung, Besetzung und Beschlagnahmung 
von Gütern im Falle von Drogendelikten. Aber worin liegt der 
Grund für die Ergreifung von Maßnahmen, die nicht das Phänomen 
Drogenhandel betreffen? 

In diesem Zusammenhang läßt sich ein klarer Widerspruch feststel- 
len zwischen dem Dialogvorschlag der Regierung an die aufständi- 
schen Bewegungen und der Verstärkung der gesetzlichen Maßnahmen 
gegen die gleichen, politisch-aufständischen Kräfte. Wenn. man 
den Frieden mit all denjenigen Personen sucht, die für höhere 
selbstlose Ziele kämpfen, darf man ihnen gleichzeitig nicht 
den Krieg erklären. Die strukturellen Reformen im sozio-ökono- 
mischen Bereich werden nicht beachtet. Kriminelle Handlungen 
gegen die Volksbewegungen hören nicht auf. Für eine andere, 
politische Zukunft Kolumbiens bestehen keine Aussichten. 

Es scheint, als ob das aktuelle, politische System in Kolumbien 
sich Adolf Hitlers Worte von 1919 zu eigen machen wollte: "Der 
Erfolg bei der Eroberung der Volksseele wird erreicht, wenn 
im gleichen Schritt zur politischen Schlacht, um unsere Ziele 
zu erreichen, unsere Gegner ausgelöscht werden. Die Volksmasse 
ist nur ein Teil der Natur und kann die Manipulationen von 
Individuen nicht verstehen, deren jeweilige Wünsche mit Gewalt 
aufeinanderprallen. Das was die Volksmasse will, ist, dem Sieg 
des Stärkeren und der Zerstörung des Schwächeren beizuwohnen." 


Kolumbien-Gruppe 
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REZENSIONEN 


Bewohnte Frau 


Die "Bewohnte Frau", die im Zentrum des Romans von Gioconda Belli 
steht, ist Lavinia, eine gut verdienende Architektin im vorrevo- 
lutionären Nicaragua. Lavinia hat in Europa studiert und lebt 
in Managua nun das relativ sorgenfreie Dasein einer Tochter der 
Oberschicht, Das Leben schwer macht sie sich "nur" dadurch, daß 
sie gegen die Traditionen und Werte einer machistischen Gesell- 
schaft rebelliert. 


Doch dann bekommt Lavinias Welt einen Sprung; sie verliebt sich 
in ihren Arbeitskollegen Felipe, der -wie sich herausstellt- 
aktiv in dem bewaffneten '"Movimiento'" kämpft. In Lavinia beginnt 
es zu gären. Ihren Entschluss, selbst in den Kampf gegen Somoza 
einzutreten, trifft sie alleine; letzten Endes sogar gegen den 
Willen Felipes, für den sie das "Ufer in der Normalität" hätte 
bleiben sollen. 


Gioconda Belli verschränkt die Entwicklung Lavinias zur im Unter- 
grund kämpfenden "Companera" mit einer zweiten, mystischen Ebene. 
Lavinia wird "bewohnt" von Itzä, einer historischen Frauengestalt 
aus dem indianischen Widerstand gegen die weißen Eroberer. 500 
Jahre nach ihrem Tod lebt Itzä in ihrer neuen Gestalt als Oran- 
genbaum in Lavinias Garten. Wenn Lavinia den süßsauren Saft der 
Orangen Itzäs trinkt, gehen Kraft und Mut der weisen Itzä auf 
sie über. 


LA MUJER 
HABITADA 
Gioconda 
Belli 
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Indem sie die Erfahrungen der beiden kämpfenden Frauen in- und 
gegeneinander spiegelt, spannt Gioconda Belli historische Bögen: 
Vom Widerstand gegen die spanischen Conquistadores zur Revolution 
gegen die Diktatur Somozas, von ItzAs Entschluß, den Herd zu ver- 
lassen und zu Pfeil und Bogen zu greifen, zu Lavinias Weigerung, 
Ruhepol im Leben des kämpfenden Felipe zu sein. 

In der "Bewohnten Frau" schreibt Gioconda Belli unverkennbar 
auch über ihr eigenes Leben. Die heute 41-jährige arbeitete vor 
der Revolution in einer Werbeagentur in Managua. Bis zuletzt wuß- 
te keiner ihrer Kollegen, daß sie sich aktiv am sandinistischen 
Befreiungskrieg beteiligte. Zudem ist die Person Lavinias inspi- 
riert durch die Biographie der nicaraguanischen Revolutionärin 
Nora Astorga, der Gioconda Belli auch das Buch gewidmet hat. 


Belli, die bislang durch ihre Gedichte bekannt geworden ist 
(deutsch: Wenn du mich lieben willst, Peter Hammer Verlag, Wup- 
pertal), hat mit der "Bewohnten Frau" einen spannenden Roman ge- 
schrieben, dessen Erzähltempo von Seite zu Seite schneller wird, 
Der Spaß, den es macht, das Buch zu lesen, steht in merkwürdigem 
Widerspruch zu der "Härte" des Erzählten. Die Identifikation mit 
Lavinia fällt zu Beginn des Buches leicht, fast in den Schoß; 
im Verlauf von 280 Seiten geht sie ihren Weg; und während sie 
am Ende des Buches im Guerillakampf steht, halte ich am Ende das 
Buch: in der Hand - und sitze noch immer auf dem Sofa. 


Gioconda Belli: Bewohnte Frau 
Peter Hammer Verlag, Wuppertal; 1988 


Gioconda Belli: La Mujer Habitada 
Editorial Vanguardia, Managua, Nicaragua; 1989 


Luise Rürup/ Ulla Dunkor 


Das Geschäft mit der Hoffnung 
Erfahrungen mit der Fortpflanzungsmedizin 


Renate D. Klein, Biologin und Frauenforscherin, ist Mitbe- 
gründerin von Feminist International Network for Resistance 
to Reproductive and Genetic Engineering (FINRRAGE) und ent- 
schiedene Gegnerin der Gen- und Reproduktionstechniken. 


Im Hinblick auf die große Anzahl von Frauen, die an unge- 
wollter Kinderlosigkeit leiden, erscheinen die neuen Repro- 
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duktionstechnologien wie ein Wundermittel. Die In-Vitro-Ferti- 

lisation (IVF) -Befruchtung im Glas-, aber auch konventio- 

nelle Methoden zur Behandlung von Unfruchtbarkeit werden 

als "technologischer Fortschritt" und "wissenschaftlicher 

Durchbruch" gepriesen und die "Laborväter", die behandeln- 

den Arzte, als wohlwoltende "Baby-Macher" gefeiert.In diesem 

Buch kommen diejenigen zu Wort, die sich den fortpflanzungs- 

medizinischen Prozeduren unterziehen; betroffene Frauen aus 

vielen Ländern zerstören das Bild der neuen Fortpflanzungs- 

technologien. Aus ihrer Sicht berichten sie über: 

- das Leiden an Unfruchtbarkeit 

- Methoden der Sterilitätsbehandlung 

- Erfahrungen mit der In-Vitro-Fertilisation,mit Medikamenten 
behandlung und Hormoninjektionen 

- das Trauma der Retortenbaby-Methode 

- die Ausbeutung fruchtbarer Frauen als Mietmütter 

- den Widerstand gegen Reproduktionstechnologien und Alter- 
nativen zum eigen Kind 

Die vorliegenden Erfahrungsberichte verdeutlichen die Notwen- 

digkeit, sich mit Fortpflanzungstechnologien auseinanderzu- 

setzen und sich ihnen zu widersetzen. 

Das abschließende Essay von Renate D. Klein untersucht die 

wissenschaftlichen und politischen Strategien, die zur welt- 

weiten Kontrolle der Gebärfähigkeit beitragen." Das Geschäft 

mit der Hoffnung" ist allen gewidmet, die nein! sagen zur 

Fortpflanzungsmedizin. Ein Glossar und ein Index beschließen 

den Band. 


Seit Anfang des Monats stellt Renate Klein u.a. ihr neues 
Buch auf einer Rundreise vor. 

30.Okt. Westberlin: 18.00 Uhr Seminarraum 1, Henry-Ford-Bau 
2.Nov. Wien: Im Rahmen der Frauenkulturwoche findet eine 
Veranstaltung im Frauenzentrum mit Renate Klein statt. 

7.Nov. Zürich: Lesung im Frauenbuchladen Zürich, Gerechtig- 
keitsgasse 6.19.30 Uhr. 
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Das Urteil 


Ein Jahr ist es nun schon her, daß die LATEINAMERIKA- 
NACHRICHTEN die eindrucksvolle Rede von Eduardo Galeano 
zum Abschluß des Basso-Tribunals gegen die Aktivitäten 
von Internationalem Währungsfonds und Weltbank zur Aus- 
plünderung der Dritten Welt veröffentlicht haben. Nun 
liegt, herausgegeben vom INFORMATIONSZENTRUM DRITTE 
WELT (iz3w), das Urteil des Tribunals mit seiner aus- 
führlichen Begründung in einer schmalen, sehr gut ge- 
stalteten Broschüre schriftlich vor. Die Rede von Ga- 
leano ist noch einmal abgedruckt, und auch sonst ist 
alles getan worden, um über Rahmen, Teilnehmer und Ab- 
Jauf des Tribunals gründlich zu informieren. 


Wer die Entwicklung der Verschuldungskrise seit dem 
IWF-Kongreß und dem Gegenkongreß in Berlin verfolgt 
hat, sieht, daß der Gegenstand nichts an Aktualität 
eingebüßt hat. Selbst die scheinbar großzügige Schul- 
denregelung für Mexiko bringt ja nichts anderes als 
einen Verzicht auf die ohnehin unbezahlbaren Schulden 
mit umso intensiverem Zwang zur unbedingten Zahlung des 
immer noch enorm großen Restes. Diesen "Terrorismus des 
Geldes" mit wissenschaftlicher Gründlichkeit, politi- 
scher Sorgfalt und juristischer Klarheit analysiert zu 
haben, ist das besondere Verdienst des Tribunals. Daß 
es in seinen Aktionsvorschlägen teilweise zu anderen 
Schlußfolgerungen gelangte als der Gegenkongreß und 
beispielsweise eine entwicklungsorientierte Auflagenpo- 
litik eines reformierten IWF und einer reformierten 
Weltbank forderte, ist für die Diskussion kein Schade. 
Für alle, die das Thema auch ein Jahr nach dem Kongreß 
in Berlin für wichtig halten, ist die Kenntnis dieser 
Dokumentation ein Muß. 


Informationszentrum Dritte Welt (Freiburg), Internatio- 
naler Währungsfonds (IWF) und Weltbank vor dem Basso- 
Tribunal, Freiburg 1989 

Bezug: iz3w, Postfach 5328, 7800 Freiburg 
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Verlassener Berg, 
lebendiger Berg 


Fotografien aus dem Bergwerk Siglo XX in Bolivien 


Mit Texten von Eduardo Galeano 


November 1989 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 186 


Am IO. Juni dieses Jahres eröffnete in einem Fabrikgebäude in Kassel der 
uruguayische Schriftsteller Eduardo Galeano die Fotoausstellung "Verlassener 


Berg, Lebendiger Berg - Fotografien aus dem Bergwerksort Siglo XX in Bolivien” 


Die Zinnmine Siglo XX am Rande der Kleinstadt Llallagua im nördlichen Potosi 
gelegen, war jahrzehntelang Ort hemmungslioser Ausbeutung von Menschen 
und Bodenschätzen, aber auch Zentrum beispiellosen Widerstands der Bergar- 
beitergewerkschaft FSTMB. Das "Ende der Zinnära”, das 1985 die neoliberale 
Regierung gemeinsam mit dem IWF einläutete, kostete fast 30.000 Bergarbei- 
tern Ihren Arbeitsplatz. Nach dem Exodus der Bergarbeiterfamilien bietet sich: 
ein Bild von Verzweiflung und Trostlosigkeit. Maschinen und Gebäude verfallen, 
einige tausend Bergarbeiter sind geblieben und schürfen ohne technische Hilfe 
bei miserablen Arbeitsbedingungen über und unter tage nach den restlichen 
Bodenschätzen, 

Die Fotografien zeigen das Leben und die Arbeit der Menschen nach den Massen- 
entlassungen. Sie entstanden während eines zweimonatigen Fotografie-Work- 
shops an der Nationalen Volksuniversität, die Anfang der achtziger Jahre von 
der Bergarbeitergewerkschaft gegründet worden war. Die FotografInnen sind 
Töchter, Söhne, Bekannte der Bergarbeiter. Selbst betroffen von der Situation 
in Siglo XX betrachten sie die Realität neu durch das Auge der Kamera und 
begleiten die Menschen in ihrem Alltag und bei Ihrer Arbeit; die Fotos spiegeln 
die Vertrautheit zwischen Fotografierenden und Fotografierten wider. 
Deutsche StudentInnen, die an dem Workshop teilnahmen, erarbeiteten aus dem 
Material eine Ausstellung. Die Fotos zusammen mit den ausgewählten litera- 
rischen Texten geben auch dem Betrachter hier die Möglichkeit, sich nicht nur 
ein oberflächliches Bild des Geschehens zu machen. Eduardo Galeanos Worte 
gehen über das Gezeigte hinaus, in dem sie auf größere Zusammenhänge hin- 
weisen oder auf Ereignisse, die die Fotografien nur indirekt enthalten: 

die Mechanismen der Ausbeutung, die Massaker in Siglo XX, der Widerstand, 
das mörderische Treiben des IWF. Die Ausstellung schlieöt mit Galeanos 
"Teufelskreissymphonie für arme Länder, in sechs Sätzen“. Der Bergwerksort 
Siglo XX steht exemplarisch für diesen Teufelskreis der Ausbeutung und da- 
durch wird die Aktualität der Ausstellung von Dauer sein. 


Ausstellungskatalog: 75 S., 47 Fotografien, mit Texten von E.Galeano 
Beiheft "Werktätige 28 S., Geschichte der Zinnausbeutung, 
des Lichts”: Medienimperiallsmus in Bolivien, 


die Nationale Volksuniversität und 
den Fotografie-Workshop. 


Technische Daten zur Ausstellung und Verleihkonditionen bei: 
ISKA c/o Uli Stelzner, Schillstr.9, 33 Kassel 
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Termine 


Frauenkoordinierungstreffen des BUKO 
An 18.11.89. Anmeldung und Information: BUKO-Geschäftsstelle, Nernstweg 32-34, 
2000 Hamburg 50. Tel.:040/393156 


500 Jahre Kolonialismus 
BUKO-Seminar von 17.-19.11.89 im Naturfreundehaus Leichlingen, am Block 4, 5653 
Leichlingen. Anmeldung bis zum 3.11. und Information: BUKO-Geschäftsstelle, Nern- 
stweg 32-34, 2000 Hanburg 50, Tel.:040/393156 


C-Waffen 
Seminar der BUKO-Koordinationsstelle "Stoppt den Rüstungsexport" über Giftgas- 
krieg, Giftgasproduktion und über neue deutsche Rüstungsexportmärkte vom 29.9.89- 
1.10 in Bonn, Information und Anmeldung: BUKO-Koordinationsstelle, Buchtstr. 
14/15, 2800 Bremen, Tel.:0421/326145 


Pharmaparadies Europa? 
Seminar der BUKO-Pharma-Kampagne vom 29.9.-1.10 in Bonn. Information und Anmel- 
dung:BUKO-Pharmakampagne, A.-Bebel-Str. 62, 4800 Bielefeld I 


Entwicklungspolitisches Theater zum Mitmachen 
Se.!nar des BUKO vom 10.-12.11.89 in Bielefeld. Information und Anmeldung: BUKO- 
Pharma-Kampagne, A.-Bebel-Str. 62, 4800 Bielefeld I 


Das wirtschaftliche Erbe Chiles nach 
16 Jahren Militärdiktatur 
Seminar der Reihe:Hat die Demokratie in Chile eine Chance? 4.und 5.11 in Wallber- 
berg. Anmeldung und Information: Chile-Informationsbüro Münster e.V., Frauenstr. 
3-7, 4400 Münster,Tel.:0251/54210 


Chile:Von der Diktatur zur Demokratie 
Diskussionsforum der GRÜNEN im Bundestag am 6.11.89 von 
10.00 bis 18.00 Uhr in Bonn, Bundeshaus, Information und 
Anmeldung: Die Grünen im Bundestag, AG Dritte Welt, Ulf Baumgärtner, Hochhaus 
im Tulpenfeld, 5300 Bonn I Tel.: 0228/1653467 


Hunger und Landrechte 
Seminar über die Menschenrechtsarbeit bei FIAN. Beispiele aus Brasilien und Kanpf 
der Bauern und Fischer gegen das geplante Raketentestgelände in Baliapal, Orissa, 
Indien. 17.-19.11.89 in 7061 Lichtenwald-Hegenlohe. Anmeldung: FIAN-Sekretariat, 
Postfach 102243, 6900 Heidelberg, Tel.:06222/50108 


Die Entwicklungspolitik der Sowjetunion 
Seminar des Kirchlichen Entwicklungsdienstes vom 10.-12.11, im Haus am Schüberg, 
Wulfsdorfer Weg 33 2075 Ammersbek - Hoisbüttel, Tel.:040/6050020 
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Eingegangene Bücher 


Joachim Schroeder: Arbeit, Selbstbestimmung, Befreiung. Latein- 
amerikanische Gegenentwürfe zur europäischen Schule. Verlag für 
Interkulturelle Kommunikation, Frankfurt/Main, 1989, ISBN 3-88939 
-15h-0, 


Christoph Graf: Die Förderung von Mikrounternehnen in Entwick- 
lungsländern: eine Evaluierung. Verlag Rüegger, CH-Grüsch, 1989, 
ISBN 3725303584. 


Barbara Schneeberger: Wirtschaftspolitische Implikationen alter- 
nativer Wechselkursregelungen in Entwicklungsländern. Die Erfahr- 
ungen Lateinamerikas. Verlag Rüegger, CH-Grüsch, 1989, ISBN 3 
7253 03460. 


Ingrid Bettin: Seele aus Stein und Taube. Erlebnisbericht über 
Peru. Peter-Hanner-Verlag, Wuppertal, 1989,. ISBN 3-87294.399-5. 


Renate D, Klein (Hrsg.): Das Geschäft mit der Hoffnung. Erfahr- 
ungen mit der Fortpflanzungsmedizin. Frauen berichten. Orlanda 
Frauenverlag, Berlin, 1989, ISBN 3-922166-50-4, 


Fernando Mires: Im Namen des Kreuzes. Der Genozid an den Indi- 
anern während der spanischen Eroberung: theologische und polit- 
ische Diskussion. Edition Exodus, CH-Brig, 1989, ISBN 3-905575- 


45-0. 


Juliana Ströbele-Gregor: Indios de Piel Blanca. Evangelistas fun- 
damentalistas en Chuguiyawu. Hisbol, La Paz, Bolivien, 1989, 

® Frauen in Lateinamerika, Afrika und Asien ". Bild-Kalender für 
1990. World University Service, Goebenstr. 35, 6200 Wiesbaden, 


1989. 


Zeitschriftenschau 


blätter der iz3w Nr. 160, September 1989 
Postfach 5382, 7800 Freiburg 


Schwerpunkt: Welthandel mit Beiträgen zu: GATT, Liberalisierung des Weltagrarhan- 
dels, Ökologische Auswirkungen der Agrarordnung, Uruguay-Runde u.a. 
Länderberichte :Sri Lanka, Türkei, Thailand, Palästina 


Brasilien Rundbrief, September 1989 
In den Weihermatten 27, 7800 Freiburg 


Was will die PT, Lula in Bonn, Zerstörung Amazonien, ded streicht Mitbestimmungs- 
rechte, Brief des Außenministeriums zu CALHA NORTE, Alternativer Friedensnobel- 
preis Für die CPT, Buchrezensionen u.a. 
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epd-Entwicklungspolitik Nr.18/1989 

Friedrichstr, 2-5, 6000 Frankfurt 17 
Analyse:Handwerkerförderung in Tansania, 9.Blockfreiengipfel in Belgrad, GATT- 
Verhandlungen: Gefahr für Verbraucher, "Harmonisierung" des Asylrechts in Europa 
Infornation:US-Umneltorganisationen Fordern IDA-Reformen, Schuldenberg wächst 
langsamer, Neville Alexander zur Lage in Südafrika 
Dokumentation:Das Krisenpotential der internationalen Verschuldung, Kairos-Erklä- 
rung von Christen aus der Dritten Welt, Daten zur Verschuldung 


ENVIO Nr. 97 
Edition Nahua, Postfach 101320, 5600 Wuppertal 1 


Die Wahlen zwischen dem Boykott der USA und dem Druck der Bevölkerung, Inter- 
view mit A. Bendana zum Thema '"'10 Jahre ncaraguanische Außenpolitik" 


Envio Nr. 98 

Dokumentation des Abkommens der nicaraguanischen Regierung und der Oppositions- 
parteien in Bezug auf die Demobilisierung der Contra; außerdem der Text des Ab- 
kommens der Präsidenten von Tela. Eine Analyse dieser beiden Abkommen sowohl 
im innenpolitischen Kontext, wie auch in Bezug auf die Nicaraqua-Politik der 
USA, Bericht über das neue Mediengesetz in Nicaragua. 


erd-Entwicklungspolitik Nr.19/20 1989 

i Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 17 
Analyse: Ohne menschliches Antlitz- Bericht von der 44. IWF/Weltbank-Jahrestagung 
Atombombe der Armen? Chemische Waffen in der Dritten Welt, "Bürgerkrieg ohne 
Waffen! - Geschäfte mit der Krise in Argentinien, Wahlen in Namibia 
Information:Kollaps des BMZ-Haushaltes? Repnik in Brasilien, Fünf Jahre Pestizid 
Aktions-Netzwerk 
Dokumentation: D. Senghaas; F. List und die Entwiclungsproblematik, Hintergrundü- 
berlegungen der Europäischen Schuldenkampagne, M.Löwy:Theologie der Befreiung 
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Heerstr.205, 5300 Bonn 
Schwerpunktthem a: Coca und Kokainwirtschaft - KOKApitalisnus, Der kultur-- und 
sozialgeschichtliche Weg der Cocablätter von den ausgebeulten Backentaschen boli- 
vianischer Minenarbeiter bis in die Chemielabors der Kakainbarone, Frauen als 
schwächste Glieder der Kette im internationalen kokainhandel, US-Strategien ge- 
gen den MNarco-Terrorismus", die zwielichtige Rolle des "Leuchtenden Pfades" 
im Huallaga-Tal, Peru 
Berichte und Hintergründe:Cubas Drogenaffäre im Jahre 30 der Revolution, 100 
Tage Christiani (ARENA)-Regierung in El Salvador. Panama und Bolivien nach den 
Wahlen, Interview mit V. Jaramillo, Vorsitzender der kolumbianischen "Union Pat- 
riotica", Nachruf auf den kubanischen Poeten Nicolas Guillen, Länderberichte 
aus Brasilien, Honduras und der anglophonen Karibik 
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Chile - Zwischen Überlebenskampf und Rebellion 


Hrsg. Hanne Sommer und Axel Hauff 

Berlin 1989, 108 Seiten, 99 s/w-Fotos, Plakate, Faksimiles, Doku- 
mente und Interviews. 

DM 15.- 


Der Bericht einer Reise - aber was für eine Reise! Von ihrer 3- 
monatigen Tour kreuz und quer durchs oppositionelle Chile im Früh- 
Jahr 1989 brachten Hanne Sommer und Axel Hauff über 1300 Fotos, 

35 Tonbandinterviews, zahlreiche Plakate, Flugschriften, Zeit- 

schriften, Kinderzeichnungen und anderes Material mit, um es aus- 

zugsweise für eine Ausstellung einer breiten Öffentlichkeit zu- 
gänglich zu machen. Das ganze fand im Übrigen seinen Niederschlag 

in einer Dokumentation, die, begleitend zur Ausstellung, seit 
September erhältlich ist. 


Die Dokumentation besticht nicht nur durch ihr Äußeres: durch 
klare Gliederung, sorgfältige, fast möchte man sagen bibliophile 
Edition. Spannend lesen sich die Interviews, die z.T. unter ziem- 
lichen Gefahren entstandenen Fotos machen den/die Betrachter/in 
ebenso beklommen wie aggressiv im fortschrittlichen Sinn. Im Ein- 
zelnen gewinnen wir bei der Lektüre einen fast repräsentativen 
Querschnitt durch das kämpfende Chile des Jahres 1989: Der CUT, 
Frauenorganisationen, Menschenrechtsorganisationen, Künstler, 
Tageszeitungen und Wochenschriften, Radiostationen, Theaterleute, 
Pobladores und Minenarbeiter kommen zu Wort, die Dokumentation 
des 8. März, des Generalstreiks am 18. April,sowie die Veranstal- 
tung zum 1. Mai finden außerdem noch Berücksichtigung. Ein knap- 
pes Fünftel der Dokumentation befaßt sich mit der wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage Chiles nach 16 Jahren Militärdiktatur- 
als vorangestellter Teil, vor dessen Hintergrund der Kampf des 
chilenischen Volkes erst angemessen gewürdigt werden kann. 


Alles in allem ein äußerst lesens- und betrachtenswertes Buch, 

Für all diejenigen, die sich schon länger mit Chile beschäftigen, 
ist diese Dokumentation eine tolle Ergänzung; für diejenigen, 

die sich als 'Einsteiger/innen' verstehen, ist sie, fast möchte 

man sagen, eine notwendige Grundausstattung... 


zu beatehen bei : LN-Vertriob 
Gnetsonaustr. 2 
looo Berlin 61 


Nora Rigby/Robin Schneider 

DICTIONARY OF THE RAMA LANGUAGE 

Rama-English- Rama-Creole- Spanish-English-Rama 

(Vol. 2 des zweibändigen Werkes =»Speaking with the Tiger«) 

182 Seiten, 1989 

Brosch. DM 39,- / ISBN 3-496-00459-2 

Dieses viersprachige Wörterbuch macht das Rama sowie das afroamerikanische 
Croole-Englisch der Rama-Indianer zugänglich. Es enthält den vollständigen aktiven 
Wortschatz einer der besten Sprecherinnen dieser Sprache, ihre Übersetzungen ins 
Rama-Creole sowie einen Index Englisch-Rama. 


Robin Schneider 

RAMA AND THE SANDINIST REVOLUTION 
(Vol. 1 des zweibändigen Werkes »Speaking with the Tiger«) 
(in englischer Sprache) 

178 Seiten mit 23 Fotos, 5 Zeichnungen und 2 Karten, 1989 
Brosch. DM 39,- / ISBN 3-496-00468-1 


Eine Eihnogmaphie der Insel Rama Cay vor der Atlantikküste Nicaraguas von 1980 
und 1981: Untersucht wird das hoffnungs- und spannungsvolle Verhältnis der Rama- 
Indianer zu den Modemisierungsprogrammen der neuen Regierung, insbesondere 
der Zusammenhang zwischen indianischer Sprache und ethnischer Identität. 


Eleonore von Oertzen/Lioba Rossbach/ Volker Wünderich (Hg.) 
THE NICARAGUAN MOSQUITIA IN HISTORICAL 
DOCUMENTS, 1844-1927 


The dynamics of ethnic and regional history 


ca. 400 Seiten mit 3 Karten 
Brosch. ca. DM %9,- / ISBN 3-496-00476-2 


Die hier erstmals veröffentlichten Berichte von Diplomaten und Herrnhuter Missio- 
naren über die Atlantikregion Nicaraguas (Mosquitia) eröffnen <inen ethnohistori- 
schen Zugang zu den Miskito-Indianern und den Creoles (Afroamerikanern), vor 
allem zu den religiösen und politischen Bewegungen. 


DIETRICH REIMER VERLAG hä BERLIN 


Unter den Eichen 57 1000 Berlin 45 


Die Gewinner 
sind wir. 
| Unserem Möbelgeschmack 
und: Papierbedart fallen 
riesige Unwaldgebiete 
zum Opfer, 
Viehweiden zur Produktion 
|von Hamburgern zerstören 
Ackerland,das dringend für 
die heimische Ernährung 
gebraucht wird. Für die 
| wachsende Bevölkerung 
| bleibt nichts übrig. 
‚ Sie hungert. Und in den 
Industrieländern spricht 
man von "übervölkert", 


| Selbsthilfeprojekte in 

| Lateinamerika und Indien 
brauchen unsere 
Unterstützung. 

| Sie bestimmen, welches 
Projekt Sie fördern. 
| Die ASW leitet Ihre 
| Spende weiter. 

I 
I 

| Informationen zu den 
\ Projekten von: 

ı Aktionsgemeinschaft 
| Solidarische Welte.V. 
ı Hedemannstraße 14 
1000 Berlin 61 

, BfG Berlin 

BLZ 100 101 11 


| Konto: 555 


Im September 1988 tagte in Berlin das 
Ständige Tribunal der Völker (Lelio 
Basso Tribunal) über die Politik von 
IWF und Weltbank. Das Urteil des Trib- 
unals liegt jetzt erstmals in deutscher 
Übersetzung vor. Die Broschüre enthält 
neben dem Urteil die vom Tribunal aus- N 
gearbeiteten Handlungsvorschläge, die % 
Rede des Schriftstellers Galeano vor 
dem Tribunal und eine Auswahl von 
Pressestimmen. 


DIN A 5 Format 

September 1980,60 Seiten 

Einzelpreis: DM 5. + Porto. ab 5 Expl. DM 4,-+ Porto, 
ab 10 Expl. 3,- und portofrei 


Ist hier angeklagt, und nicht nur 
selne Finanzinsiitutionen. 8& 


Währungsfonds (IWF) und 
Wellbank vor dem 


Basso-Tribunal 


Hingg: Inkeirnsshönnenmm Orig Weil eobung 5 DM 


#6 Das ganze System 


& 


Internationaler 


B Bezug: iz3w, Postfach 5328, 7800 Freiburg 


L 


Jetzt zugreifen! 


Bis zum 31.12.1989 


das Abo zum alten Preis 
von DM 40,-* * ab 1.1.1990 DM 48,- 


% seit zwanzig Jahren kontinuierliche Be- 
richterstattung über die Länder der Drit- 
ten Welt, Entwicklungspolitik, Solibewe- 
gung, Kanıpagnen, Ausländerpolitik... 

%* Informationen über die Hintergründe und 
Zusammenhänge zwischen Politik hier 
und den Verhältnissen in der Dritten Welt. 

%* Nachrichten zu Politik, Wirtschaft, Kul- 
tur, Rüstung... 

% gemacht von einer unabhängigen Gruppe 
kritischer und engagierter Leute 


iz3W, Pf. 5328, 7800 Freiburg 


... gemahlen oder in Bohnen, auch in 
verschiedenen Mahlstärken. Für Wie- 
derverkäufer, Initiativen, Dritte-Welt- 
Läden, Kneipen, Büros, Kantinen und 
Cafes: 


ab 10 Pfund 2509 6,35 DM 

500g 12,50 DM 

ab 30 Pfund 2509  5,70DM 

500g 11,25 DM 

ab 100 Pfund 2509 5,55DM 

in \ 500g 10,95 DM 
Ne, 


... die milde Marke. bei der der Rohkaffee 
mit übersättigtem Wasserdampf behandelt 
wurde. Dadurch wird der Gehalt an Chloro- 
gensäuren stark reduziert. Das hervorragende 
Aroma des Nicaragua-Kaffees bleibt je- 
doch erhalten. (Nur im 500-g-Päckchen!) 


ab }0 Pfund 500 g mild 13,10 DM 
ab 30 Pfund 500 g mild 11,80 DM 
ab 100 Pfund 500 gmild 11,50 DM 


(in allen Preisen sind Mehrwertsteuer, 
Porto + Verpackung enthalten) 


Beratung und Bestellung beim: 


Hamburger Allee 52 
6000 Frankfurt/Main 90 
Tel. 069/ 778863 


Während der ARENA-Staat marschlert, 
überlegt die Bundesregierung wie sie 
künftig EI Salvador wieder Entwicklungs- 
hilfe geben kann. 


Wir weisen nach: 


noch immer kontrolliert der als Draht- 
zieher der Todesschwadrone geltende 
Ex-Major d'Aubuisson die Machtstruk- 
turen von ARENA, Das moderate Image 
des smarten Präsidenten Cristlani ist: 


"D'Aubuissons neue ARENA" 


(Broschüre, 80 S., mit Beiträgen von 
Leo Gabriel, G. Gottwald u.a., herg. 
von der Informationsstelle EI Salvador 
und medico international, DM 5,--) 


Die Wirklichkeit: 


EI Salvador steht exemplarisch für eine 
seit Jahrhunderten systematisch betrie- 
bene Unterentwicklung. Darin findet er 
seine Ursachen: 


"Der Krieg in EI Salvador” 


(Buch, 200 $, eine nichts auslassende 
Einführung, herg. vom Gesundheitstaden 
Berlin und medico international, DM 10,--) 


Aktionsmaterial & Unterschriftenlisten 
zur Kampagne 

"Stopp der Entwicklungshilfe für Salvador” 
kostenlos (Rückporto in Marken beilegen). 


Bestellungen (möglichst mit Scheck) an: 


medico International 
Obermainanlage 7, 6000 Frankfurt - 1 


Wir brauchen dringend Spenden für die 
medizinische Hilfe für EI Salvador: 
Konto 1800 - Frankfurter Sparkasse 
Stichwort: EI Salvador 


